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EDITORIAL/086: Die Grenzen meiner Sprache ... (SB)





Wochendruckausgabe 86 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
19.05.2018
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Die Grenzen meiner Sprache ...

"Die Grenzen meiner Sprache

sind die Grenzen meiner Welt."

(Ludwig Wittgenstein)

Ein jeder ist der Sprache teilhaftig, soweit sie sich in den Archiven
des täglichen und perspektivischen Gebrauchs sammelt, strukturiert und
ablagert. Dennoch besteht ihre vorrangigste Eigenschaft und Funktion
wohl eher darin, niemals Besitz, Eigentum oder Vermögen werden zu
können.

Der Wunsch des Menschen nach wechselseitiger oder einseitiger
Verfügungsgewalt als Hilfsmittel oder Werkzeug in seinen Händen oder
gar in seinem Munde, um damit seine Interessen zu verfolgen, ist so
alt wie die doch äußerst beschränkte Reichweite eben dieses Ansinnens.
Nicht grundlos ist die Kultur der Werkzeuge und Hilfsmittel, also auch
die der Sprache, hoch innovativ und wird bestimmt durch ihre
fortschreitende Entwicklung. Soviel zu Ludwig Wittgenstein und seinem
Bekenntnis zur Unzulänglichkeit seines sprachlichen Vermögens als
Einsicht in die Grenzen ihrer Fassungs- und Entfaltungsmöglichkeiten.

Wenn also der Knüppel, wie uns die Volksweisheit verrät, beim Hund
liegt, warum sollte ich gerade auf diesen fixiert bleiben, um ihn im
Zweifelsfalle zu bezwingen? Die Grenzen der Sprache, also der Kehrwert
ihres Besitzes, bleiben am Ende dieser Betrachtungen deshalb ebenso
ungeklärt wie die Chance, sie zu besitzen oder sich ihrer unabweislich
zu bedienen. Auch die Fragefertigkeit, als ein Bestandteil
sprachlichen Vermögens erwiesen, wird in Anbetracht entgrenzender
Unwahrscheinlichkeiten dann auf ihre Gegenstandslosigkeit reduziert.

Jedes jedoch von Besitz- und Verfügungsstreben emanzipierte
Verständnis und der Folge ungetriebener Mühe nicht im Wege stehen zu
müssen, hebt die Beseitigung solcher Hindernisse in den Horizont der
Erreichbarkeit.

Fraglos allerdings müssen gerade diese Hindernisse zum Zwecke ihrer
Überwindung zuvor in ihrer ganzen Vollständigkeit und
Widersprüchlichkeit aufgerichtet und bis zur Erschöpfung verbraucht
werden. Nicht erst nach Wittgenstein muß dieser Preis sich
überstülpender Erkenntnisse neben den Schleifen andauernder
Wiederholung dennoch vollständig entrichtet werden, wollte man sich
denn ihrer Fesselgewalt endlich und gültig wirksam entledigen können.

Ihre Schattenblick-Redaktion


18. Mai 2018
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KOHLEALARM/433: Klimakampf und Kohlefront - zu spät für Seen und Grundwasser ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 17.05.2018

Wassereinleitung in tagebaubeeinflusste Seen löst nur geringe Teile des
Problems



Cottbus, 17.05.2018. Zu den am Donnerstag in Cottbus vorgestellten
Maßnahmen zur Stützung der durch den Tagebau Jänschwalde geschädigten Seen
bei Guben gibt René Schuster vom Umweltverband GRÜNE LIGA die folgende
erste Bewertung ab:

"Es ist höchste Zeit, dass die Bergbehörde LBGR erste Konsequenzen aus der
Schädigung der Seen zieht, das hätte bereits vor Jahren passieren müssen.

Während die Grundwasserabsenkung des Tagebaues noch in diesem Jahr durch
Inbetriebnahme weiterer Pumpen noch weiter verschärft werden soll, soll die
Einleitung in die Seen frühestens in einem Jahr beginnen und erst in drei
Jahren der Zielwasserstand erreicht sein. Aus unserer Sicht ist jede
weitere Verschlechterung unzulässig und ein Fortschreiten des Tagebaues
nach Norden zu stoppen.

Die Wiederherstellung der Seewasserstände von 2010 reicht aus unserer Sicht
nicht aus, weil schon vor 2010 Einflüsse des Bergbaus am Absinken der Seen
beteiligt waren.

Der Grundwasserentzug durch den Tagebau schädigt zudem nicht nur die Seen,
sondern auch andere Lebensräume und verursacht Bergschäden. Auch diese
Wirkungen reichen zwangsläufig weiter als bisher zugegeben. Sie zu
verhindern gibt es offenbar kein Konzept."

 * 

Quelle:

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Mai 2018 
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MUMIA/890: »Gott ist schwarz« (Mumia Abu-Jamal)


Kolumne 908

»Gott ist schwarz«

Der afroamerikanische Gelehrte James Hal Cone verknüpfte Aufbruchstimmung
der schwarzen Emanzipationsbewegung mit Theologie

von Mumia Abu-Jamal



James Hal Cone war ein Mann von kleiner Statur. Aber er war ein großer
Theologe und Gelehrter. Inmitten der Aufbruchstimmung der schwarzen
Emanzipationsbewegung der 60er Jahre veröffentlichte er in New York sein
wegweisendes Werk »Black Theology and Black Power« und schockierte die Welt
mit seiner Aussage: »Gott ist schwarz«. Cone war nicht der erste, der diese
These vertrat. Bereits 1944 verfasste der afroamerikanische Anthropologe
und Bürgerrechtler Arthur Huff Fauset sein Buch »Black Gods of the
Metropolis - Negro Religious Cults of the Urban North«, in dem er
detailliert die religiösen Bewegungen der Schwarzen in den Ghettos des
Nordens der USA beschrieb und eine ähnliche Haltung dazu einnahm wie Cone.

Seit der Veröffentlichung seines ersten Buches und bis in die Gegenwart
hinein übte Cone mit seiner Arbeit großen Einfluss aus. Sein Schaffen wurde
innerhalb und außerhalb der Gemeinde der afroamerikanischen Theologen
sowohl geschätzt als auch kritisiert. Seit 1977 war er ununterbrochen als
Professor für Systematische Theologie an der 1836 gegründeten, unabhängigen
Hochschule »Union Theological Seminary« in New York City tätig. In seinem
1970 erstveröffentlichten und 1986 erneut aufgelegten Werk »A Black
Theology of Liberation« schrieb der unter dem Eindruck der revolutionären
Aufklärung der schwarzen Freiheits- und Bürgerrechtsbewegung erleuchtete
Cone: »Gott ist schwarz. (...) In der schwarzen Theologie ist kein Platz
für einen farblosen Gott, wenn es um den Gott einer Gesellschaft geht, in
der Menschen gerade wegen ihrer Hautfarbe großes Leid erfahren. Zu sagen,
Gott sei schwarz, bedeutet, dass dieser Gott die Lebensbedingungen der
Unterdrückten zu seinen eigenen macht.«

Im gesamten Norden Amerikas trugen Cones Ideen in den christlichen
Gemeinden vor allem unter schwarzen Nationalisten Früchte, für die sich das
Göttliche im Wirken der schwarzen Freiheitsbewegung zeigte. In Cones Person
paarten sich Kühnheit und Genialität. Sein Werk war Befreiung und
Offenbarung zugleich. 1991 veröffentlichte er das Buch »Martin & Malcolm &
America: A Dream or a Nightmare?«, in dem er sich mit den jeweiligen Ideen
von Martin L. King Jr. und Malcolm X auseinandersetzte und zeigte, wie die
beiden geistlichen Führer die Realität in den Vereinigten Staaten verändert
hatten. Cone schrieb: »Zorn und Humor sind wie der linke und der rechte Arm
eines Menschen. Sie ergänzen sich. Der Zorn befähigt die Armen, ihren
kompromisslosen Widerstand gegen die Unterdrückung zum Ausdruck zu bringen,
und der Humor verhindert, dass ihre Wut sie verzehrt.«

James Cone, geboren am 5. August 1936 in Fordyce, Arkansas, ist nach einer
glanzvollen Laufbahn als schwarzer Gelehrter Ende April 2018 zu seinen
Ahnen heimgekehrt.


Copyright: Mumia Abu-Jamal

mit freundlicher Genehmigung des Autors

Übersetzung: Jürgen Heiser

Erstveröffentlicht in "junge Welt" Nr. 109 vom 14. Mai 2018

 * 

Quelle:

Der Beitrag entstammt der Website www.freedom-now.de

mit freundlicher Genehmigung von Jürgen Heiser

Internationales Verteidigungskomitee (IVK)

Postfach 150 323, 28093 Bremen

E-Mail: ivk(at)freedom-now(dot)de

Internet: www.freedom-now.de
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ATTAC/1905: Aktionstag gegen Konzern-Steuertricks am Samstag


Attac Deutschland - Presseankündigung

Frankfurt am Main, 21. Mai 2018

Steuertricks von Amazon, Apple und Co. einen Riegel vorschieben!

Samstag bundesweiter Attac-Aktionstag / EU-Rat entscheidet über
Country-by-Country-Reporting



Amazon, SAP, Apple, Starbucks: Pay your Tax! So lautet das Motto eines
bundesweiten Aktionstages am Samstag, mit dem Attac Druck gegen
Steuertricks von Konzernen machen wird. Von Bamberg bis Hamburg werden
Aktive des globalisierungskritischen Netzwerkes öffentlich auf die
Steuervermeidungspraxis multinationaler Unternehmen aufmerksam machen
und für eine Gesamtkonzernsteuer eintreten.

"Das aggressive Geschäftsmodell der Steuertrickser-Konzerne schadet der
Allgemeinheit und muss gestoppt werden", sagt Alfred Eibl vom
bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Amazon beispielsweise müsste
allein in Deutschland schätzungsweise mindestens 150 Millionen Euro pro
Jahr mehr zahlen. Dieses Geld fehlt für Pflege, Gesundheit, Bildung und
Kitas - auch in unserer Stadt!"

Um die Steuertricks multinationaler Konzerne wirksam zu bekämpfen,
fordert Attac eine Gesamtkonzernsteuer mit Mindeststeuersätzen in der
EU. Dabei werden nicht mehr Unternehmenstöchter einzeln betrachtet,
sondern der global erzielte Gesamtgewinn eines Konzerns wird ermittelt.
Dieser wird nach wirtschaftlichen Aktivitäten auf die jeweiligen Länder
aufgeteilt und entsprechend besteuert. Gewinnverschiebungen zwischen
Konzerntöchtern wären damit zwecklos und hätten ein Ende.

Die von der EU-Kommission vorgeschlagene Digital Service Tax für
Internetunternehmen wäre nach Ansicht von Attac keine Lösung. Der
Vorschlag bezieht nur einen Teil der steuersparenden Konzerne ein und
ist konzeptionell unausgegoren.

Ausgerechnet
Bundesregierung sperrt sich gegen Country-by-Country-Reporting

Über einen wichtigen ersten Schritt entscheidet der EU-Rat am 28. Mai:
Beim so genannten Country-by-Country-Reporting müssen Konzerne in
öffentlich einsehbaren Länderberichten offenlegen, in welchen Staaten
sie aktiv sind und wieviel Umsatz, Beschäftigte, Investitionen, Gewinne
und Steuern in dem jeweiligen Land anfallen. Ausgerechnet die
Bundesregierung sperrt sich gegen entsprechende Vorschläge des
EU-Parlaments.

Alfred Eibl: "Um den Steuertricks von Apple, SAP, Amazon und Co. einen
Riegel vorschieben, hilft nur Druck aus der Zivilgesellschaft. Dass
Apple nach langem Sträuben bereit ist, seine Steuerschuld von 13
Milliarden Euro bis zur anstehenden Gerichtsentscheidung zumindest auf
ein Treuhandkonto einzuzahlen, ist ein erster Erfolg. Doch das reicht
nicht, denn die Trickserei geht weiter. Wir brauchen klare gesetzliche
Rahmenbedingungen."




Weitere Informationen:

Attac-Kampagne gegen Steuertricks:

www.attac.de/steuertricks

Attac-Flyer zu Amazon:

www.attac.de/fileadmin/user_upload/Kampagnen/konzernbesteuerung/2017_neues_Kampagnenmaterial/AmazonFlyerWebVersion.pdf

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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AUSSICHTEN/8283: Und morgen, den 22 Mai 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 22.05.2018 bis zum 23.05.2018 +++






[image: Jean-Luc 8283 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wärme steigend,

Sonnenschein,

durstig neigend

Jean am Wein.
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PARTEIEN/357: Brexit - Zollunion ein zahlbarer Preis ... (SB)


Brexit - Zollunion ein zahlbarer Preis ...



In Sachen Brexit läuft alles auf eine Zollunion - auch wenn sie aus
politischen Gründen diesen Namen nicht tragen darf - hinaus. Den
Brexiteers bei der konservativen Regierung in London sowie im
britischen Parlament ist damals in ihrem Drang, die Mitgliedschaft des
Vereinigten Königreichs in der Europäischen Union zu beenden, ein
folgenschwerer Fehler unterlaufen. Angesichts ihrer chauvinistischen,
England-zentristischen Weltsicht haben sie die gewichtigste Hürde auf
dem Weg hin zur neuen glorreichen Ära des "Global Britain" völlig
vergessen - Irland und die künftige Grenze zwischen Nordirland und der
Republik im Süden. An diesem unüberwindlichen Hindernis zerplatzen
derzeit alle Träumereien vom "Empire 2.0".

Mehr als ein Jahr nachdem Premierministerin Theresa May Artikel 50 des
Lissabonner Vertrages aktiviert und sich London damit auf Ende März
2019 als Datum für den Austritt des Vereinigten Königreichs festgelegt
hat, besteht immer noch Unklarheit darüber, wie die künftigen
Beziehungen zur EU aussehen sollen. Grund für die Unklarheit ist die
Uneinigkeit unter den Tories - sowohl der konservativen Fraktion im
britischen Unterhaus als auch im Kabinett Mays. Die harten Brexiteers,
angeführt von Außenminister Boris Johnson, Umweltminister Michael
Gove, Handelsminister Liam Fox und Hinterbänkler Jacob Rees-Mogg,
Galionsfigur der rund 60 Abgeordnete starken European Research Group
im Unterhaus, drängen auf Austritt aus dem europäischem Binnenmarkt
und der Zollunion, damit Großbritannien künftig allein seine
Einwanderungspolitik bestimmen und nach Gusto Freihandelsverträge mit
Drittstaaten abschließen kann.

Die Republik Irland beharrt jedoch unter Berufung auf das
Karfreitagsabkommen von 1998, mittels dessen der Nordirlandkonflikt
nach 30 Jahren und 3500 Toten beigelegt werden konnte, auf die
Beibehaltung der Unsichtbarkeit der inneririschen Grenze. Folglich hat
Theresa May beim EU-Gipfel im vergangenen Dezember versprochen, keine
festen Grenzinstallationen zu errichten. Kontrollen von Personen und
Waren wären jedoch dringend notwendig, sollte das Vereinigte
Königreich Zollunion und Binnenmarkt den Rücken kehren, wodurch die
Regeln der Welthandelsorganisation (WTO) greifen würden, um Handel und
Verkehr mit der EU abzuwickeln. In der nicht ganz so heimlichen
Hoffnung, dieses Szenario herbeizuführen, spielten die harten
Brexiteers bislang offen mit der Möglichkeit, die laufenden
Brexit-Verhandlungen mit Brüssel scheitern zu lassen.

Wegen der Unmöglichkeit, die Vision der Brexiteers mit der harten
Wirklichkeit zu vereinbaren, hat Theresa May endlich das schon länger
anstehende Machtwort gesprochen. Bei Beratungen der parlamentarischen
Fraktion der Konservativen Partei im Unterhaus kam es am 15. Mai zum
großen Showdown zwischen der Premierministerin und Rees-Mogg.
Berichten der Times of London und des Guardians zufolge hat sich May
zum ersten Mal als Regierungs- und Parteichefin den Anführer der
EU-Skeptiker, der sich bis dahin alles erlauben durfte, vorgeknöpft
und ihm und allen Anwesenden gezeigt, wo der Hammer hängt.

In dem Streit hat Rees-Mogg den Standpunkt vertreten, das Vereinigte
Königreich sollte die Forderungen Dublins und Brüssels ignorieren,
einfach aus der EU austreten und es ihr überlassen, wie sie künftig
die Grenzproblematik lösen will. Was die damit einhergehende Gefahr
einer möglichen Volksbefragung in Nordirland über die
Wiedervereinigung mit der Republik betrifft, war Rees-Mogg der
Auffassung, daß es London darauf ankommen lassen solle, schließlich
hätten 2014 die Anhänger der Union ein ähnliches Plebiszit in
Schottland gewonnen. Daraufhin May: "Ich wäre nicht so zuversichtlich
wie Sie. Das ist ein Risiko, das einzugehen ich nicht bereit bin. Wir
können den Ausgang einer solchen Situation nicht einfach
vorwegnehmen."

In einem am 20. Mai in der Sonntagszeitung Observer erschienenen
Artikel über die "Klatsche", die May ihrem Widersacher Rees-Mogg
verpaßt hat, hieß es: "Es war der Moment, nach dem sich die
EU-freundlichen konservativen Unterhausabgeordneten lange gesehnt
hatten - daß die Premierministerin den Ober-Brexiteer Jacob Rees-Mogg
zur Schnecke macht. Ein Abgeordneter, der Mays neu gefundene
Bestimmtheit erlebt hat, verglich sie mit einer leidgeprüften
Lehrerin, die ihre Geduld mit dem Klassenbesserwisser endlich verloren
hat. "Sie hat ihn so richtig abgewatscht. Sie hat gezeigt, daß sie es
kann. Sie war fabelhaft."

Vieles stand in diesem Moment auf dem Spiel, nicht nur Mays Position
als Regierungs- und Parteichefin, sondern auch die Einheit der Tories
insgesamt und der Erhalt des Vereinigten Königreichs in seiner
heutigen Form. Anders als Rees-Mogg hat May erkannt, daß der harte
Brexit ein zu hoher Preis ist, wenn dafür Nordirland verlorengeht. Die
Kräfte, die zur Wiedervereinigung Irlands führten, würden über kurz
oder lang die Abspaltung Schottlands nach sich ziehen. Schon jetzt
streiten sich Edinburgh und London über die Forderung der
nationalistischen Regierung in Schottland, die nach dem Brexit an das
Vereinigte Königreich zurückzuübertragenden Befugnisse nicht der
Zentralregierung, sondern den Regionen zu überlassen.

Beim europäischen Sicherheitsgipfel im bulgarischen Sofia am 17. Mai
hat May den Regierungschefs der EU-27 den Wunsch Großbritanniens
übermittelt, die für den Brexit erforderliche Übergangszeit noch
weiter über 2021 hinaus zu verlängern. Sie hat zudem angekündigt, daß
London im Juni Brüssel endlich erste konkrete Pläne zur Bewältigung
der Grenzproblematik, die nicht nur Irland, sondern auch den Flug-,
Bahn- und Schiffsverkehr zwischen Großbritannien und dem europäischen
Festland betrifft, vorlegen wird. Nicht nur aus wirtschaftlichen
Gründen, sondern auch zum Zweck des Fortbestehens des Vereinigten
Königreichs werden diese Pläne in etwa dessen Mitgliedschaft im
Europäischen Wirtschaftsraum beinhalten.
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HEINRICH BÖLL STIFTUNG/411: Studie Braunkohleregionen - Warnung vor Strukturbrüchen


Heinrich-Böll-Stiftung - 16. Mai 2018

Deutsch-Tschechische Expertengruppe warnt vor Strukturbrüchen in
Braunkohleregionen und fordert Regierungen zum Handeln auf

Die Heinrich-Böll-Stiftung und Deutsche Umwelthilfe fordern klar definierte
Ausstiegsszenarien, Planungssicherheit für die betroffenen Regionen sowie
die Teilhabe unterschiedlicher Akteurinnen und Akteure, um einen
erfolgreichen Strukturwandel gemeinsam gestalten zu können.



Berlin - Am 16. Mai haben die Heinrich-Böll-Stiftung Prag und die Deutsche
Umwelthilfe (DUH) gemeinsam mit den Think Tanks E3G und Glopolis den
Bericht "Europäische Braunkohleregionen im Wandel: Herausforderungen in
Deutschland und Tschechien" in Berlin vorgestellt. Die Studie analysiert
den Strukturwandel in deutschen und tschechischen Braunkohlerevieren und
formuliert Politikempfehlungen für eine wirtschaftlich nachhaltige und
sozial gerechte Entwicklung in diesen Regionen. Von zentraler Bedeutung für
die betroffenen Regionen sind demnach klar definierte Ausstiegsszenarien,
eine frühe Planung von alternativen Strategien, politische Kohärenz und
Verbindlichkeit zwischen nationalen und regionalen Regierungsebenen sowie
eine umfassendere Beteiligung der Zivilgesellschaft und Sozialpartner auf
allen Ebenen.

Die Empfehlungen basieren auf einem fast zweijährigen Dialog einer
vertraulich tagenden, deutsch-tschechischen Expertengruppe, deren
Mitglieder über umfangreiche Erfahrungen in den Regierungen, der
öffentlichen Verwaltung, der Energiewirtschaft, den Gewerkschaften, der
Wissenschaft und der Zivilgesellschaft verfügen.

Eva van de Rakt, Büroleiterin der Heinrich-Böll-Stiftung in Prag betonte:
"Deutschland und Tschechien sind wirtschaftlich eng miteinander verbunden
und stehen aufgrund ihrer Abhängigkeit von der Braunkohle vor ähnlichen
Herausforderungen. Unser Projekt brachte zum ersten Mal zentrale
Akteurinnen und Akteure ganz unterschiedlicher Bereiche im 
deutsch-tschechischen Kontext zusammen, um in einem vertraulichen Rahmen
Ausgangslagen und Grundvoraussetzungen für einen nachhaltigen und sozial
gerechten Strukturwandel zu diskutieren. Der Abschlussbericht wird den
Regierungen beider Länder vorgelegt, um eine weitere grenzüberschreitende
Debatte darüber anzuregen, wie ein gerechtes Modell des Strukturwandels für
die europäischen Braunkohlereviere aussehen könnte."

Sascha Müller-Kraenner, Bundesgeschäftsführer der DUH sagte bei der
Vorstellung des Berichts: "Klimafreundliche Technologien und nachhaltige
Regionalentwicklung stellen für die Braunkohlereviere eine echte
wirtschaftliche Chance dar. Um das Potential auszuschöpfen, ist die
Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an der Zukunftsgestaltung ihrer Region
wesentlich." Die von der Bundesregierung geplante Kommission für "Wachstum,
Strukturwandel und Beschäftigung" müsse dringend ein klares Zieldatum für
den Kohleausstieg festlegen und damit die notwendige Planungssicherheit
schaffen.

Wie wichtig die politische Verbindlichkeit und ein Fahrplan für den
Ausstieg aus der Kohle, der sich an internationalen Klimazielen orientiert,
ist, betonte auch Sabrina Schulz, Büroleiterin von E3G in Berlin sowie
Ko-Autorin des Berichts. "Nur mit der notwendigen Planungssicherheit und
dem Rückhalt aus den jeweiligen Landesregierungen werden Unternehmen in
innovative und zukunftsfähige Technologien investieren, neue Geschäftsideen
umgesetzt oder die Ansiedlung neuer Branchen befördert", sagte Schulz.
Dabei gelte es vor allem auch über den Tellerrand zu schauen und regions-
und grenzübergreifende Initiativen zu schaffen, Wissen und bewährte
Verfahren auszutauschen und die deutsch-tschechische Zusammenarbeit zu
stärken, so Schulz.

"Das Rad muss nicht immer neu erfunden werden. Das Projekt hat gezeigt,
dass vor allem im Bereich der Rekultivierung ein bilateraler Austausch sehr
hilfreich sein kann. Die tschechische Gesetzgebung zur Absicherung der
finanziellen Rücklagen für die Rekultivierung könnte auch für Deutschland
ein positives Beispiel sein", so Klára Sutlovičová, Expertin für Energie-
und Klimapolitik beim tschechischen Think Tank Glopolis.



Studie zum Download unter:

https://www.boell.de/de/2018/05/16/europaeische-braunkohleregionen-im-wandel?dimension1=division_oen

Heinrich-Böll-Stiftung in Kooperation mit Deutsche Umwelthilfe, E3G und
Glopolis

 * 

Quelle:

Heinrich-Böll-Stiftung e.V.

Schumannstraße 8, 10117 Berlin
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GLEICHHEIT/6649: Rom - Busse fangen Feuer auf Grund von Wartungsmängeln


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Rom: Busse fangen Feuer auf Grund von Wartungsmängeln

Von Allison Smith

19. Mai 2018



In Rom fingen vor zehn Tagen gleich zwei Busse der Transportgesellschaft
Atac Feuer und gingen in Flammen auf.

Der erste Brand wurde durch Funkenflug ins Innere eines Touristenbusses
verursacht, der sich gerade auf Tour durch die historische Altstadt befand.
Geistesgegenwärtig ließ der Fahrer die Reisenden aussteigen, als er die
Gefahr erkannte. Kurz darauf fing der ganze Bus Feuer und brannte
vollständig aus. Der qualmende Rauch verursachte schwere Schäden an den
umliegenden Geschäften, und ein Ladenbesitzer musste sich im Krankenhaus
behandeln lassen.

Am gleichen Tag fing ein weiterer Bus Feuer. Es war ein Schulbus, der
Kinder in Castel Porziano, einem südwestlichen Stadtteil Roms,
transportierte.

Im vergangenen Jahr brannten 22 Busse aus, und bei allen war der Hauptgrund
ein Mangel an sachgemäßer Wartung. Geht man von den vier Busbränden in
einem einzigen Monat in diesem Jahr aus, wird es 2018 aller Voraussicht
nach noch schlimmer kommen. Der Busbestand ist extrem überaltert und die
Busse sind äußerst schlecht in Stand gehalten.

Die Bewohner Roms äußern sich darüber auf Twitter, und sie nutzen dafür den
Hashtag #flambus, was sich auf Tambus reimt (so hieß Atac früher). Viele
schreiben, wenn ein Bus in Rom Feuer fange, dann denke jeder sofort, dass
Atac verantwortlich sei, aber keiner nehme einen terroristischen
Hintergrund an.

Nach einem internen Bericht von Atac sind ständig 36 Prozent ihrer Busse
kaputt oder in Reparatur. Derzeit sind auch 50 Prozent der städtischen
Straßenbahnen wegen nötiger Reparaturen außer Betrieb.

Seit Jahren ist Atac, wie der gesamte öffentliche Dienst Roms, das
Zielobjekt einer gnadenlosen Verleumdungskampagne. Sie lastet der Agentur,
oder genauer: ihren Arbeitern, die städtische Haushaltskrise an, indem sie
sie beschuldigt, ineffizient und faul zu sein und zu oft krank zu feiern.

Im Gegensatz zu den üblichen, auch in den Medien wiederholten Behauptungen,
die Arbeiter und die unfähigen Verwaltungsangestellten seien hauptsächlich
am Haushaltsdefizit schuld, hat sich herausgestellt, dass in Wirklichkeit
das Finanzkapital und fragwürdige Spekulationen die Hauptrolle spielen.

Tatsächlich haben die Regierenden von Rom seit Beginn der weltweiten
Finanzkrise von 2008 sich entweder von Notlösung zu Notlösung gehangelt,
oder sie haben sich auf zwielichtige Transaktionen mit Finanzderivaten
eingelassen, die die Haushaltskrise der Ewigen Stadt weiter verschlimmerten
und ihre Betriebe um das dringend benötigte Geld brachten.

2014 musste Rom unter Premierminister Matteo Renzi von der Demokratischen
Partei (PD) beinahe Bankrott anmelden. Renzi handelte damals mit den drei
großen Gewerkschaften das Dekret Salva Roma ter (Rettet Rom 3) aus.
Mehrfach wurde Rom damals mit Detroit verglichen. Unter dem Vorwand, man
führe "innovative Modelle für das Service-Management" ein, wurde der Weg
für eine Privatisierung lebenswichtiger Dienstleistungen freigemacht. Davon
ist auch Atac betroffen.

Schon im nächsten Jahr gab der Römer Bürgermeister, Ignazio Marino (PD),
bekannt, dass die Stadt einen Anteilseigner suche, der einen
Minderheitsanteil von Atac kaufen werde. Das Ziel ist, das Management im
Jahr 2019 auszulagern. Schließlich stolperte Marino über einen Skandal
wegen Spesenbetrugs und Misswirtschaft in den städtischen Einrichtungen.

Letztes Jahr sagte Bruno Rota, der damalige Atac-Chef, die Gesellschaft
habe 1,3 Milliarden Euro Schulden und müsse Bankrott anmelden. Seither
versuchen die Kritiker von Atac verstärkt, die Verantwortung für die
Verschuldung den Beschäftigten und den Schwarzfahrern in die Schuhe zu
schieben.

Was die Gewerkschaften bei Atac angeht, insbesondere die zu CGIL gehörende
FILT (Federazione Italiana Lavoratori Trasporti), so argumentieren sie, für
eine "Kontinuität der Dienstleistung" sei es nötig, dass das 
Atac-Management und die Römer Verwaltung dem Diktat der Kreditgeber folgten. Vor
kurzem haben sie die Fahrzeiten verlängert, die die Fahrer absolvieren, ehe
sie eine mindestens zweistündige Pause einlegen müssen.

Vor den Parlamentswahlen im März hat sich in Rom die Stimmung stark
verändert. Wegen der immer schlechteren Infrastruktur und dem schlampigen
Management hat sich die öffentliche Meinung gegen die derzeitige römischen
Bürgermeisterin, Virginia Raggi, von der rechten Fünf-Sterne-Bewegung (M5S)
gewandt.

Raggi hatte einen "radikalen Neubeginn im Namen von Ehrlichkeit und
Transparenz" versprochen, aber seitdem sie im Juni 2016 ihr Amt übernommen
hat, verliert sie wegen der zahlreichen Skandale, in die sie verwickelt
ist, zusehends an Ansehen.

Die M5S entstand im Jahr 2008, dem Jahr der globalen Finanzkrise, als
Reaktion auf den Bankrott der offiziellen Linken und ihrer pseudolinken
Anhängsel. Bei den italienischen Nationalwahlen hat sie dieses Jahr die
meisten Stimmen gewonnen. Aber weil im Wahlrecht ein Proporz eingeführt
worden ist, braucht die M5S jetzt zum Regieren einen Partner.

Trotz all ihrer Establishment-feindlichen Rhetorik haben die Fünf Sterne
deshalb ihr "Verantwortungsbewusstsein" entdeckt, und sie verhandeln mit
der rechtsextremen Lega, der langjährigen Verbündeten des italienischen
Oligarchen, Silvio Berlusconi.

Wie die WSWS am 12. Mai erklärte [1], hat die kommende Koalition aus
M5S und Lega die Aufgabe, "das Diktat der internationalen Finanzmärkte in
einem Land durchzusetzen, das von hoher Armut und Arbeitslosigkeit, einer
tiefen Bankenkrise und einer extrem hohen Staatsverschuldung geprägt ist".
Was Atac und die anderen städtischen Einrichtungen betrifft, so wird die
nationale Schuldenkrise dazu genutzt werden, um ihnen weitere Kürzungen und
die Privatisierung aufzuzwingen. Die italienische Arbeiterklasse muss sich
weigern, für eine Krise zu zahlen, die sie nicht verursacht hat.


Anmerkung

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/05/12/ital-m12.html
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AUSLAND/8711: Aus aller Welt - 21.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



US-Außenminister Pompeo droht Iran

Nach dem einseitigen Ausstieg aus dem Atomabkommen der USA kündigte
Außenminister Mike Pompeo die härtesten Sanktionen der Geschichte
gegen den Iran an, sollte die Regierung in Teheran nicht von ihrem
inakzeptablen und unproduktiven Weg abweichen. Laut Pompeo führte der
Iran unter dem Schirm des Atomvertrags Stellvertreterkriege im Nahen
Osten. Die USA wollten weiter mit Verbündeten in der Region
zusammenarbeiten, um den Iran zurückzudrängen. Zudem stellte der neue
US-Außenminister klar, daß europäische Firmen, die verbotene
Geschäfte mit dem Iran machten, zur Verantwortung gezogen würden. Die
EU hatte US-Präsident Donald Trump für seinen Ausstieg aus dem
Atomdeal stark kritisiert.
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JUSTIZ/8711: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rheinland-Pfalz führt elektronische Akte an Gerichten ein

Rheinland-Pfalz will Anfang Juni mit der Einführung der
elektronischen Akte in der Justiz beginnen. Nach Angaben von
Justizminister Herbert Mertin (FDP) soll die E-Akte zunächst am
Landgericht Kaiserslautern für Zivilsachen eingeführt werden. Im
Dezember sollen das Landgericht und das Amtsgericht Bad Kreuznach
folgen. Bis 2026 sollen alle Gerichte im Land auf die E-Akte
umgestellt sein. Bisher werden alle Akten in der Justiz in Papierform
geführt.
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MILITÄR/8708: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Syrische Regierung kontrolliert wieder ihre Hauptstadt

Einen Monat nach Beginn ihrer Militäroperation gegen die
IS-Dschihadisten im Süden von Damaskus haben die syrischen
Regierungstruppen offenbar auch das palästinensische Flüchtlingslager
Jarmuk freigekämpft. Ein Militärsprecher teilte der amtliche Agentur
SANA mit, daß Damaskus, seine Randgebiete und die umliegenden Städte
komplett sicher seien. Die Syrische Beobachtungsstelle für
Menschenrechte in Großbritannien hatte zuvor berichtet, daß
Angehörige des Dschihadistenbündnisses Hajat Tahrir al-Scham das
sieben Kilometer vom Zentrum der Hauptstadt entfernte Lager in der
Nacht zu Montag in Richtung einer Wüstenregion im Osten Syriens
verlassen hätten.
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POLITIK/8710: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bremer Bamf-Affäre - SPD gegen Untersuchungsausschuß

Bundesinnenminister Horst Seehofer (CSU) gerät in der Affäre um
manipulierte Asylbescheide in der Bremer Außenstelle des Bundesamtes
für Migration und Flüchtlinge (Bamf) zunehmend unter Druck. Seehofer
müsse sofort hart durchgreifen, sagte der innenpolitische Sprecher
der SPD-Fraktion, Burkhard Lischka, der Zeitung Die Welt
(Dienstagsausgabe). Die Kontrollmechanismen des Bamf haben versagt.
So etwas dürfe nicht nochmal passieren. Einen Untersuchungsausschuß
hält Lischka aber für falsch. Im April war bekannt geworden, daß die
frühere Leiterin der Bremer Bamf-Außenstelle zwischen 2013 und 2016
mindestens 1.200 positive Asylentscheidungen getroffen haben soll,
obwohl die Voraussetzungen dafür nicht gegeben waren.
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SONSTIGES/8709: Tragisches und Kurioses - 21.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



19jähriger stirbt durch Stromschlag

Im niedersächsischen Gifhorn ist ein 19jähriger an der Bahnlinie
Hannover-Wolfsburg tödlich verletzt worden. Er war einen Mast der
Oberleitung hochgeklettert, als es zu einem sogenannten
Spannungsüberschlag kam. Obwohl die 17jährige Freundin sofort die
Rettungskräfte alarmierte, konnte ein Notarzt nur noch den Tod des
jungen Mannes feststellen.
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WISSENSCHAFT/7794: Aus Forschung und Technik - 21.05.2018 (SB)




MELDUNGEN



China startet Relais-Satelliten für nächste Mondmission

Zur Vorbereitung der ersten Landung auf der erdabgewandten Seite des
Mondes hat die chinesische Raumfahrtbehörde CNSA einen Satelliten ins
All befördert, der die Kommunikation zwischen der Erde und dem
Mond-Rover sicherstellen soll. 25 Minuten nach dem Start vom
Raumfahrtzentrum in Xichang in der Provinz Sichuan in Südwestchina
habe sich der rund 400 Kilogramm schwere Relais-Satellit planmäßig
von einer Trägerrakete getrennt, berichtete die Agentur Xinhua. Mit
dem Start brachte die Rakete vom Typ Langer Marsch zusätzlich noch
zwei chinesische Mikrosatelliten Longjiang 1 und 2 in den Weltraum,
auf denen sich radioastronomische Nutzlasten befinden.
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AUSLAND/7806: Aus aller Welt - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Maduro zum Präsidenten Venezuelas wiedergewählt

In Venezuela hat der amtierende Präsident Nicolás Maduro die
Präsidentschaftswahl am Sonntag gewonnen. Bei einer Wahlbeteiligung
von nur 46,01 Prozent stimmten laut vorläufigen Angaben des
Nationalen Wahlrates (Consejo Nacional Electoral, CNE) 67,7 Prozent
der Wähler und Wählerinnen für Maduro, dem Amtsnachfolger des 2013
verstorbenen Hugo Chávez. Dessen Weggefährte Henri Falcón kam auf
21,2 Prozent der Stimmen und der Evangelikale Javier Bertucci auf
10,8 Prozent. Reinaldo Quijada war mit 0,4 Prozent weit abgeschlagen.
Ein Großteil der Opposition (das Bündnis Tisch der demokratischen
Einheit / Mesa de Unidad Democrática / MUD) hatte zum Boykott der
Wahl aufgerufen, um Maduro und die von Chávez eingeleitete
Bolivarische Revolution zu diskreditieren. Falcón hatte vor dem
Urnengang erklärt, daß er das Ergebnis nicht anerkennen wird. Er
begründete dies mit den zahlreichen Ständen der Regierungspartei
PSUV, welche in der Nähe der Wahllokale aufgestellt worden wären.
Falcón selbst hatte offenbar auf die traditionellen Stände
verzichtet. Die CNE hatte einen Mindestabstand der Stände zu den
Wahllokalen von 200 Metern festgelegt. Außerdem durften an den
Ständen keine weiteren Sozialleistungen gewährt werden. Der Wahlrat
hatte internationale Beobachter wie Rafael Correa, den ehemaligen
Präsidenten Ecuadors, zu der Wahl eingeladen. Die Beobachter stellten
keine Unregelmäßigkeiten fest. Betrug im Wahlsystem soll nicht
möglich gewesen sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7767: Medizin und Gesundheitswesen - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Doppelt soviel Dicke in Nordrhein-Westfalen

Die Zahl der Dicken in Deutschland nimmt immer weiter zu. So
berichtete das Deutsche Ärzteblatt, daß sich die Zahl der unter
Fettleibigkeit leidenden Patienten in nordrhein-westfälischen
Krankenhäusern in den letzten fünf Jahren nahezu verdoppelt hat. Der
größte Anteil der behandelten Patienten lag nach der Erhebung
der amtlichen Statistikstelle des Landes in der Altersgruppe zwischen
35 und 55 Jahren. Als behandlungswürdig werden Menschen eingestuft,
die einen sogenannten Body-Mass-Index (BMI) von 30 haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7794: Kriminalität und Rechtsprechung - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Polizei auf bayerischen Flughäfen setzt Schulpflicht durch

In Bayern hat Polizei auf den Flughäfen von Memmingen, Nürnberg und
München überprüft, ob Familien mit schulpflichtigen Kindern ohne
Erlaubnis der Schulen vor Beginn der Pfingstferien in Urlaub fliegen.
Insgesamt 21 Familien wurden am Nürnberger Flughafen und am Allgäu
Airport bei Memmingen aufgespürt, die sich nun wegen einer
Ordnungswidrigkeit zu verantworten und eventuell einen
Bußgeldbescheid zu erwarten haben. Im Verdachtsfall holte die Polizei
bei der jeweiligen Schule Informationen über Eltern und Kind ein.
Gegen die Eltern wurde bei den zuständigen Landratsämtern Anzeige
erstattet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7718: Sprache, Kunst und Medium - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Stavenhagen sucht neue Lieder auf Platt

Inzwischen sichtet eine Jury die Bewerbungen für den Musikwettbewerb
im Rahmen die 21. Reuter-Festspiele, die am 17. Juni in Stavenhagen
(Kreis Mecklenburgische Seenplatte) über die Bühne gehen sollen.

Stilistisch gibt es keine Beschränkungen, ob es sich um Rock, Blues,
Folklore, Rap oder Hip Hop handelt, die Texte müssen nur auf
plattdeutsch vorgetragen werden.

Vor allem wünschen sich die Organisatoren für den Wettbewerb diesmal
Lieder mit aktuellen Themen, wie eine Stadtsprecherin NDR MV
mitgeteilte.

Stavenhagen ist die Geburtsstadt des bekanntesten niederdeutschen
Dichters und Schriftstellers Fritz Reuter (1810-1874), dessen Vater
dort Bürgermeister war.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7784: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Syrisches Militär erklärt Großraum Damaskus für vollständig sicher

Die letzte Milizen vom Islamischen Staat sind aus dem Großraum
Damaskus mit Bussen weggebracht worden. Ein Sprecher der syrischen
Streitkräfte erklärte im Fernsehen die syrische Hauptstadt und ihre
Vororte zu einem vollkommen sicheren Gebiet. Die regulären Truppen
hatten die Region sieben Jahre lang nicht vollständig kontrolliert.
Die oppositionsnahe Syrische Beobachtungsstelle für Menschenrechte
bestätigte von London aus die Angaben. Weiter hieß es, der IS sei
noch in zwei Wüstengebieten in Ostsyrien präsent. Außerdem gibt es
eine dem IS nahestehende Milizengruppe im Südwesten. Der
Beobachtungsstelle zufolge hat es eine Waffenstillstandsvereinbarung
zwischen der Regierung in Damaskus und der IS-Miliz gegeben.
Angeblich, weil die Absprache nicht publik werden sollte, wurden die
1600 Kämpfer und Zivilisten in der Nacht in Bussen weggebracht. Ein
Militär berichtete der staatlichen Nachrichtenagentur Sana, man habe
eine Waffenruhe bis Montagmittag vereinbart, um Frauen und Kinder aus
den umkämpften Vierteln in Sicherheit zu bringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7798: Aus Parlament und Gesellschaft - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Außenminister Maas beim G20-Treffen in Buenos Aires

Bundesaußenminister Heiko Maas ist am Sonntag zu einem G20-Treffen in
Buenos Aires geflogen. Auf der Tagesordnung stehen die Themen
Terrorbekämpfung, Digitalisierung, Klimaschutz, Ernährung der
Weltbevölkerung, Stärkung der multilateralen Weltordnung sowie der
internationalen Abkommen und Institutionen. Von größtem Interesse ist
die Zukunft des internationalen Iranabkommens, welches die Führung in
Washington auszuhebeln versucht. Maas mahnte bei seiner Ankunft in
Argentinien, sollte das Abkommen aufgegeben werden, ginge man
hinsichtlich der Nuklearwaffen des Irans in eine völlig ungewisse
Zukunft. Der Minister betonte, das Iranabkommen erhöhe die Sicherheit
Europas. Weil sich kein neues Abkommen abzeichne, werde er alles
daran setzen, daß es bei diesem Deal bleibe.

US-Außenminister Mike Pompeo, der am Montag Teheran massivste
Strafmaßnahmen ankündigte, schickte seinen Stellvertreter zu dem
G20-Treffen. Auch der russische Außenminister Sergej Lawrow kam nicht
persönlich zur Konferenz, ebenso nicht die EU-Außenbeauftragte
Federica Mogherini und der französische Außenminister Jean-Yves Le
Drian.

Maas sprach in Buenos Aires zuerst mit seinem spanischen
Amtskollegen, um dann an einem gemeinsamen Arbeitsessen aller
G20-Vertreter teilzunehmen. Für Montag waren Gespräche mit den
Amtskollegen aus Argentinien, Mexiko und Chile sowie dem chinesischen
Außenminister Wang Yi geplant. China und Rußland wollen das Abkommen
mit dem Iran einhalten. Von Argentinien aus fliegt Maas nach
Washington weiter, wo er am Mittwoch mit Pompeo sprechen wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7768: Tragisches und Kurioses - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Umweltschützer unterliegen Umweltschützern

Nach einem Regierungsbeschluß aus dem Jahr 2016 sollten im
australischen Territorium New South Wales innerhalb von 20 Jahren
Tausende Wildpferde getötet werden. Kurioserweise kam die Forderung
von Umweltschützern, die ein Ungleichgewicht in der Population des
Kosciuszko National Parks, in Australiens "Alpen" sehen. Demnach
verdrängen die rund 6000 "Brumbies" genannten Wildpferde in den
Feuchtgebieten im Süden andere Arten, die mehr Anrecht auf das
Schutzgebiet hätten.

Da die Pferde ursprünglich mit europäischen Siedlern auf den fünften
Kontinent kamen und damit in den Augen mancher Umweltschützer keine
echten Wildtiere sind, sollten bis zu 90 Prozent der Bestände getötet
werden, wie der Deutschlandfunk berichtete.

Der Beschluß entfachte jedoch derart heftige Proteste nicht nur unter
Umweltschützern, sondern in der Bevölkerung allgemein, die die Pferde
als wichtigen Teil der örtlichen Folklore verteidigen, daß die
Regierung des Bundesstaats von den Plänen abrückt und einen Kompromiß
durch die Umsiedlung eines Teils der "Brumbies" in andere Regionen
Australiens sucht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7795: Arbeit, Soziales und Familie - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Frieden geht

Am Montagmittag startete in Oberndorf am Neckar ein Staffellauf von
30 bis 40 Friedensaktivisten und Rüstungsgegnern über 1100 Kilometer
nach Berlin. Die Teilnehmer protestieren mit der Aktion gegen
Waffenexporte aus Deutschland. Ausgangspunkt des Staffellaufs
"Frieden geht" war der Firmensitz des Waffenherstellers Heckler &
Koch. Dort fand auch eine Auftaktkundgebung mit rund 300 Teilnehmer
statt. Für den gesamten Staffellauf, auf dessen Strecken gegangen,
gejoggt, radgefahren und Marathon gelaufen wird, haben sich mehr als
1000 Menschen gemeldet. Die letzte Etappe ist für den 2. Juni
geplant. Bis dahin werden die Teilnehmer Kriegsgeräthersteller wie
Krauss-Maffei Wegmann in Kassel und Jenoptik in Jena sowie politische
Entscheidungszentren und Behörden aufsuchen. Entlang der Strecke
werden Kundgebungen, Vorträge, Kinoabende und Podiumsdiskussionen
stattfinden. Der Staffelstab selbst enthält ein Papier mit einer
Liste von Forderungen, welche auf der Abschlußkundgebung in Berlin an
die Politik weitergereicht werden soll. Zu den Veranstaltern von
"Frieden geht" gehören 16 Kirchen, Entwicklungsorganisationen und
Friedensinitiativen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7778: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Luftverschmutzung könnte Allergie-Zunahme verursachen

Die Zahlen alarmieren. Das Robert Koch-Institut (RKI) hat laut
Deutschem Ärzteblatt mitgeteilt, daß inzwischen bei 30 Prozent der
18- bis 79jährigen im Verlauf ihres Lebens mindestens eine
allergische Erkrankung diagnostiziert wird. Mehrere Studien deuten
darauf hin, daß Hitze, Ozon und Feinstaub die Anfälligkeit für
Lungen- und Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhöhen könnten. Daher will
die Bundesregierung von verschiedenen Forschungsvorhaben die Frage
klären lassen, welchen Einfluß die Luftverschmutzung auf die Zunahme
der Allergie-Erkrankungen hat.
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WIRTSCHAFT/7783: Märkte und Finanzen - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Landesweites Batteriekraftwerknetz in Großbritannien geplant

In Großbritannien sollen in den nächsten Jahren insgesamt 45
vernetzte Batteriekraftwerke mit einer Kapazität von jeweils 50
Megawatt errichtet werden. Die Kraftwerke speichern überschüssigen
Strom aus Solar- und Windkraftwerken und geben ihn bei Bedarf ab. Die
ersten zehn Batteriespeicher sollen bereit in 18 Monaten in Betrieb
gehen. Von dem Vorhaben erfuhr das Nachrichtenmagazin Der Spiegel aus
Branchenkreisen. Das 1,6 Milliarden Pfund teure Projekt wird in
Zusammenarbeit des Unternehmens Pivot Power und der Netzbetreiber
National Grid realisiert. An der Finanzierung sind unter anderem
Auto- und Energiefirmen und der Investor Downing LLP beteiligt. Pivot
Power plant zudem die Installation des weltgrößten Netzes an
Schnellladestationen für elektrische Autos.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7801: Aus Forschung und Technik - 21.05.2018 (SB)




VOM TAGE



Startup entwickelt superschnellen Prozessor

Das könnte die Prozessor-Welt revolutionieren. Wie gerade die
Internetplattform Hardwareluxx meldete, will das 2016 gegründete
Startup Tachyum aus dem Silicon Valley unter dem Codenamen Prodigy
einen Prozessor entwickelt haben, der eine rund zehnmal höhere
Rechenleistung im Vergleich zu aktuell üblichen Prozessoren hat. Nach
Angaben von Tachyum soll Prodigy auf 1012 TFLOPS Rechenleistung
kommen. Im Vergleich kommt der NVIDIA Tesla V100 gerade einmal auf
125 TFLOPS. Wenn in zwei Jahren das Prodigy-Datacenter fertig ist,
sollen durch den Zusammenschluß von mindestens 256.000 dieser Chips
Echtzeit-Simulationen des Gehirns durchgeführt werden.
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PRESSEKONFERENZ/1669: Kanzlerin Merkel und der russische Präsident Wladimir Putin, 18.05.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in Sotschi - Freitag, 18. Mai 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem russischen
Präsidenten Wladimir Putin

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultanübersetzung)



P Putin: Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, meine Damen und Herren! Ich
danke Frau Bundeskanzlerin Angela Merkel dafür, dass sie unserer Einladung
gefolgt und nach Sotschi zu einem Arbeitsbesuch gereist ist. Wir haben
einiges zu besprechen.

Wir haben den ersten Teil der Gespräche stattfinden lassen. Nach der
Pressekonferenz werden wir diese Besprechung im größeren Format fortsetzen.
Mittlerweile haben wir uns über bilaterale Kooperationsfragen ausgetauscht.
Es ging um die Kooperation im politischen Handel, zum wirtschaftlichen,
kulturellen und humanitären Bereich. Außerdem haben wir über drängende
internationale Fragen gesprochen. Es ist wichtig, dass trotz der
schwierigen außenpolitischen Konjunktur, trotz der bestehenden
Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf einige internationale Probleme
Russland und Deutschland es für sinnvoll halten, in einem regelmäßigen
Austausch zu bleiben. Die russische Seite ist bereit, mit deutschen
Kolleginnen und Kollegen zusammenzuarbeiten im Sinne des gegenseitigen
Vorteils und mit Blick auf die Interessen des russischen und des deutschen
Volkes.

Deutschland gehört zu den wichtigen Handelspartnern Russlands und
Deutschlands. Es rangiert auf Platz zwei nach der chinesischen
Volksrepublik. In dem vergangenen Jahr ist der bilaterale Handel um 23
Prozent angewachsen. Im Januar und Februar 2018 ist der bilaterale Handel
um weitere 13 Prozent angewachsen. Die Investitionszusammenarbeit wird auch
stärker. Die russischen Investitionen in der deutschen Wirtschaft belaufen
sich mittlerweile auf über 8 Milliarden US-Dollar, und die deutschen
Kapitalanlagen in Russland machen über 18 Milliarden US-Dollar aus. Das
sind fast 5 Prozent der direkten Auslandsinvestitionen der russischen
Wirtschaft.

In Russland gibt es fast 5.000 deutsche Unternehmen mit einem Gesamtumsatz
von mehr als 50 Milliarden US-Dollar. Sie beschäftigen circa 270.000
Personen. In Deutschland sind circa 1.500 Firmen mit russischem Kapital
aktiv. Wir sind der Meinung, dass Regierungen beider Länder auch in der
Zukunft dazu beitragen müssen, dass die Handelsindustrie und technologische
Kooperation sich intensiv weiter entwickeln. Die Energiewirtschaft gehört
zu den wichtigen Bereichen unserer Partnerschaft. Wir haben über die
gesamte Palette der Zusammenarbeit in diesem Bereich gesprochen.
Insbesondere haben wir auch über Infrastrukturprojekte gesprochen
einschließlich Nord Stream 2.

Ich möchte Sie darauf hinweisen und deutlich machen, dass wir dieses
Projekt stets als ein rein wirtschaftliches Projekt angesehen haben. Dieses
Projekt haben wir stets als etwas gesehen, wo unsere Unternehmen im Einsatz
waren. Stets haben wir dieses Projekt außerhalb jeglicher politischer
Prozesse betrachtet.

Nach der Inbetriebnahme von Nord Stream 2 wollen wir nicht den Transit des
russischen Gases über die Ukraine einstellen. Darüber habe ich mit Frau
Bundeskanzlerin heute auch gesprochen. Sie hat diese Frage auch in den Raum
gestellt. Ich möchte deutlich machen: Die Lieferungen werden fortgesetzt,
sollten sie für die wirtschaftlichen Akteure wirtschaftlich sinnvoll und
zielführend sein.

Ich möchte außerdem deutlich machen, dass Russland und Deutschland im
humanitären und kulturellen Bereich weiter zusammenarbeiten. In diesem Jahr
soll das Jahr für Kommunal- und Städtepartnerschaften abgeschlossen werden.
Man bereitet auch das Wissenschaftsjahr vor. Außerdem will man ein groß
angelegtes Konzertprogramm "russische Saison 2019" stattfinden lassen.
Unsere Zivilgesellschaften kooperieren weiter aktiv im Rahmen des
Petersburger Dialoges, der Potsdamer Begegnungen und des Deutsch-Russischen
Forums.

Zusammen mit Frau Bundeskanzlerin habe ich auch eingehend über wichtige
internationale Fragen gesprochen. Vor allem haben wir uns darüber
ausgetauscht, wie es um den gemeinsamen umfassenden Aktionsplan zum
iranischen Nuklearprogramm bestellt ist, nachdem die USA einseitig daraus
ausgestiegen sind. Wir hatten uns ja auch darüber ausgetauscht, wie die
Situation im Nahen Osten ist. Sie hat sich (zugespitzt).

Wir haben auch über das Problem der syrischen Krise gesprochen. Wir haben
festgestellt, dass wir einen gemeinsamen Beitrag zum politischen Prozess
auf der Genfer Plattform und in Astana zu leisten haben. Wir wollen auch
der syrischen Bevölkerung vor Ort humanitäre Hilfe zukommen lassen. Wir
registrieren die Bemühungen der Bundesrepublik Deutschland darum, den
wirtschaftlichen Aufbau in diesem Land zu betreiben. Es ist wichtig, dass
jegliche Hilfe nach Rücksprache mit der legitimen Regierung geleistet wird.

Wir haben auch über die Lage in der Ukraine gesprochen. Wir waren uns
einig, dass die Minsker Vereinbarungen eine alternativlose Grundlage für
eine Lösung bleiben. Natürlich werden wir uns weiterhin darum bemühen, dass
das Normandie-Format aktiv bleibt. Wir werden dazu beitragen, dass die
Kontaktgruppe in Minsk auch ergebnisorientiert weiterarbeitet. Wir wollen
unsere außenpolitischen Ämter anweisen, noch einmal das Thema der 
VN-Mission zu prüfen, die die Aufgabe haben wird, den Schutz der 
OSZE-Beobachter zu gewährleisten.

Abschließend möchte ich noch einmal, Frau Bundeskanzlerin, von Herzen dafür
danken, dass wir einen offenen Meinungsaustausch pflegen konnten, der
durchaus rechtzeitig und sinnvoll war. Danke schön.

BK'in Merkel: Ich möchte mich auch bedanken, dass ich heute hier sein kann
und diese Gespräche führen kann. Wir waren im vorigen Jahr um etwa diese
Zeit auch hier, als es um die Vorbereitung des G20-Gipfels ging, bei dem
wir ja auch gut und eng zusammengearbeitet haben.

Wir haben die Themen der bilateralen Zusammenarbeit behandelt. Hier gibt es
sowohl wirtschaftliche Beziehungen als auch die vom Präsidenten schon
genannten Aktivitäten, wie zum Beispiel den Petersburger Dialog.

Ich habe von meiner Seite darauf hingewiesen, dass Fragen der
Pressefreiheit von entscheidender Bedeutung sind - in speziellen Fällen
habe ich darum gebeten, die Dinge noch einmal zu betrachten - und genauso
auch der kulturellen Freiheit.

Wir freuen uns, wenn es Aktivitäten russischer Kulturinstitutionen gibt,
zum Beispiel Konzerte. Aber auch das Wissenschaftsjahr wird für die
Zusammenarbeit der Zivilgesellschaft wichtig sein. Das unterstützen wir.

Wir pflegen miteinander einen regelmäßigen und offenen Austausch, in dem
auch unterschiedliche Positionen dargestellt werden können.

Das Thema Ukraine war natürlich ein zentrales Thema im Gespräch. Auch ich
weiß, dass wir das Minsker Abkommen haben und dass dieses Minsker Abkommen
die einzige Grundlage ist, auf der wir arbeiten können. Leider hat es heute
Nacht auch wieder schwere Verletzungen des Waffenstillstandes gegeben.
Deshalb ist der Gedanke einer UN-Truppe einer, den wir weiter verfolgen
sollten. Darüber stimmen wir auch überein. Die Außenminister könnten und
sollten daran aus meiner Sicht auch weiter arbeiten. Das wäre ein guter
Erfolg zu einer Stabilisierung der Lage, um dann auch die politischen
Schritte durchzusetzen, die ja in Minsk vereinbart wurden.

In dem Zusammenhang haben wir auch über die Rolle gesprochen, die der 
Gas-Transit für die Ukraine hat. Unsere Überzeugung von deutscher Seite - dazu
hat ja auch der deutsche Wirtschaftsminister Peter Altmaier in dieser Woche
Gespräche geführt - ist, dass auch nach dem Bau von Nord Stream 2 die
Transitrolle der Ukraine weiter bestehen muss. Das ist von strategischer
Bedeutung. Deutschland ist auch bereit, sich hier zu engagieren und die
Möglichkeiten und die Grundlagen dafür mit zu befördern.

Auch wir sehen Nord Stream 2 als ein wirtschaftliches Projekt. Aber es hat
eben auch Implikationen, und deshalb geht es auch um die Frage, welche
Garantien in dem Zusammenhang für die Ukraine gegeben werden.

Wir haben sehr intensiv über die Situation in Syrien gesprochen. Hier ist
der von den Vereinten Nationen gesteuerte Prozess aus meiner Sicht die
Möglichkeit, an der wir arbeiten müssen. Es gibt die sogenannte 
Astana-Gruppe. Es gibt die sogenannte "Small Group". Es geht jetzt darum, in den
nächsten Schritten eine gemeinsame Agenda zu haben, die dann in den
jeweiligen Gruppen auch behandelt werden kann. Wir unterstützen aus voller
Kraft, soweit wir das können, die Arbeit des UN-Sonderbeauftragten, von
Herrn de Mistura.

Die Lage hat sich durch den Austritt der Vereinigten Staaten von Amerika
aus dem Iran-Abkommen noch einmal verkompliziert. Deutschland,
Großbritannien, Frankreich und all unsere Kollegen in der Europäischen
Union stützen dieses Abkommen weiterhin. Wir bleiben in diesem Abkommen.
Wir wissen trotzdem, dass dadurch eine sehr spezifische Situation
entstanden ist, in der wir ja auch von europäischer Seite aus mit dem Iran
sprechen. Ich glaube, es ist ein Abkommen, das alles andere als vollkommen
ist, aber es ist besser, als kein Abkommen zu haben. Aber es gibt Themen,
über die mit dem Iran darüber hinaus gesprochen werden muss - darüber gibt
es auch breite Einigkeit zwischen uns und den Vereinigten Staaten von
Amerika -, zum Beispiel das ballistische Raketenprogramm, aber zum Beispiel
auch die Frage, wie es weitergeht, wenn Teile des Iran-Abkommens auslaufen.

Insgesamt ist die Situation in der Region um Syrien herum natürlich sehr
angespannt, und deshalb muss alles unternommen werden, um möglichst viele
politische Gespräch zu führen, die schrittweise zu einer Lösung führen
können. Es wäre jetzt gut, wenn das, was einmal in Sotschi vereinbart
wurde, nämlich dass ein Verfassungsprozess in Gang kommt, jetzt auch durch
die Benennung von Vertretern untermauert werden könnte; denn dann wäre ein
Element dessen, was Herr de Mistura auch anstrebt, damit erreicht.

Insgesamt waren es wichtige Gespräche. Ich denke, diese großen Probleme
kann man nur lösen, wenn man auch über Themen, in denen man
unterschiedlicher Meinung ist, intensiv spricht und indem man auch
versucht, die Analyse zu klären und sie gleich zu machen beziehungsweise
sozusagen wenigstens die Fakten gemeinsam auf den Tisch zu legen und zu
versuchen, daraus Lösungswege zu erarbeiten. In diesem Sinne war das sehr
wichtig, und ich freue mich, das Gespräch dann nachher noch weiter
fortzusetzen.

Frage: Ich habe eine Frage an die Bundeskanzlerin: Würden Sie sagen, dass
wir angesichts der Schwierigkeiten, die viele Europäer im Moment mit 
US-Präsident Trump und seinem eher als unilateral empfundenen Vorgehen haben,
vor einer Renaissance des deutsch-russischen Verhältnisses stehen?

Herr Präsident, es gibt Klagen deutscher und europäischer Firmen darüber,
dass das russische Parlament ein Gesetz vorbereitet, das ausländische
Firmen auffordert, sich nicht an US-Sanktionen gegen Russland zu
beteiligen, und Ihnen da auch mit Strafen droht. Unterminiert das nicht
Ihren Versuch, ausländische und auch deutsche Investitionen in Russland
weiter zu fördern? Warum glauben Sie, dass dieses Gesetz sinnvoll sei?

BK'in Merkel: Wir haben eine feste transatlantische Freundschaft, die auch
schon immer in der Geschichte Fragen unterschiedlicher Meinungen aushalten
musste, und ich glaube, das kann auch jetzt so sein. Aber das stellt ja die
Intensität der transatlantischen Beziehungen nicht infrage.

Wir haben ein strategisches Interesse daran, gute Beziehungen zu Russland
zu haben. Ich habe mich auch in den schwierigsten Zeiten dafür eingesetzt,
dass zum Beispiel der Nato-Russland-Dialog fortgesetzt wird und dass es
auch seitens der EU immer wieder Kontakte gibt. Ich halte das 
Miteinander-Reden für absolut wichtig. Unsere Zivilgesellschaften haben viele, viele
Verbindungen, und auch diese Zusammenarbeit, die deutsch-russische
Zusammenarbeit, muss sehr schwerer Differenzen aushalten, manchmal auch
sehr grundsätzliche.

Aber ich sage noch einmal: Wenn man Probleme lösen will, dann muss man
miteinander reden. Es gibt auch Themen, bei denen wir durchaus einer
Meinung sind, und das ist ja dann bei den vielen Fragen, in denen wir nicht
einer Meinung sind, auch gut. Deshalb ist mein Ansatz in diesen Zeiten, in
denen viel übereinander geredet wird, dass man alle Möglichkeiten ausloten
sollte, miteinander zu reden, und damit ist dies heute wieder ein Baustein
in einer, glaube ich, sehr wichtigen Zeit. Insofern ist der Termin
vielleicht nicht schlecht gewählt.

P Putin: Wenn Sie mir gestatten, würde ich auch mit der Beantwortung des
ersten Teils Ihrer Frage anfangen. Ich glaube, es besteht keine
Notwendigkeit, die Beziehungen zwischen der Russischen Föderation und der
Bundesrepublik Deutschland in einen Zusammenhang mit unseren Beziehungen zu
Drittstaaten zu setzen. Ich habe bereits gesagt, dass Deutschland zu den
wichtigsten Handels- und Wirtschaftspartnern Russlands gehört. Unser Handel
lag vor einigen Jahren bei ca. 80 Milliarden US-Dollar. Gott sei Dank,
nimmt dieser Handel mittlerweile zu. Er liegt bei ca. 50 Milliarden 
US-Dollar. Hunderttausende Arbeitsplätze hängen an unserer Zusammenarbeit,
sowohl in Russland als auch in der Bundesrepublik. Das sind Hunderttausende
Arbeitsplätze! Mittlerweile haben wir angefangen, mehr deutsche Waren
einzukaufen. Das ist doch auch eine Unterstützung für die Arbeitsplätze in
Deutschland. Es gibt tausende gemeinsame Kooperationsprojekte, gemeinsame
Unternehmen. Das ist ein großer Faktor, der das Leben der Deutschen und der
Russen beeinflusst.

Selbst in schwierigsten Zeiten haben wir den Gesprächsfaden nicht abreißen
lassen. Das Leben geht ja weiter. Es entstehen neue Möglichkeiten. Alte
Probleme können nicht gelöst werden, wenn man keinen Dialog miteinander
führt; ich glaube, das liegt für alle auf der Hand. Deshalb bin ich der
Meinung, dass die deutsch-russischen Beziehungen eine Eigendynamik und eine
eigene Bedeutung haben.

Was dieses Gesetz anbelangt, das jetzt in der Staatsduma erörtert wird, so
möchte ich Ihnen zustimmen: Natürlich muss dieses Gesetz ausgewogen
formuliert sein. Aber Parlamentsabgeordnete in unserem Land und in Ihrem
Land gehen manchmal von emotionellen Überlegungen aus, obwohl das
Vorhandensein dieses Gesetzes auch außer Frage steht. In Europa gibt es
dieses Gesetz, und aus Brüssel haben wir gehört, dass unsere Kollegen in
der Europäischen Union diese Gesetze aktivieren wollen, um ihre Interessen
vor sogenannten grenzüberschreitenden Sanktionen - seitens der USA in
diesem Fall - zu schützen. Es wäre nichts Besonderes und Außergewöhnliches,
sollte auch Russland ein ähnliches Gesetz verabschieden. Aber ich stimme
Ihnen zu: Dieses Gesetz muss ausgewogen sein. Dieses Gesetz darf unserer
eigenen Volkswirtschaft und unseren Partnern, die gewissenhaft in Russland
aktiv sind, keinen Schaden zufügen. Ich bin sicher, dass das genau so der
Fall sein wird. Sie wissen, dass das Parlament die Verabschiedung dieses
Gesetzes auf später verschoben hat, um zusätzliche Konsultationen mit der
russischen Regierung aufzunehmen, und die Besetzung wird heute erst
zustande kommen.

Frage: Guten Tag! Ich habe eine Frage an beide Staats- und Regierungschefs:
Haben Sie über die Lage in der Ukraine gesprochen? Ist es nicht nötig,
möglichst bald zur Zusammenarbeit im N4-Format zurückzukommen? Haben Sie
heute über einen möglichen Termin für einen nächsten Gipfel im 
Normandie-Format gesprochen? Wann könnte dieser stattfinden?

Ich habe eine weitere Frage zur Ukraine, Frau Bundeskanzlerin. In diesem
Land gibt es einen sehr gefährlichen Präzedenzfall in Bezug auf die
Meinungsfreiheit. Unter ganz erfundenen Vorwänden wurde dort der
Chefredakteur von RIA Novosti Ukraine festgenommen. In diesem Zusammenhang
möchte ich an Sie die Bitte aller russischen Journalisten herantragen, Ihre
Einflussmöglichkeiten gegenüber der Kiewer Regierung geltend zu machen,
damit diese Person entlassen wird und damit dieser Praxis ein Ende gesetzt
wird. Es geht um Kirill Wyschinski.

Vielleicht können Sie, Herr Präsident, auch die Kiewer Regierung direkt
ansprechen.

P Putin: Was das Normandie-Format anbelangt, habe ich mich dazu schon
geäußert. Wir halten dieses Normandie Format für ein wichtiges Instrument
zur Lösung der Situation im Südosten der Ukraine, und die Russische
Föderation ist bereit, in diesem Format weiter aktiv zu sein. Wir halten
dieses Format für sehr wichtig. Für heute ist es so, dass dieses Format
durch nichts ersetzt werden kann.

Wir haben über keinen konkreten Termin gesprochen, aber über diese
Möglichkeit haben wir gesprochen. Die Gipfeltreffen müssen ja im Voraus gut
vorbereitet sein. Unsere Kolleginnen und Kollegen arbeiten daran. Unsere
Berater und die Außenministerien sind dabei involviert.

Was die Festnahme des Journalisten anbelangt, so stimme ich Ihnen zu: Das
ist etwas, was noch nie dagewesen ist. Dem Menschen wird vorgeworfen,
Staatsverrat verübt zu haben, und zwar allein deshalb, weil er seinem Beruf
nachgegangen ist. Ich kann mich nicht entsinnen, dass sich so etwas in der
Vergangenheit schon einmal ereignet hat. Wir haben dieses Thema gestreift
genauso wie andere Probleme, denen wir uns in der Ukraine gegenübersehen.
Aber ich werde jetzt nicht en détail gehen.

BK'in Merkel: Selbstverständlich kann es im N4-Format auch wieder ein
Treffen auf der Ebene der Staats- und Regierungschefs geben. Aber das muss
dann natürlich so vorbereitet sein, dass es auch Ergebnisse gibt. Deshalb
haben die Außenminister schon begonnen, unser neuer deutscher Außenminister
mit dem jetzt ja auch neu ernannten Außenminister Russlands, die
Vorbereitungen zu beginnen. Auf der Ebene der Berater gibt es ständige
Kontakte.

Ich denke, der nächste Schritt sollte sein, sich mit der UN-Mission zu
beschäftigen und zu schauen, ob es uns gelingt, ein gemeinsames Mandat
hinzubekommen, das man dann in den UN-Sicherheitsrat einbringen kann. In
einem solchen Falle, wäre das sicherlich ein Punkt, an dem sich auch die
Staats- und Regierungschefs wieder treffen könnten.

Also: Jederzeit, aber es muss auch eine Substanz und eine Möglichkeit
geben, etwas an Fortschritt zu präsentieren. Daran wird intensiv
gearbeitet. Denn die Situation ist so, wie sie ist, absolut nicht
befriedigend.

Zweitens: Was den Journalisten anbelangt, werde ich mich mit dem
ukrainischen Präsidenten selbstverständlich sowieso über meine Reise heute
nach Sotschi austauschen. Ich werden den Fall dann auch mit ansprechen,
genauso wie ich hier in Russland auch die Fälle von Journalisten
angesprochen habe, die hier verhaftet werden oder ihre Arbeit nicht leisten
können, was uns auch durchaus beunruhigt.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Deutschland hat über 700 syrische Flüchtlinge
aufgenommen, von denen der Großteil wahrscheinlich irgendwann wieder nach
Hause möchte. Welches Signal haben Sie von russischer Seite dafür bekommen,
dass Russland Druck auf Syrien ausüben wird, damit der politische Prozess
endlich wieder richtig in Gang kommt?

Herr Präsident, eine Frage zu Sergej Skripal, der heute aus dem Krankenhaus
entlassen wurde: Können Sie uns Ihre Reaktion darauf geben? Was erhoffen
Sie sich von ihm in der Untersuchung, die ja diplomatisch schwierig ist?

BK'in Merkel: Ich sagte ja, dass wir über die Frage Syriens gesprochen
haben. Es ist ja ein auch von den Vereinten Nationen unterstützter
Vorschlag gemacht worden, nämlich einen Verfassungsprozess in Gang zu
setzen. Gestern gab es Signale dafür, dass auch aus der Astana- oder
Sotschi-Gruppe heraus Syrien seine Vertreter benennt. Dann müssen auch
andere Vertreter benannt werde. Ein politischer Prozess ist also dringend
notwendig und muss in Gang kommen. Dabei wollen wir die Dinge auch
unterstützen.

Ich habe auch über eine Sorge gesprochen, nämlich das sogenannte Dekret
Nummer 10 in Syrien, nach dem Menschen, die sich nicht in einer bestimmten
Frist melden, ihr Wohneigentum verlieren. Das ist natürlich eine sehr
schlechte Nachricht für alle, die eines Tages wieder nach Syrien
zurückkehren wollen. Darüber werden wir noch intensiver sprechen und auch
Russland bitten, seinen Einfluss geltend zu machen, dass das von Assad
nicht gemacht wird. Denn das wäre eine große Barriere für eine Rückkehr.
Deshalb muss verhindert werden, dass dort Fakten geschaffen werden.

P Putin: Schauen Sie, was den ersten Teil Ihrer Frage anbelangt, so möchte
ich Sie darauf hinweisen, dass es in den Gebieten, die durch Militär
Syriens befreit wurden, einen großen Zustrom von denen gibt, die zurück in
ihre Häuser kommen. Mehr noch: Nehmen wir zum Beispiel Ost-Ghuta, das von
Menschen freiwillig verlassen wurde. Mit Hilfe unserer Militärpolizei
wurden sie unter anderem in die Region Idlib verbracht. Die Menschen bitten
mittlerweile darum, dass sie wieder zurückgebracht werden. Diese Bewegung
findet schon statt. Es gibt sie schon. Es geht um Tausende Menschen.

Was muss an dieser Stelle getan werden? - Man muss den Prozess der
humanitären Hilfe und den Prozess des wirtschaftlichen Aufbaus in Syrien
depolitisieren. Wenn die Europäer wollen, dass Menschen aus Europa zurück
in ihre Häuser kommen, dann müssen die für uns unverständlichen
Restriktionen aufgehoben werden, wenn es darum geht, Syrien in den Regionen
zu unterstützen, die von der Regierung der Arabischen Republik Syrien
kontrolliert werden. Wie kommen die Menschen denn dorthin zurück, wenn dort
alles zerstört worden ist? Syrien verfügt, offen gesagt, nicht ganz über
diese Möglichkeiten. Diese Möglichkeiten sind in höchstem Maße
eingeschränkt. Wenn jemand will, dass die Menschen aus Europa nach Hause
zurückkommen, so muss Syrien darin unterstützt werden, die Wirtschaft
wieder aufzubauen. Dieses Land muss wirkliche humanitäre Hilfe erfahren.
Dieser Prozess muss depolitisiert werden, davon bin ich felsenfest
überzeugt.

Nehmen wir zum Beispiel Rakka. Dort ist alles zerstört worden. Menschen
kommen noch bei Minenexplosionen um. Viele Tote liegen noch auf den
Straßen. Wohin sollen die Menschen dort denn zurückkommen? Wir alle müssen
darüber nachdenken, und wir alle müssen uns in diese Arbeit einbringen.

Was Skripal anbelangt, so habe auch ich heute aus den Medien erfahren, dass
er aus dem Krankenhaus entlassen wurde. Er möge weiter gesund sein. Wir
freuen uns sehr darüber.

In diesem Zusammenhang habe ich einige Überlegungen. Erstens bin ich der
Meinung: Unsere britischen Kollegen haben behauptet, ein Kampfstoff sei
eingesetzt worden. Sollte das der Fall gewesen sein, wäre diese Person vor
Ort ums Leben gekommen. Dieser Kampfstoff kann so stark sein, dass ein
Mensch sofort oder im Laufe weniger Sekunden beziehungsweise Minuten ums
Leben kommt. Gott sei Dank, ist der Herr gesund geworden und aus dem
Krankenhaus entlassen worden.

Was die Untersuchung anbelangt, so haben wir von unserer Seite mehr als
einmal den britischen Partnern jegliche erforderliche Hilfe in dieser
Untersuchung angeboten. Wir haben um einen Zugang zu dieser Untersuchung
gebeten. Bislang gibt es keine Reaktion. Unser Vorschlag und unser Angebot
bleiben auf dem Tisch.

Frage: Wladimir Wladimirowitsch, Sie haben gesagt, dass Sie mit Frau
Bundeskanzlerin darüber gesprochen haben, dass die USA aus dem JCPoA
ausgestiegen sind.

Meine erste Frage geht an Frau Bundeskanzlerin. Die sekundären
antiiranischen Sanktionen werden nicht nur russische, sondern auch
europäische und deutsche Firmen treffen. Welche Maßnahmen wollen Sie
ergreifen, um diese Firmen zu schützen?

Ich möchte dieses Thema weiterführen. Wladimir Wladimirowitsch, es ist
bekannt geworden, dass Donald Trump Nord Stream 2 als etwas bezeichnet hat,
das den europäischen Interessen zuwiderlaufe. Er droht, Sanktionen gegen
die Firmen zu erlassen, die an diesem Projekt beteiligt werden sollen. Was
sagen Sie zu den Perspektiven von Nord Stream 2? Frau Bundeskanzlerin, Ihre
Prognosen würden wir auch gern hören.

BK'in Merkel: Wir sind seitens der Europäer mit dem Iran im Kontakt, um
darüber zu sprechen, dass der Iran in diesem Abkommen bleiben sollte; denn
ich glaube, dass mit diesem Abkommen mehr Sicherheit, mehr Kontrolle und
vor allen Dingen mehr Transparenz da ist. Die IAEA hat deutlich gemacht,
dass sie der festen Überzeugung ist, dass der Iran zurzeit seine
Verpflichtungen aus diesem Abkommen einhält. Deshalb glauben wir, dass
diese Transparenz ein hohes Gut ist.

Es kann passieren - wir müssen die weitere Entwicklung jetzt abwarten -,
dass Unternehmen, die im Iran investieren wollten, dies nun nicht tun. Wir
diskutieren in Brüssel in der Tat auch über eine solche Blockadeverordnung;
aber auch da darf man sich keinen Illusionen hingeben, das wird nicht
sozusagen im großen Stil kompensierbar sein. Das sind dann wirtschaftliche
Entscheidungen, die die Firmen treffen.

Nichtsdestotrotz bleibt unsere Haltung, dass auch für den Iran das
Verbleiben in diesem Abkommen ein Wert an sich ist; denn wir haben viele
Jahre darüber verhandelt, es ist indossiert im UN-Sicherheitsrat, das
heißt, es hat eine internationale Glaubwürdigkeit. Ich glaube, es würde dem
Iran auch sehr gut zu Gesicht stehen, nun zu sagen: Wir wollen diese
Verpflichtungen auch weiter aufrechterhalten.

P Putin: Was Nord Stream 2 anbelangt, so habe ich mich mittlerweile dazu
geäußert. Wir haben über dieses Projekt im Kontext weiterer Projekte von
uns gesprochen. Es geht um Energieprojekte. Diese Zusammenarbeit entwickelt
sich sehr vielschichtig, diese Zusammenarbeit gibt es schon seit Längerem,
seit mehreren Jahrzehnten, und diese Zusammenarbeit gestaltet sich ganz
erfolgreich.

Was die US-amerikanische Opposition zu Nord Stream 2 anbelangt, kennen wir
diese schon lange. In diesem Zusammenhang könnte man schon sagen, dass da
ein seltener Fall von Kontinuität in der Tätigkeit der jetzigen
Administration in Bezug auf die frühere Position der Obama-Administration
gegeben ist. Hier gibt es also nichts Neues. Diese Position ist durch zwei
Überlegungen bedingt, wie man uns sagt: Erstens. Man will die Ukraine
unterstützen, die nicht sonderlich gewillt ist, mit Russland
zusammenzuarbeiten, doch sehr gerne unsere Transitgelder einkassiert. Es
geht dabei um 2 bis 3 Milliarden US-Dollar pro Jahr. Man will also, dass
wir die Ukraine mit unseren Geldern etwas ernähren.

Ich habe bereits gesagt, dass wir bereit sind, diesen Transit zu erhalten,
sollte dieser wirtschaftlich sinnvoll sein. Diese wirtschaftliche
Zweckmäßigkeit kann erreicht werden im Rahmen der Gespräche, die wir mit
der ukrainischen Seite zu führen bereit sind. Es geht nämlich darum, dass
Nord Stream 2 nicht nur für Gaslieferungen nach Deutschland genutzt werden
kann; Nord Stream 2 kann auch für Gaslieferungen in andere europäische
Länder genutzt werden, insbesondere mit Blick auf die rückläufige Förderung
in Großbritannien und in Norwegen. Der Bedarf der europäischen Länder an
diesem Brennstoff nimmt zu und die Eigenproduktion geht zurück.

Donald ist nicht bloß ein Präsident der USA, Donald ist auch ein robuster
Unternehmer. Deshalb bin ich der Meinung, dass er auch die Interessen
seiner Wirtschaft nach vorne bringen will, um LNG aus den USA auf dem
europäischen Markt zu verkaufen. Ist das möglich? Ja, das ist möglich, aber
das ist teuer; das könnte sogar um 25 bis 30 Prozent teurer sein als
russisches Pipeline-Gas in Europa. Man hat LNG-Terminals in Europa
aufgebaut; diese Terminals werden zu ca. 25 bis 30 Prozent genutzt. Warum
ist das so? Weil das nicht wirtschaftlich sinnvoll ist, weil das einfach
teuer ist. Ich verstehe den US-amerikanischen Präsidenten: Er schützt die
Interessen seiner Wirtschaft, er will sein Produkt in Europa vermarkten.

Es hängt aber auch von uns ab, wie wir unsere Beziehungen zu unseren
Partnern weiter gestalten wollen, und das hängt auch von unseren
europäischen Partnern ab. Dieses Projekt ist offen für weitere Partner,
nicht nur für diejenigen, die mittlerweile an diesem Projekt beteiligt
sind. Ich weiß, dass man mittlerweile an der Pumpstation in der
Bundesrepublik arbeitet, der Anlandestelle von Nord Stream 2; von unserer
Seite arbeiten wir auch weiter. Wir halten dieses Projekt für lukrativ für
uns, und wir werden für dieses Projekt kämpfen.

Danke schön!

Freitag, 18. Mai 2018
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Regierungspressekonferenz vom 18. Mai 2018

Themen: Personalie, Termine der Bundeskanzlerin (Kabinettssitzung,
Reise in die Volksrepublik China), Reise des Bundesaußenministers nach
Argentinien zum G20-Außenministertreffen sowie in die USA, Wahl einer neuen
Direktorin des US-amerikanischen Auslandsnachrichtendienstes CIA,
Äußerungen des bayerischen Ministerpräsidenten zu den geplanten 
AnKER-Zentren, Schuldenbelastung Griechenlands, Reise der Bundeskanzlerin nach
Sotschi, geplante Ergänzung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes um einen
Rechtsanspruch auf Brückenteilzeit, Klage der AfD gegen die Bundesregierung
vor dem Bundesverfassungsgericht, Brief der ehemaligen kommissarischen
Leiterin der BAMF-Außenstelle in Bremen an den Bundesinnenminister,
Namensstreit zwischen Griechenland und Mazedonien, gewaltsame
Auseinandersetzungen an der Grenze zwischen dem Gazastreifen und Israel,
Festnahme eines Journalisten von RIA Novosti in Kiew,
Datenschutz-Grundverordnung, Fall Skripal, türkische Militäroffensive auf
Afrin


Sprecher: SRS'in Fietz, Langenbruch (BMU), Burger (AA), Neymanns
(BMI), Kolberg (BMF), Küchen (BMAS), Jornitz (BMWi),



Vorsitzende Maier eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Langenbruch: Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich melde mich heute an dieser
Stelle zum letzten Mal für das Bundesumweltministerium. Ich habe mich
entschieden, eine andere Aufgabe im Haus wahrzunehmen und darf in Zukunft
in der politischen Planung im Bundesumweltministerium arbeiten. Deshalb
will ich mich an dieser Stelle von Ihnen verabschieden. Die meiste Zeit
meines Berufslebens habe ich als Pressesprecherin gearbeitet. Ich war lange
Zeit in der Wirtschaft und jetzt zwei Jahre im BMU.

Auf der einen Seite war die Zeit hier in der Bundespressekonferenz zu kurz
für mich, um nicht immer mit einer ordentlichen Portion Respekt und auch
einem Stück Erleichterung, wenn es denn geschafft war, aus diesem Saal
hinauszugehen. Auf der anderen Seite waren die knapp zwei Jahre lang genug,
um den unglaublichen Wert der Bundespressekonferenz, die meines Wissens auf
der Welt einmalig ist, zu erfahren. Ich hoffe, dass die Institution
weiterhin gut wahrgenommen wird und dass viele Leute hierherkommen und
Frage stellen.

Ich sage herzlichen Dank für die Zusammenarbeit und wünsche Ihnen alles
Gute.

SRS'in Fietz: Guten Tag! Wie immer am Freitag möchte ich Ihnen die
öffentlichen Termine der Bundeskanzlerin in der kommenden Woche mitteilen.

Am Mittwoch, dem 23. Mai, tagt um 9.30 Uhr das Bundeskabinett unter der
Leitung der Bundeskanzlerin.

Am Mittwochnachmittag wird die Kanzlerin dann in die Volksrepublik China
reisen. Nach Ihrer Ankunft am 24. Mai in Peking wird sie zunächst zu einem
gemeinsamen Frühstück mit dem chinesischen Ministerpräsidenten Li Keqiang
zusammentreffen. Anschließend wird es für die Bundeskanzlerin eine
Begrüßung mit militärischen Ehren an der Großen Halle des Volkes geben. Dem
schließt sich ein Gespräch beider Regierungschefs in der Großen Halle des
Volkes an. Im Anschluss ist eine gemeinsame Pressebegegnung vorgesehen.

Beide Regierungschefs werden außerdem an einer Sitzung des 
Deutsch-Chinesischen Beratenden Wirtschaftsausschuss teilnehmen. Dort wird es
anschließend ein Mittagessen zusammen mit den Mitgliedern des
Wirtschaftsausschusses geben. Weitere Programmpunkte des Besuchs sind ein
Gespräch mit dem Vorsitzenden des Nationalkongresses, sowie ein Treffen mit
Chinas Staatspräsidenten Xi Jinping. Am Donnerstagabend findet auf
Einladung des chinesischen Staatspräsidenten ein Abendessen statt.

Am darauffolgenden Tag, dem 25. Mai, wird die Kanzlerin nach Shenzhen
reisen und zunächst mit Vertretern der Provinzregierung sprechen. Dort wird
sie dann an der Eröffnung des AHK Innovation Hubs teilnehmen, ein 
Siemens-Werk besuchen sowie ein chinesisches Start-up-Unternehmen besichtigen.

Auf Ihrer Reise wird die Bundeskanzlerin von einer Wirtschaftsdelegation
begleitet.

Am Dienstag, den 22. Mai - also vor der Reise -, wird es um 12.15 Uhr hier
ein Briefing zu dieser Reise mit den Herren Seibert, Häcker und Röller
geben.

Burger: Außenminister Heiko Maas wird am Sonntag zu einer mehrtägigen Reise
nach Argentinien und in die Vereinigten Staaten von Amerika aufbrechen.

In Argentinien wird er zunächst am Treffen der G20-Außenminister
teilnehmen. Das G20-Treffen in Argentinien steht unter dem Motto "Building
consensus for fair and sustainable development". Es knüpft an die
Ergebnisse des G20-Treffens in Hamburg an. Beim G20-Außenministertreffen
stehen vor allem Multilateralismus sowie nachhaltige Entwicklung im Fokus
der Gespräche.

Im Anschluss an das G20-Außenministertreffen wird Außenminister Maas direkt
weiter in die USA reisen, um dort den amerikanischen Außenminister Pompeo
zu seinem Antrittsbesuch zu treffen. In den Gesprächen wird es sicherlich
auch um das Atomabkommen mit dem Iran sowie um Handelsfragen gehen. Neben
dem Treffen mit Pompeo am Mittwoch sind verschiedene Gespräche im Kongress
geplant.

Frage (zur Reise der Bundeskanzlerin nach China): Frau Fietz, können Sie
uns sagen, wer Teil der Wirtschaftsdelegation ist? Steht das schon fest?

Die Kanzlerin hat sich bei früheren Reisen immer wieder auch mit Bloggern,
mit regierungskritischen Chinesen, mit Oppositionellen getroffen. Das habe
ich jetzt bei Ihnen nicht herausgehört.

SRS'in Fietz: Wie immer werden die Teilnehmer der Wirtschaftsdelegation
dann benannt, wenn die Reise begonnen hat, so auch in diesem Fall.

Zum Programm der Reise habe ich Ihnen alles gesagt, was es dazu jetzt zu
sagen gibt.

Zusatzfrage: Warum trifft sich die Kanzlerin nicht mehr mit Oppositionellen
und Bloggern?

SRS'in Fietz: Die Schwerpunkte der Reise liegen zunächst einmal auf einem
weiteren Ausbau der bilateralen politischen und wirtschaftlichen
Beziehungen sowie der Zusammenarbeit auf internationaler Ebene. Zwischen
beiden Ländern herrscht Einigkeit darüber, dass man offene Märkte und einen
regelbasierten Welthandel braucht. Darauf liegt der Schwerpunkt dieser
Reise.

Zusatz: Das beantwortet aber nicht meine Frage, warum man sich nicht mehr
wie früher mit Oppositionellen trifft.

SRS'in Fietz: Der Plan steht jetzt so, wie er steht. Mehr kann ich Ihnen
dazu im Moment nicht sagen. Ich kann Ihnen aber grundsätzlich versichern,
dass sich die Kanzlerin und die Bundesregierung immer für Fragen der
Menschenrechte einsetzen und das regelmäßig auch in China tun. Das wird
sicherlich auch bei diesen Gesprächen der Fall sein, ohne dass ich ihnen
vorgreifen will.

Frage: Meine Frage hat sich damit zur Hälfte erledigt. Das Thema der
Menschenrechtssituation in China wird also ein Thema sein. Kann es in dem
Zusammenhang doch dazu kommen, dass noch Gespräche mit Oppositionellen vor
allem aus der Bloggerszene, die auch in China an Bedeutung gewinnt,
stattfinden, ohne dass sie vorher angekündigt werden?

SRS'in Fietz: Ich kann den Gesprächen der kommenden Woche, wie gesagt,
nicht vorgreifen. Grundsätzlich gilt, dass sich die Bundesregierung und die
Bundeskanzlerin immer für Fragen der Menschenrechte einsetzen. Der
Programmteil steht so, wie ich ihn eben benannt habe.

Frage: Welche Schwerpunkte wird der Außenminister möglicherweise bei
bilateralen Gesprächen in Buenos Aires setzen wollen?

Welche Erwartungen oder Hoffnungen verknüpft er mit dem Gespräch mit seinem
Kollegen in Washington?

Burger: In Buenos Aires wird es natürlich in erster Linie nicht um
bilaterale Gespräche gehen, sondern die Reise nach Buenos Aires dient der
Teilnahme am G20-Außenministertreffen. Dort stehen, wie gesagt, die Themen
Multilateralismus und nachhaltige Entwicklung im Zentrum der Gespräche.

Die Themen, die in den USA eine Rolle spielen werden, liegen, denke ich,
weitgehend auf der Hand. Wir haben in den vergangenen Wochen hier sehr viel
darüber gesprochen, welche Konsequenzen sich aus der Ankündigung der USA,
sich aus dem Atomabkommen mit dem Iran zurückzuziehen, ergeben. Dies wird
sicherlich einer der Schwerpunkte der Gespräche sein. Natürlich wird es
auch um andere Fragen des bilateralen Verhältnisses gehen; das Thema Handel
habe ich erwähnt.

Im Übrigen ist es so wie immer: Wenn wir hier Reisen ankündigen, können wir
natürlich den Gesprächen nicht im größeren Detail vorgreifen.

Frage: Herr Pompeo war bis vor Kurzem noch CIA-Chef. Jetzt ist er
Außenminister. Die CIA hat jetzt eine neue Chefin; sie wurde gestern
gewählt. Sie hat eine sehr offensichtliche Foltervergangenheit. Wie
bewertet das Auswärtige Amt diese neue Personalie?

Burger: Zu der Personalie an sich möchte ich mich gar nicht äußern. Das ist
eine Personalentscheidung der amerikanischen Administration.

Ich kann generell sagen, dass die Bundesregierung ihre Haltung zu Folter
und unmenschlichen Verhörmethoden in der Vergangenheit sehr, sehr deutlich
gemacht hat. Wir lehnen solche Methoden, wie sie damals im Kampf gegen den
Terror von einigen für richtig befunden wurden, ganz klar ab. Daran hat
sich nichts geändert.

Frage: Eine Frage an das Innenministerium und auch an Sie, Frau Fietz: Der
bayerische Ministerpräsident Söder droht heute in der "Bild"-Zeitung damit,
dass man, wenn es mit den geplanten AnKER-Zentren nichts werde, zum alten
Grenzregime zurückkehren, das heißt, Zurückweisungen an der Grenze
vornehmen werde.

Dazu erstens die Frage: Wie wird diese Ankündigung oder Drohung hier im
Bundesinnenministerium aufgenommen?

Zweitens: Es gibt ja schon zurzeit Zurückweisungen an den Grenzen. Können
Sie uns sagen, in welchen Größenordnungen sie sich derzeit bewegen?

Neymanns: Vielen Dank für die Frage. Sie beziehen Sich auf Herrn Söder. Sie
wissen, dass wir einzelne politische Äußerungen nicht kommentieren. Der
Minister hat gestern in seiner Rede im Deutschen Bundestag noch einmal sehr
klar gemacht, wie er sich die AnKER-Zentren und auch den Zeitplan vorstellt
und wann er mit ersten Umsetzungen rechnet, nämlich zu Ende August
beziehungsweise Anfang September. Insofern sehe ich von unserer Seite
keinen Grund, derzeit schon über Alternativen nachzudenken.

Zahlen zu Zurückweisungen habe ich hier jetzt nicht im Ärmel. Ich müsste
schauen, was ich nachliefern kann.

Zusatzfrage: Das wäre schön. - Zur Ergänzung: Könnten Sie uns jetzt die
Rechtslage darstellen? Gilt nach wie vor die nach meinem Kenntnisstand
mündlich im September 2015 vom damaligen Bundesinnenminister de Maizière
erteilte Anordnung, dass es Zurückweisungen von Asylsuchenden an der
deutschen Grenze grundsätzlich nicht gibt?

Neymanns: Die Praxis sieht, wie folgt, aus: Wer ohne gültige
Einreisepapiere oder Einreisedokumente an der Grenze auftaucht, wird
zurückgewiesen, es sei denn, er oder sie sagt, er oder sie möchte in
Deutschland Asyl erhalten oder in ein weiteres Land reisen. Das ist der
Sachstand.

Zusatzfrage: Frau Fietz, nach meinem Kenntnisstand gibt es bereits
Überlegungen oder Gespräche zwischen dem Innenministerium und dem
Kanzleramt, wie man weiterhin mit dem Grenzregime umgeht.

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen zu dem Thema der AnKER-Zentren nur sagen, was
die Bundeskanzlerin am Mittwoch im Bundestag gesagt hat, dass der Steuerung
und Ordnung der Migration im Inneren auch ein hoher Stellenwert zukommt und
dass man die AnKER-Zentren jetzt auf den Weg bringen wird und dann die
Erfahrungswerte abwarten möchte.

Zusatzfrage: Gibt es Diskussionen oder Gespräche über eine Rückkehr zum
alten Grenzregime?

SRS'in Fietz: Dazu kann ich Ihnen nichts sagen.

Frage: Herr Kolberg, der IWF hält die Schuldenlast Griechenlands für
unerträglich. Herr Thomsen vom IWF meint, bis Donnerstag müsse man eine
Lösung finden.

Zweite Frage: Braucht Griechenland eine vorbeugende Kreditlinie nach dem
Programm?

Kolberg: Das Thema des griechischen Anpassungsprogramms steht nächste Woche
auf der Agenda der Eurogruppe. Dort werden die Institutionen über den
Sachstand berichten. Dann können wir auch hier berichten, wie der Stand
ist. - Sonst gibt es keine Neuigkeiten.

Zusatzfrage: Was sagen Sie zu einer Kreditlinie nach dem Programm?

Kolberg: Jetzt geht es ja erst einmal um die vierte Programmüberprüfung,
wie Sie wissen. Sie läuft gerade. Über alle weiteren Schritte wird zu
gegebener Zeit zu entscheiden sein.

Frage: Frau Fietz, ich habe eine technische Frage. Gibt es einen Zeitplan
für die heutige Begegnung in Sotschi zwischen der Kanzlerin und dem
russischen Präsidenten?

SRS'in Fietz: Es gibt einen Zeitplan, und er müsste Ihnen auch schon
zugänglich gewesen sein. Ich kann dazu sagen, dass die Kanzlerin gegen
13.30 Uhr Ortszeit dort landen wird. Anschließend fährt sie zur
Sommerresidenz des russischen Präsidenten und wird durch Wladimir Putin
begrüßt. Dann gibt es ein Vieraugengespräch mit dem Präsidenten. Für 15.30
Uhr Ortszeit ist eine Pressebegegnung geplant. Anschließend gibt es noch
ein Mittagessen. Dann kehrt die Kanzlerin wieder zurück.

Zusatzfrage: Sind unter den Mitgliedern ihrer Delegation auch
Wirtschaftsvertreter? Mich interessiert vor allem, ob Vertreter von
Energieunternehmen dabei sind.

SRS'in Fietz: Es sind keine Wirtschaftsvertreter dabei.

Frage: Meine Frage richtet sich vermutlich vor allem an das BMAS. Es geht
um die Kabinettssitzung am Mittwoch. Mich würde interessieren, ob die
Brückenteilzeit, die ihr Minister für den Kabinettstermin am nächsten
Mittwoch angekündigt hat, dort Gegenstand sein wird. Wenn nicht, warum
nicht, und was bedeutet das für den Zeitplan? Die Staatssekretärsrunde war
ja, soweit ich weiß, schon.

Küchen: Generell geben wir ja als Einzelressort zu Kabinettsthemen keine
Auskunft. Wir haben das Ziel, dass sich das Kabinett schnellstmöglich mit
der Brückenteilzeit befasst, und das ist das, was von dieser Stelle aus zu
sagen ist. Ich habe noch kein Ergebnis der St-Runde vorliegen.

Zusatzfrage: Vielleicht können Sie ja noch einmal skizzieren, was sozusagen
die Konfliktlinien sind, weil das ja eigentlich ausformuliert im
Koalitionsvertrag steht und man sich wundert, dass es nicht so richtig
vorangeht.

Küchen: Sie sagen es ganz richtig. Ich werde das hier jetzt aber nicht
länger ausführen, weil das aus unserer Sicht - der Minister hat das heute
auch wieder gesagt - klar dargelegt und im Koalitionsvertrag ausformuliert
ist. In den Koalitionsverhandlungen wurde festgelegt, dass der
Referentenentwurf der letzten Legislaturperiode die Basis ist, und wir
gehen davon aus, dass das zeitnah kommen wird.

Zusatzfrage: Vielleicht noch eine Nachfrage an das Wirtschaftsministerium:
Gibt es denn aus Ihrem Haus Vorbehalte?

Jornitz: Ressortabstimmungen kommentieren wir hier grundsätzlich nicht.
Insofern kann ich dazu nichts sagen.

Frage: Die AfD möchte wegen der Grenzöffnung vor dem
Bundesverfassungsgericht gegen die Bundesregierung klagen. Hat man dazu im
Kanzleramt irgendeine Meinung?

SRS'in Fietz: Dazu kann ich Ihnen hier keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Weil man keine Meinung hat?

SRS'in Fietz: Weil ich im Moment dazu keine Informationen vorliegen habe.
Wenn sich da etwas ergeben sollte - ich werde gerne nachfragen -, würden
wir Sie noch kontaktieren.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesinnenministerium: Wie gedenkt der
Herr Minister mit der Bitte der zwischenzeitlichen Leiterin des BAMF Bremen
umzugehen, doch noch ein persönliches Treffen mit ihr zu haben?

Neymanns: Dieses Thema hatten wir am letzten Dienstag schon.

Zusatzfrage: Es steht ja noch!

Neymanns: Ich hatte dazu gesagt - das ist an einer Stelle falsch
wiedergegeben worden -, dass das Schreiben angemessen, entsprechend und
direkt gegenüber der ehemaligen oder zwischenzeitlichen Leiterin der
Außenstelle Bremen beantwortet werden wird, wobei ich nicht suggerieren
will, dass es sich dann zwangsläufig um ein Schreiben des Ministers selbst
handeln wird.

Zusatzfrage: Mehr als ein schriftlicher Kontakt, der möglicherweise auch
nicht durch den Minister erfolgen wird, ist nicht geplant?

Neymanns: Es wird angemessen und entsprechend geantwortet. Wenn es dann
soweit sein wird, dann werden Sie sicherlich darüber informiert werden, wie
geantwortet wurde; möglicherweise nicht von uns.

Zusatzfrage: Können Sie etwas über den Zeitraum sagen, den eine angemessene
und entsprechende Antwort erfordern wird?

Neymanns: Nein.

Frage: Auch dazu: Wie selbstkritisch geht denn das BMI damit um,
möglicherweise nicht rechtzeitig reagiert zu haben?

Neymanns: Auch das war, glaube ich, jetzt hier in der
Regierungspressekonferenz mehrfach Gegenstand. Der Minister hat dazu auch
gestern in seiner Rede im Bundestag sehr klar Stellung genommen und auch
klar gesagt, wie er das jetzt aufarbeiten möchte. Der Parlamentarische
Staatssekretär hat - ich weiß, ehrlich gesagt, nicht, in wie vielen
Interviews - gestern und auch heute dazu Stellung bezogen. Ich glaube, dazu
ist wirklich alles gesagt.

Zusatzfrage: Darf ich trotzdem noch einmal nachfragen?

Neymanns: Sehr gern.

Zusatzfrage: Zum Qualitätsmanagement beim BAMF gibt es durch eine Anfrage
der FDP die Info, dass ein Prozent, glaube ich, der Asylentscheidungen vom
BAMF überprüft werden konnte. Wie bewerten Sie das?

Neymanns: Bewerten möchte ich das nicht. Ich habe diese Zahl auch gesehen.
Die ist ja auch, wenn ich das richtig verstanden habe, schon vorher in der
anderen Pressekonferenz mit der Präsidentin des BAMF genannt worden. Ich
muss einmal kurz nach meiner Unterlage suchen. - Ich kann mir die Zahl nur
so erklären, dass das auf die Beantwortung einer schriftlichen Frage
zurückgeht, in der nach den Quoten gefragt wurde. Ich glaube, diese Zahl
0,7 müsste so zustande gekommen sein, dass die Quoten von 2015 bis
einschließlich März 2018 zusammengerechnet und auf eine Art und Weise
geteilt wurden, die ich nicht wirklich nachvollziehen kann.

Ich kann Ihnen aber Folgendes sagen: Im Jahr 2015 wurden bei insgesamt
282.726 Entscheidungen 2733 Entscheidungen geprüft. Das ist eine Quote von
0,9 Prozent. Im Jahr 2016 wurden 3942 von 695.733 Entscheidungen geprüft;
eine Quote von 0,5 Prozent. Jetzt haben wir ja schon mehrfach gesagt, dass
ein neues Qualitätsmanagement im Herbst 2017 eingeführt wurde. Da sind die
Zahlen wie folgt: 2302 Prüfungen bei insgesamt 122.658 Entscheidungen. Wer
es so schnell nicht ausrechnen kann, dem kann ich helfen: Das sind 1,8
Prozent. Vom Januar bis März 2018 gab es 2062 Prüfungen bei 73.215
Entscheidungen. Das ist dann schon eine Quote von 2,8 Prozent.

Die Bewertung, ob Ihnen das jetzt als Bewertung ausreicht, müssen Sie
treffen. Ich will nur sagen, dass diese 0,7 Prozent - ich vermute, dass die
daraus zusammengerechnet worden sind - ein kleines bisschen irreführend
sind. Anders formuliert: Mit Einführung des Qualitätsmanagements - je
nachdem, welche Jahreszahlen man vergleicht - hat sie sich vervielfacht; so
kann man es auch darstellen.

Frage: Eine technische Frage, Herr Neymanns: Hat sich inzwischen klären
lassen, wie es sein kann, dass eine relativ frühzeitige, direkte Nachricht
an den Minister, die ja wohl auf seinem Handy eingegangen ist, ihm dann
doch nicht, wie Ihr Haus erklärt hat, zur Kenntnis gelangt ist? Ist die im
Spam-Filter gelandet? War er nicht Herr seines Handys? Das ist einfach eine
Lernfrage danach, wie das sein kann.

Neymanns: Ich kann die Aussage zumindest nur so wiedergeben, wie sie
gemacht wurde: Er hat keine Kenntnis von dieser SMS. Einen Spam-Filter für
SMS kenne ich noch nicht, aber er wäre manchmal, glaube ich, hilfreich.
Näheres kann ich Ihnen dazu nicht sagen. Man kann ja beispielsweise auch
eine falsche Handynummer nehmen und keine Rückmeldung erhalten, anders als
bei E-Mails, ohne dass ich suggerieren will, dass das hier der Fall war.
Aber es gibt ja verschiedene Möglichkeiten der Erklärung. Ich kann aber die
Aussage des Ministers, die ich gerade genannt habe, einfach nur noch einmal
so bestätigen.

Zusatz: Das ist ja nicht nur eine anekdotische Geschichte, weil, wenn eine
Information auf einem technisch standardisierten Weg gegeben wurde und man
dann sagt, der Empfänger habe aber gar keine Kenntnis davon, man eigentlich
schon gerne wissen mag, woran das denn dann tatsächlich lag, damit es
nicht, ehrlich und mit Verlaub gesagt, in einer billigen Ausrede endet.

Neymanns: Das ist schon richtig. Aber daran, ob die SMS an den Minister
jetzt eine technisch standardisierte Form der Informationsweitergabe ist,
habe ich ein bisschen meine Zweifel. Wichtiger ist doch, und das hat der
Minister gestern auch noch einmal betont, dass die Informationen, die
eingegangen sind, alle in diesen Auswertungsprozess, in den
Evaluierungsprozess, in den internen Bericht eingehen, um eben genau die
Kritik, die in diesen Berichten geäußert wurde, zu überprüfen und, wenn sie
berechtigt war, sozusagen die entsprechenden Konsequenzen daraus zu ziehen.

Frage: Frau Fietz und Herr Burger, gestern hat Frau Merkel in Sofia Herrn
Tsipras und dann den Premierminister von Mazedonien getroffen. Ist eine
deutsche Initiative in Gang, was den Namensstreit zwischen Griechenland und
Mazedonien angeht? Was meinen Sie dazu generell?

Burger: Wen die Kanzlerin bei dem Treffen in Sofia getroffen hat, ist mir
nicht bekannt.

Zusatz: Herr Seibert hat das getwittert.

Burger: Ja, nur kann ich als Sprecher des Auswärtigen Amtes nicht für die
Bundeskanzlerin sprechen. Ich war auch nicht dabei. Deswegen habe ich dazu
jetzt leider keine Erkenntnisse.

Zusatzfrage: Was sagen Sie als Außenministerium generell zu diesem Thema?

Burger: Generell haben wir zu beiden Staaten gute Beziehungen, und generell
würden wir es begrüßen, wenn es da zu einer Lösung käme, mit der beide
Seiten gut leben können und die die Zusammenarbeit in dieser Region
sicherlich erleichtern würde. Aber ich kann Ihnen jetzt nicht vom konkreten
Gesprächen oder Initiativen berichten.

SRS'in Fietz: Die Kanzlerin hat sich in der Pressekonferenz zu dem
Namensstreit geäußert. Das können Sie noch einmal gut nachlesen. Darin hat
sie sinngemäß gesagt, dass sie erfreut ist. Ich habe die passende Stelle
hier im Moment nicht vorliegen, aber sinngemäß hat sie gesagt, dass es gut
ist, wenn man da auf einem guten Weg ist, um eine Einigung zu finden.

Frage: Ich wollte zum Thema Gaza kommen, zunächst einmal an Frau Fietz
gerichtet. Herr Seibert hat ja bekannt gegeben, dass die Kanzlerin mit
Herrn Netanjahu telefoniert hatte, am Dienstag, wenn ich richtig informiert
bin. Warum hat die Kanzlerin denn nicht auch mit Herrn Abbas oder wie Herr
Macron mit dem Jordanischen König telefoniert? Hat sie ihn nicht erreicht?

SRS'in Fietz: Die Kanzlerin hat mit Herrn Netanjahu telefoniert. Ansonsten
kann ich Ihnen über Telefonate der Kanzlerin keine Auskunft geben.

Zusatzfrage: Das ist schon klar. Aber warum hat die Kanzlerin nicht zum
Beispiel mit der palästinensischen Seite geredet, wie Herr Macron es getan
hat?

Zweite Frage: In der Mitteilung, die Herr Seibert herausgegeben hat, steht
dazu nur, dass sie ihre Sorge über die Eskalation der Gewalt ausgedrückt
habe. Hat Frau Merkel denn Herrn Netanjahu aufgefordert, dass die
israelische Armee nicht mehr auf unbewaffnete, friedliche Demonstranten,
die es im Gazastreifen ja auch gibt, schießen soll?

SRS'in Fietz: Ich darf vielleicht wiederholen, was hier schon Anfang der
Woche dazu gesagt worden ist, nämlich dass die schrecklichen Geschehnisse
am Grenzzaun zu Israel und im Gazastreifen die Bundesregierung sehr
besorgen, dass es entsetzlich ist, dass so viele Menschen bei diesen
Auseinandersetzungen ihr Leben verloren haben, und gleichzeitig, dass die
israelische Regierung das Recht und die Pflicht hat, sowohl die Sicherheit
ihrer Bürger als auch die Sicherheit ihrer Grenze zu schützen, und dass
dabei die Verhältnismäßigkeit zu beachten ist.

Zusatzfrage: Aber die Frage bezog sich auch darauf, dass Menschen dort ja
nicht ihr Leben verloren haben. Die wurden erschossen. Hat die Kanzlerin
gegenüber Herrn Netanjahu denn verurteilt, dass die israelische Armee auf
Menschen schießt und sie erschießt?

SRS'in Fietz: Ihre Interpretation mache ich mir hier nicht zu eigen.

Zuruf: Das ist keine Interpretation!

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen nur darüber Auskunft geben, dass die
Bundeskanzlerin grundsätzlich ihre Sorge über die Eskalation der Gewalt zum
Ausdruck gebracht hat, aber auch betont hat, dass sie Verständnis für die
Sicherheitsbelange Israels hat.

Frage: Herr Burger, ich glaube, in der vergangenen Woche haben Sie auf
Nachfrage gesagt, dass ein, glaube ich, einstelliger Millionenbetrag als
eine direkte Hilfe seitens der Bundesregierung beziehungsweise des
Auswärtigen Amtes an die Palästinenser fließe. Gibt es angesichts von jetzt
60 Toten und mehr als 1000 Verletzten auch Pläne oder Realitäten einer
medizinisch-humanitären Nothilfe?

Burger: Ich glaube, die Zahl, die letzte Woche genannt wurde, bezog sich ja
genau auf humanitäre Hilfe. Ich habe dazu seit letzter Woche keinen neuen
Stand. Unsere Kollegen im Bereich der humanitären Hilfe sind aber bei allen
Krisen der Welt eigentlich laufend dabei, zu prüfen, ob es zusätzlichen
Bedarf und auch zusätzliche Möglichkeiten für uns gibt. Insofern gilt: Wenn
es da einen neuen Stand gäbe, dann würde ich ihn gerne nachreichen.

Frage: Ich würde gerne auf eine Frage zurückkommen, die schon am Dienstag
aufgeworfen, aber nicht ausreichend beantwortet wurde. Es geht um die
Verhaftung des Journalisten der Nachrichtenagentur RIA Novosti in der
Ukraine und die Durchsuchung der Räumlichkeiten. Da wurde meines Wissens
gefragt, wie das Auswärtige Amt das beurteilt und ob man vielleicht auch
Druck auf Kiew ausüben will, wie auch von der russischen
Außenamtssprecherin gefordert wurde. Können Sie das jetzt näher
kommentieren? Am Dienstag hieß es, man habe darüber nicht genug
Informationen.

Burger: Wie Sie sagten, haben wir ja am Dienstag schon darüber gesprochen,
und meine Kollegin hat auch betont, wie wichtig uns die Presse- und
Meinungsfreiheit ist. Insofern sehen wir diese Vorgänge mit Sorge und rufen
dazu auf, im weiteren Verfahren Transparenz, rechtsstaatliche Prinzipien
und internationale Standards der Pressefreiheit einzuhalten.

Zusatzfrage: Kommunizieren Sie das gegenüber Kiew direkt? Gibt es also
sozusagen etwas wie ein Einwirken auf Kiew, damit da etwas unternommen
wird? Der Kollege ist nämlich, wie gesagt, immer noch in Haft, und es gibt
weiterhin keine Beweise.

Burger: Wir stehen mit der ukrainischen Seite natürlich in laufenden
Gesprächen über alle möglichen Themen, und dabei spielen diese Themen
natürlich auch eine Rolle.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI und vielleicht auch an Herrn Strater.
Derzeit ist ja ein Paket mit 150 Gesetzen in Arbeit, die an die 
Datenschutz-Grundverordnung angepasst werden müssen. Das hatten Sie auch schon gesagt.
Haben Sie dazu noch etwas mehr Details? Welche Bereiche betrifft das? Mich
betrifft vor allem der Verkehrssektor. Gibt es da Änderungen, die den
Verkehrssektor betreffen?

Neymanns: Ich hatte das am Montag oder Dienstag schon ein bisschen
ausgeführt, dass es etwa 150 Bundesgesetze im Umfang von 450 Seiten sind.
Hier sind in meinen Unterlagen als Beispiele die Sozialgesetzgeber* und das
BSI-Gesetz aufgeführt worden. Es wird sicherlich andere Gesetze betreffen.
Aber dazu habe ich hier keine Übersicht.

Zusatzfrage: Können Sie sie noch nachreichen?

Neymanns: Ich bin nicht so ganz sicher, weil gerade noch eine
Ressortabstimmung läuft. Insofern kann ich Ihnen nicht so viel Hoffnung
machen.

Frage: Entschuldigung, ich möchte noch zu Sotschi eine kurze Frage stellen.
Die Kanzlerin hat ja hier im Saal bestätigt, dass sie dem russischen
Präsidenten ab und zu Bier mitbringt. Hat sie denn jetzt welches im Gepäck?

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen keine Auskunft über das Gepäck der Kanzlerin
geben.

Frage: Zu Skripal/Nowitschok: In einer früheren Positionierung war die
Bundesregierung im Anschluss an die britische Regierung der Auffassung, die
Spuren könnten nur nach Russland führen, weil eben nur Russland im Besitz
dieses Stoffes sei. Nun wissen wir inzwischen, dass auch deutsche Dienste
frühzeitig über eine Probe verfügt und diese geteilt haben. Muss das nicht
dazu führen, dass diese Unbedingtheit, dass nur Russland für den Anschlag
an die Skripals verantwortlich sein könnte, nicht mehr so ausschließlich
gilt? Müssen Sie jetzt nicht das, was Sie damals gesagt haben - Ihr
Erkenntnisstand hatte Sie dazu bewogen zu sagen "Nein, es kann nur Russland
sein" -, revidieren? Wir hatten ja explizit gefragt: Haben auch andere
Länder, westliche, diesen Stoff? Müssen Sie nicht diese Position
revidieren?

Burger: Ich glaube, Sie geben unsere Position aus der Vergangenheit nicht
ganz korrekt wieder. Denn es war nie so, dass wir gesagt haben, der
spezielle Wirkstoff, der da eingesetzt oder analysiert wurde, sei der eine
und einzige Hinweis, der nach Russland führe, sondern das ist ein Element
von mehreren. Es gibt eben auch eine ganze Reihe von anderen Hinweisen, die
in der Gesamtschau aus unserer Sicht und auch aus Sicht der britischen
Kollegen nach Russland weisen.

Zusatzfrage: Ja, aber ich erinnere mich an diese Diskussion auch noch
relativ gut. Ich weiß, dass mehrere Kollegen - auch ich - explizit danach
gefragt haben, ob Sie ausschließen können, dass außer den Russen andere
Staaten, auch westliche, über die Substanz verfügen. Dann wurde mir - mit
Verlaub - unterstellt, dass das eigentlich eine Frage von "Russia Today"
sei.

Nun ist erwiesen, dass andere Staaten auch darüber verfügten. Das greift
doch eine zentrale Säule der bisherigen Argumentation an. Können Sie denn -
ich stelle die Frage jetzt neu - vor dem Hintergrund des Faktums, dass auch
westliche Staaten über Nowitschok verfügen und verfügten, ausschließen,
dass nicht auch andere als russische Akteure für den Anschlag
verantwortlich sein könnten?

Burger: Ich spekuliere nicht. Aber ich bleibe dabei: Aus unserer Sicht
führen alle Spuren - dazu gehören auch die Hinweise, die wir von der
britischen Seite bekommen haben - nach Russland.

Zusatzfrage: Die Tatsache, dass auch westliche Dienste, Staaten, über den
Wirkstoff verfügten, ändert nichts an dieser Position? Eröffnet das nicht
die Möglichkeit, dass es vielleicht jemand anders als Russland gewesen ist?

Burger: Wie gesagt: Der Wirkstoff - das haben wir von Anfang an so
kommuniziert - ist ein Element. Aber es ist nie so gewesen, dass wir gesagt
haben: Das ist der Grund und der einzige Grund, der auf Russland verweist.

Frage: Frau Fietz, wann hat die Bundesregierung beziehungsweise Frau Merkel
davon erfahren, dass der BND selbst Nowitschok-Proben hat und gehabt hat?
Der Fall ist ja schon seit den Neunzigern dem BMD bekannt.

SRS'in Fietz: Ich kann Ihnen hier nicht beantworten, wann die
Bundeskanzlerin selber von diesem Vorgang erfahren hat. Ich kann Ihnen nur
sagen, dass sich natürlich die Bundeswehr und der Bundesnachrichtendienst
im Rahmen ihres gesetzlichen Auftrages und in Übereinstimmung mit
internationalen Verträgen - wie unter anderem dem Chemiewaffenübereinkommen
- mit der Abwehr und dem Schutz vor chemischen, biologischen,
radiologischen und nuklearen Kampfstoffen beschäftigen. Um die Sicherheit
der Bürgerinnen und Bürger und im Speziellen auch der Angehörigen der
Bundeswehr sicherzustellen, nimmt die Bundesregierung grundsätzlich keine
Stellungnahmen zu Einzelheiten ihrer Arbeit. Deshalb kann ich Ihnen auf
Ihre konkrete Frage keine genauere Antwort geben.

Zusatzfrage: Ich würde ja gern verstehen, ob die Kanzlerin beziehungsweise
die Bundesregierung als solche vor ihrer Parteinahme im Fall Skripal und
der Partnerschaft mit der britischen Regierung gewusst haben, dass die
eigenen Geheimdienste ebenfalls Nowitschok zur Verfügung haben?

SRS'in Fietz: Ich kann mich nur der Bewertung des Auswärtigen Amtes
anschließen, dass eine Gesamtschau der zur Verfügung stehenden
Informationen zu der damaligen Einschätzung geführt hat. Weiter kann ich
Ihnen dazu nichts sagen.

Frage: Ich würde gern in Sachen Türkei wissen, ob Sie, Herr Burger, uns
eine völkerrechtliche Bewertung der Bundesregierung zum türkischen Angriff
auf Afrin mitgebracht haben.

Burger: Da habe ich keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Wann können wir damit rechnen?

Burger: Ich kann Ihnen noch kein Datum nennen.

Zusatzfrage: Wird daran im Auswärtigen Amt überhaupt gearbeitet?

Burger: Wie gesagt: Ich habe keinen neuen Stand dazu.

Zusatzfrage: Aber arbeiten Sie daran? Ist das in Arbeit?

Burger: Darüber ist in der Vergangenheit hier häufig geredet worden.
Demgegenüber habe ich keinen neuen Stand.

Zusatzfrage: Ihr Vorgänger hatte einmal gesagt, dass das auf jeden Fall
irgendwann hier verkündet wird. Also ist es noch in Arbeit?

Burger: Ich habe dazu aber heute keinen neuen Stand.

Vorsitzende Maier: Dazu darf ich bemerken, dass hier auch nichts verkündet
wird. Das ist eine Pressekonferenz. Das ist nicht das Format, in dem etwas
verkündet wird. Das ist nicht die Zuschreibung der Bundespressekonferenz.

Zuruf: Das war eine Antwort auf die Fragen.

Freitag, 18. Mai 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 18. Mai 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/05/2018-05-18-regpk.html

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin
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STANDPUNKT/763: Putins Rosen, Merkels Lächeln - ein Pfingstwunder oder ein Versprechen? (Kai Ehlers)


Putins Rosen, Merkels Lächeln - ein Pfingstwunder oder ein Versprechen?


von Kai Ehlers, 20. Mai 2018



Man möchte sich die Augen reiben angesichts der aktuellen Reisetätigkeit
deutscher Politikerinnen und Politiker in Richtung Russland, erst
Wirtschaftsminister Altmaier und Außenminister Maas nach Moskau, danach
Bundeskanzlerin Merkel persönlich nach Sotschi, begleitet von wohlwollenden
Kommentaren aus der zweiten Reihe des politischen Establishments, der
Wirtschaft und der Medien aus Deutschland wie auch aus dem europäischen
Raum.

Hat der provozierende Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit dem Iran
eine neue Phase deutsch-russischer und darüber hinaus europäisch russischer
Beziehungen eingeleitet? Man möchte es glauben.

Die europäische Empörung über das Vorgehen der US-Führung ist nahezu
einhellig. Man ist entsetzt, verwirrt, ratlos. Der französische Präsident
Emmanuel Macron, soeben noch händchenhaltend mit Donald Trump in Washington
unterwegs, die außenpolitische Vertreterin der EU Mogherini, die ihre
jahrelangen Bemühungen um das Zustandekommen des Atomabkommens zerstört
sieht, selbst EU-Ratspräsident Tusk, der so leicht nichts auf die USA
kommen lässt, zeigen sich ernsthaft düpiert. Tusks Bemerkung, wer solche
Freunde habe, brauche keine Feinde, spricht für sich.

Man erklärt, nicht nur zusammenrücken zu müssen, sondern es auch zu wollen.
Es wird nach Gegenmaßnahmen gerufen. Die europäische Empörung trifft sich
mit der Kritik aus Moskau, aus Peking, aus den Vereinten Nationen.

Mit gleicher Stärke melden sich allerdings Bedenkenträger, die davor
warnen, den angeschlagenen, aber desto aggressiveren Riesen USA durch
Unbotmäßigkeiten zu provozieren, weil man sich eine Konfrontation mit den
USA wegen der bestehenden Handelsverflechtungen ökonomisch nicht leisten
könne. Man fürchtet von den Sanktionen betroffen zu werden, die Washington
denen androht, die mit dem Iran Geschäfte betreiben. Aber nur noch pervers
muten die Überlegungen aus Brüssel an, den US-Sanktionen dadurch begegnen
zu wollen, dass diejenigen, die sich ihnen beugen wollen, mit der Androhung
europäischer Sanktionen davon abgehalten werden sollen. Salto mortale!

Leichtes Aufatmen, aber...



Da lässt die freundliche Atmosphäre des kleinen russisch-deutschen Gipfels
in Sotschi natürlich aufatmen. Wer genauer hinschaut, was da zwischen dem
russischen Präsidenten und der deutschen Bundeskanzlerin in Sotschi
besprochen worden ist, muss allerdings feststellen, dass außer der
Erklärung einer Dialogbereitschaft nichts Essentielles beschlossen worden
ist.

Die heißen Themen blieben heiß; sie wurden nur in Formeln gegossen: Zum
Pipelineprojekt der Nordstream 2, dessen Einstellung ebenfalls auf Trumps
Forderungsliste steht, will man schauen, was "wirtschaftlich sinnvoll" ist.
Zur Lösung des ukrainischen Dauerkrieges wurde erneut das Minsker Abkommen
bemüht, das eingehalten werden müsse. Für Syrien mahnte Putin humanitäre
Hilfe an, die nicht an politische Bedingungen geknüpft sein dürfe. Das
lehnte Angela Merkel ab, forderte andererseits, dass Russland auf Assad
einwirken solle, die Verordnung zurückzunehmen, nach der Syrer, die sich
nicht binnen weniger Wochen an ihrem Heimatort melden, ihr Wohneigentum
verlieren. Beschlossen wurde dazu nichts. In der Frage der Krim bewegt sich
nichts mehr - außer amerikanischen Protesten gegen die soeben eingeweihte
Brücke, welche die Halbinsel jetzt unter Umgehung der Ukraine mit dem
russischen Festland verbindet.

Einig war man sich zwar im Protest gegen den amerikanischen Austritt aus
dem Atomabkommen; es gibt aber keinen Grund, sich der Illusionen
hinzugeben, dass mit dem Treffen in Sotschi bereits ein Kurswechsel in der
Ostpolitik Deutschlands oder der EU eingeschlagen worden sei oder gar
weltpolitische Weichen gestellt worden seien. Das ist nicht der Fall.
Trotz gemeinsamer Verurteilung des amerikanischen Vorgehens gab es auch in
Sotschi, so wie in der EU und weltweit, keine Festlegung, wie mit der
entstandenen Situation in Zukunft umzugehen sein werde.

... noch keine neue Weichenstellung

Die weltpolitischen Weichen blieben von dem Treffen unberührt. Sie führen
nach wie vor in die Richtung, auf die sie in den letzten Jahren eingestellt
waren, nämlich in die Richtung einer Destabilisierung der globalen Völker-
und Staatenbeziehungen durch die USA, konkret, der Destabilisierung des
mesopotamischen Raumes. Diese Politik bedroht gleichermaßen Russland und
die Europäische Union. Mit Russland zum einen und Europa zum anderen bindet
sie den Hauptteil der eurasischen Kräfte, was für die USA den Weg frei
macht für ein Vorgehen gegen China. Die Propaganda gegen den Iran, ein
möglicher Krieg gegen das Land, geführt von den regionalen Stellvertretern
der USA, also Israel und Saudi-Arabien, sind Bestandteil dieser Politik.

An dieser Konstellation hat sich durch den kleinen Gipfel in Sotschi
zunächst nichts verändert. Etwas Bemerkenswertes ist aber dennoch
geschehen: dem erklärten Krisenmanager Putin, der seit Jahren in
zunehmender Konfrontation der Destabilisierungspolitik der USA
entgegentritt, ist eine potentielle Krisenmanagerin Angela Merkel zur Seite
getreten; sie hat zumindest ihre Absicht bekundet, sich für eine Politik
des Dialoges statt der Konfrontation öffnen zu wollen - soweit es ihre
Verbundenheit mit der Politik der USA erlaubt. Zwar aus der Not geboren,
ist dies in der Tat ein Schritt in die richtige Richtung. Da darf man den
Ausspruch der Kanzlerin es gehe um "Krieg und Frieden" durchaus ernst
nehmen. Besser hätte sie allerdings 'Krieg oder Frieden', statt 'Krieg und
Frieden' gesagt; der Versprecher verrät ihre Unsicherheit angesichts der
realen Politik der Bundesregierung im Fahrwasser der USA. Das können auch
die verbindlichen Töne von Sotschi nicht vergessen machen. Diese
Widersprüche aufzudecken, ist selbstverständlich unerlässlich, dem soll an
dieser Stelle aber nicht weiter nachgegangen werden.

...aber eine Perspektive

Wichtiger ist, hier erst einmal festzuhalten, dass sich mit dem Gipfel in
Sotschi Perspektiven öffnen, die Deutschlands Rolle als Mittelmacht
zwischen atlantischer und eurasischer Einbindung, die zugleich
Führungsmacht in der Europäischen Union ist, in den gegenwärtigen
Konflikten erneut erkennbar machen. Sowohl aus seiner geographischen Lage
als auch aus seiner Geschichte fällt Deutschland die Aufgabe der
Vermittlung zu. Darüber ist nachzudenken.

Lautet doch der allererste Satz der Präambel des Grundgesetzes der
Bundesrepublik Deutschland: "Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott
und den Menschen, von dem Willen beseelt, als gleichberechtigtes Glied in
einem vereinten Europa dem Frieden der Welt zu dienen, hat sich das
deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden Gewalt dieses Grundgesetz
gegeben."

Der gleiche Auftrag wird im Zwei-Plus-Vier-Vertrag, der 1990 die
deutsch-deutsche Wiedervereinigung besiegelte, noch einmal bekräftigt.

An diesen Auftrag gilt es sich zu erinnern.


Kai Ehlers ist Osteuropa-Experte, Autor und
Journalist.

www.kai-ehlers.de

 * 

Quelle:

© 2018 by Kai Ehlers

Mit freundlicher Genehmigung des Autors



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1664: Verständigung mit Galeria Kaufhof über Verfahren zu Sanierungstarifvertrag (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
18. Mai 2018

ver.di und Galeria Kaufhof verständigen sich über Verfahren zur
Verhandlungsaufnahme zu einem Sanierungstarifvertrag



Berlin - In Frankfurt ist am Freitagnachmittag das erste Gespräch über den
von GALERIA Kaufhof geforderten Sanierungstarifvertrag zu Ende gegangen.
Vertreter der Unternehmensleitung und die Verhandlungskommission der
Vereinten Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) verständigten sich
dabei über das weitere Verfahren im Verhandlungsprozess. Dabei sollen
zunächst gemeinsame Ziele und Grundsätze in einem Eckpunktepapier
geklärt werden. In einem zweiten Schritt könnten ver.di und GALERIA
Kaufhof versuchen, sich auf ein gemeinsam akzeptiertes
Sanierungskonzept zu verständigen.

Diese Vorgehensweise, so ver.di-Verhandlungsführer Bernhard Franke,
sei die Voraussetzung für jede Beteiligung der Arbeitnehmer: "Allein
mit Kostensenkungen zu Lasten der Arbeitnehmer wird eine Sanierung
nicht gelingen. Es braucht ein glaubwürdiges Sanierungskonzept. Das
Unternehmen muss für die Beschäftigten transparent und beeinflussbar
neu aufgestellt werden. Daran wollen wir gerne mitarbeiten, wenn die
Eigentümer ihrer Verantwortung gerecht werden."

Die Verhandlungen seien, so Franke, in "sachlicher und konstruktiver
Atmosphäre" aufgenommen worden und sollen am 8. Juni 2018 fortgesetzt
werden.

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 18.05.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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SCHACH-SPHINX/06571: Englands Hoffnungen (SB)


Die Hoffnungen des englischen Schachs auf einen Weltmeistertitel ruhen
auf den Schultern von Michael Adams. Seine Landsmänner und Mitstreiter
haben sich, so scheint es, auf ihr Altenteil zurückgezogen. Von Nigel
Short hört man nur noch angelegentlich, und die junge nachrückende
Garde von Meisterspielern benötigt noch ein paar Jahre, ehe sie sich
einen Platz oben auf dem Schacholymp erstreiten kann. Der Kummer ist
berechtigt. Denn Englands Schachgeschichte weist einen weißen Fleck
auf. Obwohl das Insel-Königreich noch bis zur Mitte des 19.
Jahrhunderts die Geschicke des Königlichen Spiels maßgeblich geprägt
hatte, war es einheimischen Schachmeistern nie vergönnt gewesen, sich
die Krone aufs Haupt zu setzen. Pardon, Nigel Short durfte 1993
wenigstens so tun, als hätte er eine reelle Chance gegen Garry
Kasparow. Aber dies Zwischenspiel war kaum einen Lorbeer wert. Indes
zeigt Michael Adams durchaus jene Talente, die ihn eines Tages auf den
Thron bringen könnten zur Freude des royalistischen Empires. Immerhin
war ihm auf den Dortmunder Schachtagen ein Sieg über den Vize-Champion
Viswanathan Anand gelungen. Im heutigen Rätsel der Sphinx bewies Adams
sein hin und wieder recht gewitterhaft aus ihm herausbrechendes
Kombinationstalent gegen den Bulgaren Kiril Georgiew, beide feiern
übrigens im November ihren Geburtstag, wenn auch um elf Tage versetzt.
Der um sechs Jahre ältere Bulgare hatte zuletzt 1.Se5-g4?! gespielt
und bekam auch gleich den Korb dafür, Wanderer.
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Georgiew - Adams

Hilversum 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ohne Vorbeugung kommt das Nachsehen bitter, und so mußte die
georgische Großmeisterin nach ihrem fehlerhaften Zug 1.Sc4-b6? den
vollen Preis der Niederlage zahlen: 1...Sg5xh3! 2.g2xh3 g3-g2+
3.Tg1xg2 Sh4xg2 4.Ta1-g1 - Hilfe kommt zu spät, aber 4.Sb6xc8 De7-h4
oder 4.Le2-f1 De7-g5 hätte noch rascher verloren - 4...Tc8-c1! - die
siegreiche Pointe, die den schwarzen Angriff durchschlagend macht -
5.Tg1xc1 De7-h4 6.Le2-f1 Dh4xh3+ 7.Kh1-g1 Sg2-e1+ 8.Kg1-f2 Dh3-g3+
9.Kf2-e2 Se1xd3 10.Ke2xd3 Dg3xf3+ 11.Kd3-c2 und Weiß gab gleichzeitig
auf.



Erstveröffentlichung am 24. Mai 2005
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





MELDUNG/2269: Schwergewicht - Wiederkehr mit Fragezeichen ... (SB)




Tyson Fury trifft bei seinem Comeback auf Sefer Seferi

Der britische Schwergewichtler Tyson Fury kehrt nach langer
Abwesenheit von zweieinhalb Jahren am 9. Juni in den Ring zurück. Bei
seinem Comeback trifft der in 25 Auftritten ungeschlagene ehemalige
Weltmeister in einem Kampf über zehn Runden, der in der Manchester
Arena ausgetragen wird, auf den 39 Jahre alten Albaner Sefer Seferi,
für den 23 Siege und eine Niederlage zu Buche stehen. Es liegt auf der
Hand, daß es der frühere Titelträger nach einer derart langen Pause
zunächst ruhig angehen läßt und sich keinen namhaften Gegner
ausgesucht hat. Fury wird nach wie vor als Linearer Champion geführt,
was im Unterschied zu den Titeln der Verbände eine Art inoffizieller
Ehrenbezeugung ist. Da Wladimir Klitschko als der "wahre Champion"
gehandelt wurde, obgleich ihm der Gürtel des WBC in der Sammlung
fehlte, ist Fury in der Kette "der Mann, der den Mann besiegt hat".
Behielte Seferi wider Erwarten die Oberhand, wäre er mithin der
nächste Lineare Champion, was der Absurdität die Krone aufsetzen
würde.

Daß sich Fury trotz seiner Inaktivität stets als "wahrer Champion des
Schwergewichts" bezeichnet hat, war zwar abwegig, aber natürlich dem
Zweck geschuldet, nicht in Vergessenheit zu geraten und Werbung in
eigener Sache zu machen. Dementsprechend groß ist die Aufmerksamkeit,
die seiner Wiederkehr gewidmet wird. Mit Seferi wurde ein Gegner
verpflichtet, der auf dem Papier eine gute Bilanz vorzuweisen hat. De
facto hat er jedoch seine Siege über ausgesucht schwache Kontrahenten
davongetragen. Sein einzig anspruchsvoller Gegner war Manuel Charr,
dem er sich im September 2016 nach Punkten geschlagen geben mußte.

Dessen ungeachtet versichert der Außenseiter, er rechne zwar mit einem
harten Kampf, sei aber sehr diszipliniert und stets bereit, es mit
jedem aufzunehmen. Er komme nach Manchester, um eine der Legenden des
21. Jahrhunderts zu besiegen. Fury sei groß und stark, aber nicht
bereit für den Druck, unter den er ihn am 9. Juni setzen werde. Nach
einer Pause von zweieinhalb Jahren sei ungewiß, ob dies noch derselbe
Boxer ist, der Wladimir Klitschko vom Thron gestoßen hat. Er werde
diese Gelegenheit jedenfalls mit beiden Händen ergreifen, so der
Albaner.

Hingegen verkündet Furys Promoter Frank Warren, Tyson sei in
phantastischer Verfassung und bereit, den ersten Schritt seiner
Rückkehr auf den Gipfel zu bewältigen. Natürlich brauche er einige
Aufbaukämpfe, um den Rost abzuschütteln, doch hege er keinerlei
Zweifel, daß die Fans seinen Wiederaufstieg begleiten und genießen
werden. Seferi sei nicht zu unterschätzen, da er mit einem
Weltklasseboxer wie Manuel Charr über die volle Distanz gegangen ist.
Er habe zwar den Großteil seiner Karriere im Cruisergewicht
zugebracht, aber das gelte ebenso für Tony Bellew und David Haye vor
deren Aufstieg ins Schwergewicht.

Die entscheidende Frage dürfte indessen sein, wie gut der 2,06 m große
Tyson Fury die enorme Gewichtsreduzierung verkraftet hat. Er legte
während der Unterbrechung seiner Karriere auf gut 180 kg zu und hat
dem Vernehmen nach fast 70 kg abgenommen, um sich wieder in Form zu
bringen. Diese Prozedur dürfte in ihrem Ausmaß wohl einzigartig im
Leistungssport sein. Sie erinnert an James J. Jeffries, der von 1899
bis 1904 Schwergewichtsweltmeister war. Nach Ende seiner Karriere
legte er von 102 kg auf 158 kg zu. In Juli 1910 wagte er ein Comeback
gegen Jack Johnson, wofür er mit harter Arbeit und einer strengen Diät
wieder sein altes Kampfgewicht erreichte. Er war dann aber im Ring so
geschwächt, daß ihn Johnson furchtbar vermöbelte und in der 15. Runde
durch K.o. besiegte. In den 1990er Jahren war es dann George Foreman,
der nach einer Pause von zehn Jahren in den Ring zurückkehrte und
dafür von 158 kg auf 113 kg herunterkam. Im November 1994 nahm er
sensationell Michael Moorer die WBA/IBF-Titel ab. Allerdings machte
Foreman seine fehlende Schnelligkeit durch eine gewaltige
Schlagwirkung wett, mit der er Moorer in der 10. Runde auf die Bretter
schickte.

Da Tyson Fury trotz seiner imposanten Statur über keine nennenswerte
Schlagwirkung verfügt, muß er auf seine Größe und Reichweite
vertrauen. Das dürfte kaum ausreichen, um es noch einmal mit den
namhafteren Akteuren aufzunehmen. Deshalb wird er sich wohl solange
mit schwächeren Gegnern abgeben, bis ihm eine Titelchance gegen
Anthony Joshua oder Deontay Wilder winkt, mit der er zumindest noch
einmal sehr viel Geld verdienen könnte. Er wird inzwischen von Ben
Davison trainiert, der ihn bei seinem Gewichtsabbau angeleitet hat.
Wieder in etwa soviel wie bei seinem Sieg über Wladimir Klitschko im
November 2015 auf die Waage zu bringen bedeutet jedoch noch nicht, in
der damaligen Form anzutreten. Beweglichkeit, Schnelligkeit und vor
allem Kondition stehen nach langer Inaktivität auf einem anderen
Blatt.

Der Außenseiter hat recht, wenn er bezweifelt, daß Tyson Fury noch
derselbe Boxer wie 2015 ist. Das ist er mit Sicherheit nicht, wobei
sich zeigen wird, wieviel ihm unterdessen abhanden gekommen ist. Im
schlimmsten Fall hat Fury zu viel Substanz verloren, um einem
allenfalls durchschnittlichen Gegner wie Seferi, der ständig Druck
machen kann, über zehn Runden standzuhalten. Gelingt es dem Albaner,
den riesigen Gegner fortgesetzt zu beschäftigen, könnte dem Favoriten
im Laufe der Zeit die Luft ausgehen. [1]

Eine Boxlegende des 21. Jahrhunderts, zu der ihn Sefer Seferi
hochstilisiert, ist Tyson Fury allerdings nicht. Er setzte sich gegen
den damals 40jährigen Klitschko durch, weil der Ukrainer an diesem
Abend noch schlechter boxte als er selbst. Der Titelverteidiger stand
wie gelähmt herum und wollte einfach nicht loslegen, unerreichbar für
seinen Trainer Johnathon Banks und seinen Bruder Vitali, die ihn
vergeblich anspornten, endlich die Fäuste sprechen zu lassen. Seit dem
Tod seines langjährigen Trainers Emanuel Steward war Klitschko nicht
mehr derselbe Boxer. Er kämpfte in Eigenregie und folgte kaum den
Anweisungen aus seiner Ecke, was angesichts seiner Erfahrung eine
Zeitlang zu funktionieren schien. Indessen schlichen sich zunehmend
Schwächen in seine Auftritte ein, die kaum noch zu beheben waren.
Hätte Steward beim Kampf gegen Fury in seiner Ecke gestanden, wäre der
Brite nicht Weltmeister geworden. Weit nach hinten auszupendeln und
mit gestrecktem Arm vor dem Gesicht des Ukrainers herumzufuchteln
hätte unmöglich gereicht, um Klitschko abzuhalten, wäre dieser von
Emanuel Steward unnachgiebig in die Offensive geschickt worden.


Fußnote:

[1] www.boxingnews24.com/2018/05/tyson-fury-vs-sefer-seferi/

21. Mai 2018
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ENTSORGUNG/148: Emissionen - Mehr Infos über Schadstoffe durch Müllverbrennung (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.05.2018 / Emissionen

Mehr Infos über Schadstoffe durch Müllverbrennung



Nach dreijährigen Verhandlungen hat sich die technische Arbeitsgruppe
des Sevilla-Prozesses Ende April auf neue Umweltstandards für
Müllverbrennungsanlagen geeignet.

Die neuen Referenzdokumente für die beste verfügbare Technik (BREF)
sehen vor, dass der Ausstoß von Quecksilber und Dioxinen durch die
Abfallverbrennung kontinuierlich beziehungsweise semi-kontinuierlich
überwacht wird. Das Europäische Umweltbüro (EEB) nahm als
Umweltvertreter an der Arbeitsgruppe teil und sieht in den neuen
Überwachungsregeln eine Möglichkeit, die wahren Umweltauswirkungen der
Anlagen besser zu erfassen.

In Bezug auf die beschlossenen Grenzwerte für Quecksilber (20mg/Nm3)
und Stickstoff (150mg/Nm3 für neue und 180/Nm3 für Anlagen ohne
Katalysator) sieht das EEB noch viel Potential für Verbesserungen. In
einer Bewertung der neuen Referenzdokumente stellt es fest, dass "die
neuen Standards nicht gewährleisten, dass die neuesten und besten
Techniken verwendet werden, um die Emissionen zu senken. [...]
Verbrennungsanlagen werden noch viele Jahre lang mehr verschmutzen
dürfen als notwendig."

Neben dem EEB nahmen auch Vertreter*innen der Industrie, der
Mitgliedstaaten und der Kommission an der Arbeitsgruppe teil. Bevor
die neuen Standards in die Industrieemissionsrichtlinie übernommen
werden, müssen noch das zuständige Forum und der Ausschuss der
Mitgliedstaaten zustimmen. Nach der Veröffentlichung müssen die neuen
Vorgaben innerhalb von vier Jahren umgesetzt werden. [km]



Nachricht EEB/Metamag

https://metamag.org/2018/05/11/5-things-weve-learnt-about-the-eus-new-rules-for-waste-incineration/

 * 

Quelle:

EU-News, 17.05.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination
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GARTEN/362: Von wegen Unkraut - Wildkräuter helfen bei vielen Beschwerden (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 18. Mai
2018

zum Tag der biologischen Vielfalt, 22. Mai

Von wegen Unkraut - Wildkräuter helfen bei vielen
Beschwerden

Brennnessel, Spitzwegerich und Co. wurden viele Jahrhunderte als
Heilpflanzen genutzt



Berlin - Wildkräuter, die Hobbygärtnern oft als "Unkraut" ein Dorn im
Auge sind, wurden Jahrhunderte lang als Heilpflanzen genutzt und
geschätzt. Der NABU möchte anlässlich des Tags der biologischen
Vielfalt dieses fast vergessene Wissen wieder ins Bewusstsein bringen.

"Unkraut wird zu Unrecht so genannt, denn Wildkräuter sind besonders
wichtig für Insekten und andere Tiere - und viele haben Heilwirkungen
für den Menschen", sagt NABU-Gartenexpertin Marja Rottleb. "Leider ist
das Wissen darüber in großen Teilen der Bevölkerung verloren gegangen.
Unsere Großeltern wussten noch, wie sie die Kräuter in Küche und
Hausapotheke einsetzen konnten."

So wird beispielsweise der Löwenzahn seit Jahrhunderten als Heilkraut
genutzt. Durch seinen hohen Vitamingehalt, beispielsweise Vitamin A, C
und K, aber auch dank der enthaltenen Bitterstoffe wirkt er positiv
auf den menschlichen Körper. Eine Frühjahrskur mit frischen jungen
Blättern wirkt Wunder bei Frühjahrsmüdigkeit, und nicht nur Galle und
Leber, sondern auch der Darm und der Blutzuckerspiegel werden
ausgeglichen.

Die Brennnessel kann mehr als bei Berührung brennende Quaddeln auf der
Haut zu hinterlassen. Ihr Vitamingehalt ist wesentlich höher als der
eines Kopfsalates, sie enthält Karotinoide, Kalium, Kalzium, Eisen und
Chlorophyll. Dieser hohe Nährstoff- und Vitamingehalt machen die
Brennnessel zu einem wahren Wundermittel. Sie wirkt stark harntreibend
und blutreinigend. Auch die Samen sind essbar. Sie werden in vielen
Kulturen als Aphrodisiakum eingesetzt. "Insekten und Vögel fliegen
total auf die Brennnessel", so Marja Rottleb. "Die Brennnessel ist
Raupenfutterpflanze für mehr als dreißig heimische Falterarten,
darunter Tagpfauenauge, Distelfalter und Admiral. Es lohnt sich also
in jedem Fall, eine Brennnesselecke im Garten zu belassen, sei es als
Superfood-Quelle oder Insektenbuffet."

Die Blätter des Spitzwegerichs - auch König des Wegesrands genannt -
hilft bei vielen Beschwerden. "Bei Mückenstichen verschafft es
Linderung zerdrückte Blätter auf dem Stich zu verreiben", so die
NABU-Gartenexpertin. Spitzwegerich enthält Stoffe, die eine
antibakterielle Wirkung haben, sowie Schleimstoffe, die reizmildernde
Effekte besitzen. Sie bilden eine Art schützenden Film über die
Schleimhaut in Mund und Rachen. "Damit kann der Spitzwegerich lästigen
Hustenreiz mindern", so Marja Rottleb.

Ein Tausendsassa unter den Wildkräutern ist der Afrikanische Beifuß -
heimisch im Osten und Süden Afrikas von Äthiopien bis nach Südafrika.
Die Pflanze kann zur Behandlung von Husten- und Fiebersymptomen
eingesetzt werden, aber auch bei Magenschmerzen und Nierenleiden. Der
Saft der zerstampften Beifußblätter wird mit heißem Wasser zu einem
Tee aufgegossen und dann getrunken oder inhaliert. Der NABU baut
Afrikanischen Beifuß und andere heilende Pflanzen im 
Kafa-Medizinalgarten in Südwest-Äthiopien an und bietet der lokalen
Bevölkerung Führungen und Weiterbildungen für Kräuterzucht an. "Denn
auch in Äthiopien geht das Wissen um Kräuter und ihre heilende Wirkung
sukzessive verloren. Auch dort möchten wir diese Pflanzenarten
erhalten und wertvolles Wissen um natürliche Heilung pflegen und
weitergeben", sagt die NABU-Afrikaprogramm-Leiterin Svane Bender.



Weitere hilfreiche Tipps für Wildpflanzen im Garten unter 

www.NABU.de/wildpflanzen

Mehr Infos zum Kafa-Medizinalgarten:

unter www.NABU.de/Kafa-Garten

 * 
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LUFT/597: Emissionen - EU fordert saubere Luft vor Gericht ein (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.05.2018 / Emissionen

EU fordert saubere Luft vor Gericht ein



Die EU wird Deutschland und fünf weitere Mitgliedstaaten wegen
ständiger Überschreitung der Luftqualitätswerte vor dem Europäischen
Gerichtshof verklagen. Das kündigte Umweltkommissar Karmenu Vella am
Donnerstag in Brüssel an.

Die Regierungen der betroffenen Staaten konnten die EU-Kommission
nicht davon überzeugen, in absehbarer Zeit für saubere Luft in ihren
Städten sorgen zu können. Neben Deutschland müssen sich auch
Frankreich, Italien, Ungarn, Rumänien und Großbritannien bald vor dem
Europäischen Gerichtshof erklären. Die Länder überschreiten seit
Jahren die Grenzwerte für Stickstoff beziehungsweise Feinstaub in der
Luft. Nun ist der Kommission der Geduldsfaden gerissen: "Die
Mitgliedstaaten, die wir heute vor Gericht bringen, haben in den
letzten zehn Jahren genug 'letzte Chancen' erhalten, um die Situation
zu verbessern. Ich bin davon überzeugt, dass die heutige Entscheidung
schneller zu Verbesserungen für die Bürger führen wird", erklärte
Vella.

Der Kommissar hatte Ende Januar mit Gerichtsverfahren gegen neun
Luftsünder-Staaten gedroht, falls diese ihm nicht plausibel darlegen
könnten, wie die Luftqualität deutlich verbessert werden könne (siehe
EU-Umweltnews vom 30.01.[1]). Nur Tschechien, Spanien und die Slowakei
konnten die Kommission mit ihren Maßnahmenpaketen überzeugen und
bleiben deshalb von einem Verfahren verschont.

Margherita Tolotto, Luftqualitätsexpertin beim Europäischen
Umweltbüro, ist zufrieden mit der Entscheidung der Kommission: "Jeder
in Europa hat das gleiche Recht auf saubere Luft. Wenn nationale
Regierungen den EU-Schutz nicht liefern, ist es richtig, dass die
Europäische Kommission einspringt, um uns vor der Luft, die wir atmen,
zu schützen."

Auch die Umweltrechtsorganisation ClientEarth begrüßt den Schritt,
zeigt sich aber enttäuscht darüber, dass sich drei Staaten trotz
ständiger Überschreitung der Grenzwerte nicht vor Gericht verantworten
müssen. ClientEarth Anwalt Ugo Taddei fordert, keine Ausnahmen für
einzelne Staaten zu machen: "Es gibt keine Bürger der ersten und
zweiten Klasse: Alle Europäer haben das Recht, saubere Luft zu atmen".

Neben den Ankündigungen der Gerichtsverfahren schlug die Kommission
außerdem Maßnahmen vor, mit denen Luftqualitätsgrenzwerte, nationale
Emissionsreduktionsziele und Emissionsstandards für Hauptursachen von
Luftverschmutzung eingehalten werden können. [km]




Pressemitteilung EU

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3450_en.htm

Reaktion EEB

https://metamag.org/2018/05/17/breaking-eu-governments-in-the-dock-after-air-quality-breaches-on-a-continental-scale/

Reaktion ClientEarth

https://www.clientearth.org/european-commission-legal-action-on-air-pollution-welcome-but-late/

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-emissionen/eu-kommission-reisst-der-geduldsfaden-bei-notorischen-luftverschmutzern/
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VERKEHR/1138: Fahrverbote für saubere Luft auch für Euro 5 Diesel nicht mehr aufzuhalten (DUH)


Deutsche Umwelthilfe e.V. - Pressemitteilung, 18. Mai 2018

Diesel-Fahrverbote für saubere Luft auch für Euro 5 Diesel in 2018
nicht mehr aufzuhalten - Schriftliche Urteilsbegründung des
Bundesverwaltungsgerichts liegt vor und ist eindeutig

Deutsche Umwelthilfe fordert zuständige Behörden auf,
Diesel-Fahrverbote in Luftreinhaltepläne unverzüglich aufzunehmen und
vorzubereiten - Urteil verdeutlicht: Gesundheitsschutz hat Vorrang -
Bund muss für einheitliche Regelung sorgen - Klage der EU-Kommission
gegen die Bundesrepublik vor dem EuGH erhöht ebenfalls den Druck und
zeigt die Dringlichkeit von Maßnahmen für 'Saubere Luft' - DUH wird in
ihren laufenden Klageverfahren die 'Saubere Luft' in 28 Städten
durchsetzen - DUH-Geschäftsführer Resch: "Grundsatzurteil von Leipzig
wird die Verkehrswende in deutschen Städten weg vom Auto und hin zu
Bus und Bahn beflügeln"



Berlin/Leipzig, 18.5.2018: Das Bundesverwaltungsgericht hat am
27.2.2018 mit seinen Grundsatzurteilen für 'Saubere Luft'
Diesel-Fahrverbote als zulässig erklärt. Nun liegt die schriftliche
Urteilsbegründung vor. Daraus geht eindeutig hervor, dass Fahrverbote
zur Einhaltung der Stickstoffdioxidgrenzwerte schon jetzt zulässig und
erforderlich sind.

Das Bundesverwaltungsgericht differenziert wie folgt: Fahrverbote auf
den Hauptverkehrsstraßen sind ohne Übergangsfrist für alle
Dieselfahrzeuge (bis einschließlich Euro 5) schon jetzt zulässig. Dies
gilt ebenfalls für Fahrverbote, die in einer gesamten Umweltzone
gelten, soweit es alle Dieselfahrzeuge angeht, die schlechter als Euro
5 (insbesondere solche der Euro 4) sind.

Im Ergebnis bedeutet dies, dass die von Grenzwertüberschreitungen
betroffenen Städte schon jetzt weitgehende Fahrverbote verhängen
können. Dies ist rechtlich auch zwingend erforderlich, wenn das
Diesel-Fahrverbot die einzig geeignete Maßnahme zur schnellstmöglichen
Einhaltung der Grenzwerte ist, es also keine andere Maßnahme gibt, mit
der der Grenzwert ebenso schnell eingehalten werden kann.

Das Bundesverwaltungsgericht hat damit seine in der mündlichen
Urteilsbegründung dargelegte Rechtsauffassung nochmals präzisiert. So
wurde insbesondere klargestellt, dass es für streckenbezogene
Fahrverbote keiner Übergangsfristen bedarf. Die Richter schreiben
hierzu: "Derartige Einschränkungen gehen ihrer Intensität nach nicht
über sonstige straßenrechtlich begründete Durchfahrt- und Halteverbote
hinaus, mit denen Autofahrer stets rechnen und die sie grundsätzlich
hinnehmen müssen."

Die Deutsche Umwelthilfe (DUH) fordert die zuständigen Behörden auf,
für alle Städte, die unter einer zu hohen Belastung mit dem
Dieselabgasgift Stickstoffdioxid (NO2) in der Atemluft leiden,
Diesel-Fahrverbote umgehend in die Luftreinhaltepläne aufzunehmen und
noch in 2018 umzusetzen. Die gewonnenen Klagen der DUH zur Einhaltung
der Luftqualitätsgrenzwerte in Düsseldorf und Stuttgart waren den
Urteilen des Bundesverwaltungsgerichts vorausgegangen.

Dazu Jürgen Resch, Bundesgeschäftsführer der DUH: "Die nun vorliegende
Urteilsbegründung bedeutet für alle von zu hohen Werten des
Dieselabgasgifts Stickstoffdioxid (NO2) betroffenen Städte nun die
Aussperrung aller Diesel-Pkw bis einschließlich der Abgasstufe Euro 5.
In wieweit Euro 6 Diesel mit behördlich festgestellter Betrugssoftware
ebenfalls unter die ab sofort möglichen Fahrverbote fallen, werden wir
ebenfalls vor Gericht klären lassen. Dieses Urteil ist ein Debakel für
die amtierende Bundesregierung, die sich einseitig für die
Profitinteressen der Autokonzerne einsetzt und 10 Millionen Besitzer
von Betrugs-Diesel-Pkw alleine lässt. Und die durch ihre Weigerung,
diese Fahrzeuge auf Kosten der verantwortlichen Hersteller nachrüsten
zu lassen, den Wertverlust und die Diesel-Fahrverbote zu verantworten
hat."

"Die Behörden müssen dem Urteil Folge leisten", sagt Ugo Taddei,
Rechtsanwalt der internationalen Nichtregierungsorganisation
ClientEarth, die die Klagen der DUH unterstützt.

Die DUH fordert die Bundesregierung auf, einen 180-Grad-Schwenk in
ihrer Verbraucher- und Luftreinhaltepolitik zu machen. Genauso wie es
die amerikanische Umweltbehörde EPA zusammen mit dem Justizministerium
in Washington gegenüber VW, Audi und Porsche in den USA durchgesetzt
hat, müssen die betrogenen Dieselkunden hierzulande entschädigt und
ihre Fahrzeuge so nachgerüstet werden, dass die Abgasgrenzwerte auf
der Straße und nicht nur im Labor eingehalten werden. Verweigert die
Industrie weiter diese technische Nachrüstung, so müssten die
Hersteller die Fahrzeuge zurücknehmen und den Kaufpreis erstatten.

"Das Grundsatzurteil von Leipzig ist Aufforderung und Chance zugleich,
die notwendige Verkehrswende in unseren Städten voranzubringen. Wir
brauchen weniger Autos und dafür mehr Busse und Bahnen in den
Städten", so Resch.

Wie dringlich der Handlungsdruck ist, hat die EU-Kommission mit ihrer
gestern eingereichten Klage gegen die Bundesrepublik Deutschland vor
dem Europäischen Gerichtshof wegen anhaltender Überschreitung der
NO2-Grenzwerte deutlich gemacht. Die Klage ist eine schallende
Ohrfeige für die Bundesregierung, die ihre Bemühungen bislang darauf
konzentriert hat, der Automobilindustrie keinerlei Lasten
aufzuerlegen.

Rechtsanwalt Remo Klinger, der die DUH in dem Verfahren vertreten hat,
sagt: "Die Gerichte aller noch anhängiger Verfahren haben auf die
heute eingegangene Urteilsbegründung gewartet. Wir werden diese noch
heute in allen anderen von uns geführten Klageverfahren übersenden und
gehen davon aus, dass es in vielen Fällen schnell zu mündlichen
Verhandlungen und Entscheidungen kommen wird. Konkret ist damit bis
zum Herbst in Stuttgart, München, Frankfurt, Wiesbaden, Darmstadt und
Aachen zu rechnen. Andere Städte werden in den kommenden Wochen
folgen."

Ugo Taddei ergänzt: "Unmittelbar nach dem Deutschland gestern von der
EU-Kommission beim Europäischen Gerichtshof wegen seines Versagens in
der Luftreinhaltepolitik angeklagt wurde, verurteilt nun auch das
oberste deutsche Verwaltungsgericht die mangelhafte nationale
Luftreinhaltepolitik der deutschen Bundesregierung. Das Urteil macht
unmissverständlich klar, dass Behörden vor Ort Fahrverbote aussprechen
können und werden, wenn die Luftbelastung gefährlich hoch ist. Die
zuständigen Behörden auf allen Ebenen müssen diese Maßnahme daher
umsetzen, um die Menschen vor den giftigen Abgasen zu schützen. Mit
ihrer Blockadehaltung verhindern Kanzlerin Merkel und Verkehrsminister
Scheuer eine Verbesserung der Situation. Entschlossenes Handeln zur
Reduktion der Verschmutzung durch Dieselemissionen würde auch die
erforderlichen Anreize in der Industrie auslösen, saubere Technologien
zu entwickeln."

Derzeit führt die DUH in 28 Städten, in denen der
Jahresmittelgrenzwert für NO2 überschritten wird, Klageverfahren für
'Saubere Luft'.

Hintergrund: Leitsätze Urteil Düsseldorf

Erweist sich ein auf bestimmte Straßen oder Straßenabschnitte
beschränktes Verkehrsverbot für (bestimmte) Dieselfahrzeuge als die
einzig geeignete Maßnahme zur schnellstmöglichen Einhaltung der
Stickoxid-Grenzwerte, verlangt Art. 23 Abs. 1 Unterabs. 2 der
Richtlinie 2008/50/EG, diese Maßnahme zu ergreifen.
Die Anordnung eines Verkehrsverbots muss dem Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit entsprechen. Ein streckenbezogenes Verbot für
(bestimmte) Dieselfahrzeuge geht seiner Eingriffsintensität nach nicht
über straßenverkehrsrechtlich begründete Durchfahr- und Halteverbote
hinaus, mit denen Autofahrer und Anwohner stets rechnen und die sie
grundsätzlich hinnehmen müssen. Sondersituationen, insbesondere für
Anwohner, ist durch Ausnahmeregelungen Rechnung zu tragen.



Pressemitteilung vom 27.2.2018 "Deutsche Umwelthilfe erwirkt
Grundsatzurteil für die 'Saubere Luft' in unseren Städten -
Dieselkonzerne müssen alle Betrugsdiesel technisch nachrüsten": 

http://l.duh.de/p180227

Pressemitteilung vom 29.3.2018 "Deutsche Umwelthilfe reicht elf
weitere Klagen für 'Saubere Luft' ein - Klageverfahren damit in 28
deutschen Städten zum Dieselabgasgift NO2": 

http://l.duh.de/p180329

Urteil BVergG Leipzig zu Düsseldorf

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Urteile/180518_Urteil_BVergG_Leipzig_zu_Duesseldorf.pdf

Urteil BVergG Leipzig zu Stuttgart

https://www.duh.de/fileadmin/user_upload/download/Urteile/180518_Urteil_BVergG_Leipzig_zu_Stuttgart.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Umwelthilfe e.V. (DUH)

Pressemitteilung, 18.05.2018

Hackescher Markt 4, 10178 Berlin

Tel.: 030/25 89 86-0, Fax.: 030/25 89 86-19

Internet: www.duh.de
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VERKEHR/1137: Kohlendioxid-Grenzwerte jetzt auch für Lkws und Busse (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 17.05.2018 / Verkehr

Kohlendioxid-Grenzwerte jetzt auch für Lkws und Busse



Die EU-Kommission hat am Donnerstag zum ersten Mal Grenzwerte für
CO2-Emissionen und Effizienz von Lkws und Bussen vorgeschlagen.
Umweltverbände kritisierten die Pläne als zu schwach.

Im Jahr 2025 sollen nach dem Willen der EU-Kommission die
durchschnittlichen CO2-Emissionen neuer Lastkraftwagen 15 Prozent
niedriger sein als im Jahr 2019. Für 2030 wird als indikativer
Richtwert eine Verringerung um mindestens 30 Prozent im Vergleich zu
2019 vorgeschlagen.

Außerdem will die Kommission ein aerodynamischeres Design von Lkws
erleichtern und die Kennzeichnung von Reifen verbessern. Auch
veröffentlichte die Kommission einen Aktionsplan für Batterien, der
zur Schaffung eines wettbewerbsfähigen und nachhaltigen
'Batterie-Ökosystems' in Europa beitragen wird.

Die Vorschläge aus Brüssel sind Teil des dritten Mobilitätspakets.
Darin enthalten sind auch eine Strategie für die Zukunft der
Straßenverkehrssicherheit mit Maßnahmen zur Fahrzeug- und
Infrastruktursicherheit und eine zukunftsorientierte Strategie für die
vernetzte und automatisierte Mobilität.

Die Brüsseler Umweltorganisation Transport & Environment (T&E)
begrüßte die lang erwarteten Pläne der EU-Kommission. Jedoch seien die
Grenzwerte zur schrittweisen CO2-Verringerung mit den EU-Klimazielen
für 2030 nicht kompatibel. T&E verwies zudem auf einen Appell von
zahlreichen Unternehmen an die EU-Kommission: Ikea, Unilever,
Carrefour und weitere streben eine CO2-Verringerung von mindestens 24
Prozent bis 2025 an.

Zwar lobte auch der Naturschutzbund (NABU) den Vorstoß der Kommission,
endlich rechtlich verbindliche Emissionsnormen für schwere
Nutzfahrzeuge einzuführen. Der Gesetzentwurf sei aber wenig geeignet,
Lkws effizienter zu machen und klimaschonende Technologien auf den
Markt zu bringen. NABU-Verkehrsexperte Daniel Rieger erläuterte:
"Bereits mit heutigen Technologien sind beim Lkw Effizienzsteigerungen
von rund 40 Prozent möglich. Hinzu kommen die Möglichkeiten der
Elektrifizierung. Warum dieses Potenzial angesichts der enormen
Herausforderungen im Zuge der Dekarbonisierung des Verkehrssektors
nicht abgerufen wird, bleibt unverständlich."

Das jetzt vorgelegte Mobilitätspaket 3 ergänzt die Pakete 1 und 2 vom
Mai beziehungsweise November 2017. Sie werden anschließend im
ordentlichen Gesetzgebungsverfahren zwischen EU-Parlament und
Ministerrat verhandelt. [aw]




Pressemitteilung der EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_IP-18-3708_de.htm

Reaktion T&E 

https://www.transportenvironment.org/press/eu-paves-way-cleaner-safer-trucks

Reaktion NABU

https://www.nabu.de/modules/presseservice/index.php?popup=true&db=presseservice&show=23522

 * 

Quelle:

EU-News, 17.05.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin
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VERKEHR/1136: EU-Fachausschuss gibt grünes Licht für strengere Emissionstests (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 07.05.2018 / Verkehr

EU-Fachausschuss gibt grünes Licht für strengere Emissionstests



Die EU-Mitgliedstaaten haben am Freitag der Verschärfung zweier
Testverfahren für Fahrzeugemissionen im Technischen Ausschuss für
Kraftfahrzeuge der EU-Kommission zugestimmt.

Es handelt sich um den Test unter realen Fahrbedingungen ('Real
Driving Emissions', RDE) und um einen verbesserten Labortest ('World
Harmonised Light Vehicle Test Procedure', WLTP), die beide seit dem 1.
September 2017 in der EU gelten.

Geprüft wird der Ausstoß von Stickoxiden, Feinstaub, sonstigen
Luftschadstoffen und CO2, sowie der Kraftstoffverbrauch von Pkws und
leichten Nutzfahrzeugen, bevor sie auf dem EU-Binnenmarkt zugelassen
werden.

Die Vertreter*innen der EU-28 befürworteten den Vorschlag der
EU-Kommission vom März dieses Jahres (EU-News vom 12.03.2018 [1]),
Pkws und leichte Nutzfahrzeuge strenger zu kontrollieren. Dazu zählen
die Ausweitung auf bereits zugelassene Fahrzeuge sowie zusätzliche
Kontrollen durch unabhängige Instanzen.

Nach der Abstimmung im Fachausschuss geht der Kommissionsvorschlag nun
an EU-Parlament und Ministerrat. Beide Institutionen haben drei Monate
Zeit, sich zum Vorschlag zu positionieren.

Nach dem Willen der Kommission sollen die strengeren Prüfverfahren ab
01. Januar 2019 wirksam werden. [aw]




Mitteilung der EU-Kommission

http://europa.eu/rapid/press-release_MEX-18-3702_en.htm

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2018-verkehr/bruessel-will-emissionstests-fuer-autos-weiter-verschaerfen/

 * 

Quelle:

EU-News, 07.05.2018
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CHEMIE/419: EU-Kommission - Keine Einwände gegen Kriterien für Hormongifte (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 08.05.2018 / Chemie & Nanotechnologie

Keine Einwände gegen Kriterien für Hormongifte



Die EU-Kommission hat die im Dezember ausgehandelten Kriterien für
hormonell wirksame Stoffe in Pestiziden Ende April offiziell
angenommen.

Ein Wirkstoff gilt laut der neuen Verordnung als endokriner Disruptor
(EDC), wenn er schädliche Auswirkungen bei einem Organismus zeigt, die
Funktion des Hormonsystems verändert und die schädlichen Auswirkungen
eine Folge der endokrinen Wirkungsweise sind.

Die EU-Institutionen hatten sich jahrelang nicht auf eine Definition
für EDCs in Pflanzenschutzmitteln einigen können. Im Dezember hatte
der zuständige Ausschuss die mehrmals überarbeiteten Kriterien
angenommen, nachdem Ausnahmen für Stoffe, die gezielt hormonell
schädigend wirken, wieder aus dem Entwurf entfernt wurden (siehe
EU-Umweltnews vom 14.12.2017 [1]). EU-Parlament und Ministerrat hatten
bis zum 9. April Zeit, sich zur Verordnungsänderung zu äußern, legten
aber keine Einwände ein.

Umweltverbände sehen die Festlegung der Kriterien als einen Schritt in
die richtige Richtung, der jedoch nicht ausreiche, um Mensch und
Umwelt effektiv vor Umwelthormonen zu schützen. Nach wie vor sei die
Beweislast dafür, dass ein Stoff als EDC eingestuft wird, zu hoch.

Die neuen Kriterien gelten ab dem 20. Oktober dieses Jahres. [km]



Pressemitteilung EU-Kommission

http://ec.europa.eu/newsroom/sante/newsletter-specific-archive-issue.cfm?archtype=specific&newsletter_service_id=327&newsletter_issue_id=8391&page=1&fullDate=Fri%2020%20Apr%202018&lang=defaul

Verordnungsänderung

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32018R0605&from=EN

Stellungnahme NGOs

http://blog.pan-germany.org/wp-content/uploads/2017/12/SCOPAFF-Entscheidung-20071213-Statement_NGO-Allianz_EDC-Kriterien.pdf

[1] https://www.dnr.de/eu-koordination/eu-umweltnews/2017-chemie-nanotechnologie/siebter-vorschlag-zu-kriterien-fuer-hormongifte-hat-erste-huerde-genommen/

 * 

Quelle:

EU-News, 08.05.2018
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ENERGIE/1530: Erneuerbare-Energien-Richtlinie - Plastik zu Kraftstoff? (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 09.05.2018 / Klima & Energie

Erneuerbare-Energien-Richtlinie: Plastik zu Kraftstoff?



Das EU-Parlament und der Rat der EU scheinen im laufenden Trilog zur
Novelle der Erneuerbaren-Richtlinie (RED II) die Idee zu verfolgen,
die Umwandlung von nicht wiederverwendbarem Altplastik in Kraftstoff
zuzulassen.

Einem Medienbericht von EurActiv zufolge warnten hingegen
Umweltschutzorganisationen davor, solche Kunststoffe als erneuerbare
Kraftstoffe zu klassifizieren. Ihre Besorgnis hatten zwölf
Umweltverbände, darunter der Naturschutzbund (NABU) und Zero Waste
Europe, in einem Brief an EU-Klimakommissar Miguel Arias Canete, die
bulgarische Energieministerin Temenuzhka Petkova und an den
Europaabgeordneten José Blanco López von Anfang Mai verdeutlicht.

Janek Vahk von Zero Waste Europe erläuterte, dass die Idee 'sehr
kontrovers ist, da sie erstmals eine Einbeziehung fossiler Brennstoffe
in die Erneuerbare-Energien- und Klimapolitik der EU schaffen könnte.'
Er fügte hinzu, dass die Idee den Bemühungen der EU-Länder
zuwiderlaufe, die Recyclingfähigkeit von Kunststoffen zu verbessern.

Für den 17. Mai ist die nächste Trilogrunde anberaumt. Bulgarien
strebt den Abschluss des RED-II-Gesetzgebungsverfahrens noch vor dem
Ende der Ratspräsidentschaft im Juni an. [aw]



Meldung von EurActiv 

https://www.euractiv.de/section/energie-und-umwelt/news/umweltschuetzer-warnen-altplastik-demnaechst-als-erneuerbarer-kraftstoff/

Verbändebrief 

https://www.euractiv.com/wp-content/uploads/sites/2/2018/05/Joint-letter-on-recycled-carbon-fuels.pdf?_ga=2.30412092.2028895929.1525852254-8588040.1525852254

 * 

Quelle:

EU-News, 09.05.2018
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AFRIKA/113: Tansania - Axt am Weltnaturerbe (WWF)


WWF Pressemitteilung - 16. Mai 2018

Axt am Weltnaturerbe

Afrikas größtes Schutzgebiet Selous vor Abholzung



Berlin: Afrikas größtes Reservat und Weltnaturerbe Selous soll nach
dem Willen der tansanischen Regierung im großen Stil kahlgeschlagen
werden. Auf rund 1.500 Quadratkilometern, was in etwa der doppelten
Fläche Berlins entspricht, sollen über 2,6 Millionen Bäume gefällt
werden. Laut WWF wäre das ökologisch besonders wertvolle Zentrum des
Reservats entlang des Rufiji-Flusses damit quasi vollständig
entwaldet. Wie aus offiziellen Dokumenten hervorgeht, hat die
Forstbehörde des ostafrikanischen Landes einen Bieterwettbewerb für
die Abholzung ins Leben gerufen. Bis Mittwochvormittag, den 16. Mai
2018 waren Unternehmen aufgerufen, ihre Gebote einzureichen.

"Die Entwaldung wäre der Anfang vom Ende dieses einzigartigen
Naturparadieses. Der Selous ist eines der letzten großen unberührten
Wildnisgebiete der Erde und wichtiger Rückzugsort für viele bedrohte
Arten wie Elefanten, Löwen, Wildhunde oder Giraffen", sagt Johannes
Kirchgatter, Afrika-Referent beim WWF Deutschland.

Die Rodungen gelten als vorbereitende Maßnahmen für den Bau eines
geplanten Staudamms zur Stromproduktion, mit dem nach dem Willen der
Regierung bereits im Juli begonnen werden soll. Etwa 1.200
Quadratkilometer des Schutzgebiets würden dauerhaft überflutet. Das
Vorhaben verstößt nach Angaben des WWF sowohl gegen nationales Recht
als auch internationale Abkommen. Tansanische Gesetze und die
Unesco-Welterbekonvention verbieten solch umfassende Eingriffe in
Reservate und Weltnaturerbestätten. Auch liege keine
Umweltverträglichkeitsprüfung vor, die für solch massive Eingriffe
zwingend vorgeschrieben sei.

"Die tansanische Regierung treibt die Zerstörung des Selous ohne
Rücksicht auf Verluste voran und setzt sich dabei über geltendes Recht
und internationale Vereinbarungen hinweg. Sollten die Pläne umgesetzt
werden, würde die Region auch ihr fantastisches touristisches
Potential verlieren. Der Selous steht der weltberühmten Serengeti in
nichts nach. Eine echte Chance auf nachhaltige Entwicklung droht damit
verlorenzugehen. Zurück bliebe ein zerstörtes Welterbe mit einem
Kraftwerk, das das Land nicht braucht", warnt Johannes Kirchgatter.

Auch Schutzbemühungen der deutschen Bundesregierung werden laut WWF
durch die Pläne konterkariert. Deutschland zahlt in den kommenden
Jahren 18 Millionen Euro für den Erhalt des Reservats, seiner
Randgebiete und des Welterbetitels. Durch die großflächige Entwaldung
und Überflutung werde der Selous eines Großteils seiner ökologischen
Bedeutung beraubt. Gleichzeitig sorge die Erschließung des Gebiets
durch den Bau von Straßen, Siedlungen und Infrastruktur in bisher
unberührter Wildnis für einen leichteren Zugang auch für Wilderer,
Viehzüchter und illegale Siedler. Die Umweltschützer fordern die
Bundesregierung daher auf, sich gegen den Staudammbau einzusetzen -
zumal er für die Deckung des Energiebedarfs in Tansania überhaupt
nicht notwendig sei, wie aus dem Energieplan der tansanischen
Regierung hervorgehe.

"Der Staudamm ist ein ökonomisch und ökologisch unsinniges Megaprojekt
auf Kosten einer nachhaltigen Entwicklung und wie es scheint, sehen
das auch potentielle Geldgeber so. Bislang konnte die tansanische
Regierung keine Finanzierung für den milliardenschweren Bau vorweisen.
Am Ende könnte sich herausstellen, dass das Land sein einzigartiges
Weltnaturerbe mit der Abholzung völlig umsonst verspielt hat", so
Kirchgatter.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 16.05.2018

Herausgeber: WWF Deutschland

Reinhardtstraße 14, 10117 Berlin
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EUROPA/211: Gebrauchsanweisung für Paris-Abkommen noch in weiter Ferne (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 14.05.2018 / Klima & Energie

Gebrauchsanweisung für Paris-Abkommen noch in weiter Ferne



Für die EU-Kommission hat die UN-Klimazwischenkonferenz in Bonn
'moderate Fortschritte' für das gemeinsame Regelwerk gebracht.
Klimaschützer*innen fordern mehr Tempo.

Einig scheinen Teilnehmende und Beobachter*innen der Konferenz darin,
dass bis zum UN-Klimagipfel im Dezember noch viel zu tun sei. Die
Zwischenverhandlungen vom 30. April bis 10. Mai sollten eigentlich
einen ersten Textentwurf für das gemeinsame Regelwerk (Common
Rulebook) hervorbringen. Doch konkrete Beschlüsse gab es keine, um das
Handbuch zur praktischen Umsetzung des Klimaabkommens von Paris zu
entwickeln.

Als positiv aufgefasst wurde der internationale Talanoa-Dialog, der
erstmals stattfand. Der Begriff bezeichnet ein lockereres
Gesprächsformat, bei dem jede*r Sprecher*in 'Geschichten' erzählt
statt politische Verhandlungen zu führen. Die EU unterstütze dieses
Format. Diesbezüglich veranstaltet die EU-Kommission am 13. Juni eine
Konferenz 'EU for Talanoa' in Brüssel.

Jedoch sind laut verschiedener Medienberichte die größten Knackpunkte
nicht ausgeräumt: Fragen der Klimafinanzierung und der finanziellen
Unterstützung von Staaten, die besonders vom Klimawandel betroffen
sind. Auch die Anhebung der nationalen Klimaziele sowie einheitliche,
miteinander vergleichbare Berichtssysteme harren der Präzisierung.

Rixa Schwarz, Teamleiterin für Internationale Klimapolitik bei der
Umwelt- und Entwicklungsorganisation Germanwatch begrüßte
'Fortschritte bei einigen technischen Fragen und das wichtige Mandat
an die Vorsitzenden, bis zur nächsten Verhandlungsrunde im September
in Bangkok einen weiterentwickelten Verhandlungstext vorzulegen. In
Bangkok muss dann aber schneller und zielgerichteter verhandelt
werden, als wir das in Bonn erlebt haben.'

Der Präsident des Naturschutzbunds (NABU) Olaf Tschimpke kommentierte:
'Eigentlich ist es schon längst fünf nach zwölf,
Verhandlungsfortschritte sind kaum sichtbar. Noch in diesem Jahr muss
das Regelwerk fertig werden, nach dem das Pariser Klimaabkommen ab dem
Jahr 2020 umgesetzt werden kann. Außerdem brauchen wir deutlich mehr
Anstrengungen beim Klimaschutz, um überhaupt die Ziele von Paris in
Reichweite zu halten.'

Eine nächste Zwischenkonferenz wird vom 3. bis 8. September in Bangkok
stattfinden. Vom 3. bis 14. Dezember wird die COP24 in Katowice
stattfinden. [aw]




UN FCCC

https://unfccc.int/

48. Sitzung des 'Subsidiary Body for Implementation (SBI)' 

https://unfccc.int/process/conferences/bonn-climate-change-conference-april-2018/sessions/sbi-48

48. Sitzung des 'Subsidiary Body for Scientific and Technological
Advice (SBSTA)' 

https://unfccc.int/process-and-meetings/conferences/bonn-climate-change-conference-april-2018/sessions/sbsta-48#eq-29

Sitzung der 'Ad Hoc Working Group on the Paris Agreement (APA)' 

https://unfccc.int/process-and-meetings/conferences/bonn-climate-change-conference-april-2018/sessions/apa-1-5

Reaktion EU-Kommission 

https://ec.europa.eu/clima/news/un-climate-talks-bring-moderate-progress-paris-agreement-rulebook_en

Reaktion Germanwatch

https://germanwatch.org/de/15434

Reaktion NABU

https://www.nabu.de/modules/presseservice/index.php?popup=true&db=presseservice&show=23452

 * 
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EU-News, 14.05.2018
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FISCHEREI/269: EU-Fischereiausschuss fordert bessere Aquakultur (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 16.05.2018 / Wasser & Meere

Fischereiausschuss fordert bessere Aquakultur



In seiner Sitzung am Dienstag hat der Fischereiausschuss im
Europäischen Parlament eine Erhöhung der Aquakulturproduktion in der
EU und gleiche Standards für EU-eigene und importierte
Aquakulturprodukte gefordert.

In der unverbindlichen Entschließung, die im Juni auch auf der
Tagesordnung des Plenums steht, wird auf die Potenziale der Aquakultur
zum Schutz natürlicher Fischgründe und - speziell bei der
Süßwasseraquakultur - die Entwicklung ländlicher Räume und
Ernährungssicherheit verwiesen. Die Europaabgeordneten fordern
außerdem, dass importierte Aquakulturprodukte zukünftig die gleichen
Umwelt-, Lebensmittelsicherheits- und Sozialarbeitsnormen einhalten
müssen wie die europäischen. Auch die Achtung der Menschenrechte sei
ein wichtiges Thema. Es gebe nach wie vor erhebliche
Wettbewerbsverzerrungen, weil auswärtige Unternehmen weniger Regeln
beachten müssten. Die Kommission und die Mitgliedstaaten sollen nach
Meinung des Fischereiausschusses eine EU-weite Informationskampagne
für VerbraucherInnen und Unternehmen über die Unterschiede zwischen
den strengen und umfassenden Standards auf dem europäischen Markt und
den niedrigeren Standards für importierte Produkte aus Drittländern
starten. Der Schwerpunkt sollte auf die Probleme gelegt werden, die
durch die Einführung besonders resistenter Mikroorganismen und
antimikrobieller Resistenzen in die Lebensmittelsicherheit und die
Gesundheit der Bevölkerung verursacht werden können.

Um die Transparenz für VerbraucherInnen und die Rückverfolgbarkeit der
Produkte zu erhöhen, sollte nach Meinung der Europaabgeordneten ein
neues Gütesiegel für nachhaltige Aquakultur in der EU geschaffen
werden.

Der Wert der europäischen Aquakulturproduktion belief sich 2011 auf
3,6 Milliarden Euro. Die wichtigsten Aquakulturproduzenten unter den
EU-Mitgliedstaaten, die 2011 über 70 Prozent der gesamten
Aquakulturproduktion innehatten, sind Spanien (22 Prozent), Frankreich
(17 Prozent), Großbritannien (16 Prozent), Italien (13 Prozent) und
Griechenland (8,5 Prozent).

Umweltverbände halten Aquakulturen ohne hohe Umweltauflagen für
ökologisch bedenklich. Chemikalien, Fischkot, Nahrungsreste und
Antibiotika können aus offenen Netzkäfigen in Flüsse und Meere
gelangen. [jg]



Pressemitteilung Fischereiausschuss

http://www.europarl.europa.eu/news/en/press-room/20180515IPR03514/aquaculture-level-playing-field-for-eu-and-imported-products-is-needed

WWF-Hintergrundseite zu Aquakulturen

https://www.wwf.de/themen-projekte/meere-kuesten/fischerei/nachhaltige-fischerei/aquakulturen/

 * 

Quelle:

EU-News, 16.05.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de
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RECHT/082: OVG bestätigt Baustopp für Erweiterung der Schweinezuchtanlage Tornitz (NABU BB)


NABU Landesverband Brandenburg - Pressedienst Naturschutz aktuell,
18. Mai 2018

OVG bestätigt Baustopp für Erweiterung der Schweinezuchtanlage
Tornitz 

Ein weiterer Erfolg der Kooperation (BI) Schweinewind und NABU
Brandenburg



Seit 4 Jahren kämpfen BI Schweinewind und NABU Landesverband gemeinsam
gegen eine der europaweit größten Schweinezuchtanlagen in Tornitz bei
Vetschau. Erst vor 3 Wochen ist es gelungen die Bürgerschafft der
Stadt Vetschau zum Nachdenken anzuregen, so dass bislang kein
Beschluss zur Aufstellung eines Bebauungsplanes gefasst wurde, der
nach aktueller Gesetzgebung für die Erweiterung der Anlage der Bolart
GmbH um weitere ca. 20 Tsd. Schweine auf dann insgesamt ca. 80.000
Schweine nötig wäre. Die Entscheidung des Oberverwaltungsgericht
Berlin-Brandenburg vom 17.05.2018 im einstweiligen
Rechtsschutzverfahren, dass diese Anlage nicht erweitert werden darf,
ist ein weiterer Erfolg gegen die industrielle Massentierhaltung.

Das Landesamt für Umwelt Brandenburg (LfU) hatte im Jahr 2015 den
Betreibern der Schweinezuchtanlage Vetschau einen Neubau genehmigt,
der mit massiven Aufstockung der Tierplätze verbunden gewesen wäre.
Gegen die hierfür erteilte Genehmigung hat die BI Schweinewind
zusammen mit dem NABU Brandenburg beim Verwaltungsgericht Cottbus in
einem Eilverfahren einen Baustopp erreicht, obwohl die Bagger die
Baufläche bereits vorbereitet haben. Das Verwaltungsgericht hatte in
seinem Beschluss im Jahr 2016 festgestellt, dass das
Genehmigungsverfahren fehlerhaft geführt und die Öffentlichkeit nicht
nach den gesetzlichen Bestimmungen beteiligt worden war.

Gegen diesen Beschluss des Verwaltungsgerichts Cottbus waren die
Betreiber der Schweinezuchtanlage in die Beschwerde zum
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg (OVG) gegangen. Das OVG hat
nun den Beschluss des VG Cottbus bestätigt, so dass die Genehmigung
weiterhin nicht ausgenutzt werden darf. Die Betreiber der
Schweinezuchtanlage können nun versuchen, die formellen Fehler des
Genehmigungsverfahrens zu reparieren. Allerdings ist es rechtlich
umstritten, ob eine solche Heilung möglich ist. Sollte dies nicht der
Fall sein, wäre die Genehmigung endgültig rechtswidrig.

Aber selbst für den Fall, dass die formellen Fehler geheilt werden
können, bedeutet dies nicht, dass die Genehmigung damit ausgenutzt
werden kann. Die Bürgerinitiative Schweinewind, ihr Vorsitzender Dirk
Marx und der Dr. Werner Kratz, zweiter Vorsitzender des NABU
Brandenburg, haben zahlreiche inhaltliche Mängel, u.a. die
unzulässigen Auswirkungen auf den benachbarten Wald mit Hilfe eines
erneuten Waldgutachtens vorgetragen. Die Gerichte müssten in einem
erneuten Verfahren dann überprüfen, ob die Genehmigung gegen
umweltschutzrechtliche Bestimmungen verstößt, wovon laut Marx
definitiv ausgegangen werden kann.

In den bisher zur Schweinezuchtanlage Vetschau geführten Verfahren
ging es vor allem um formelle Mängel der Genehmigung. Mit den
inhaltlichen Argumenten, die seitens der Widerspruchsgemeinschaft
gegen die Erweiterung der Anlage vorgetragen worden sind, mussten sich
die Gerichte bisher noch nicht auseinandersetzen. Wenn die Gerichte
endgültig zu der Feststellung kommen, dass die Genehmigung
rechtswidrig ist, könnte auch keine Neugenehmigung mehr beantragt
werden. Zwischenzeitlich hat sich nämlich das Planungsrecht geändert.
Derartige Tierhaltungsanlagen sind nicht mehr privilegiert. Sie können
daher nur noch genehmigt werden, wenn die Gemeinde hierfür den bereits
erwähnten Bebauungsplan erlässt.

Dr. Werner Kratz zeigt sich erfreut über den Beschluss des OVG: "Der
Beschluss ist ein weiterer Baustein in unserem Bemühen, diese Art der
Tierhaltung künftig zu verhindern und die Initiativen der Bürger vor
Ort zu unterstützen. Wir hoffen, dass auch die Standortgemeinden ihre
Verantwortung für Umweltschutz und Tierwohl wahrnehmen und derartigen
Betrieben keine Erweiterungsmöglichkeiten durch die Aufstellung von
Bebauungsplänen einräumen." Die kritische Öffentlichkeit und der NABU
appellieren an die Gemeinde, sich nicht vor den Karren einer
umweltschädigenden und dem Tierwohl zuwiderlaufenden Schweinehaltung
spannen zu lassen.

Das große öffentliche Interesse an einer Veränderung solch
industrieller Fleischerzeugung zeigt sich auch in der finanziellen
Unterstützung für das Verfahren durch die Naturstiftung David, den
NABU Bundesverband und zahlreiche Spender, denen BI und NABU herzlich
danken. Unterstützung in dem weiteren Verfahren durch Spenden an NABU
Brandenburg, IBAN DE57 1009 0000 1797 7420 11, Stichwort BI
Schweinewind Vetschau.

 * 

Quelle:

Pressedienst, 18.05.2018

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Brandenburg

Lindenstraße 34, 14467 Potsdam

Tel: 0331/20 155 70, Fax: 0331/20 155 77

E-Mail: info@NABU-Brandenburg.de

Internet: www.brandenburg.nabu.de
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MASSNAHMEN/269: Alles im Zeichen der Fledermaus - Projektabschluss Große Hufeisennase (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 18. Mai 2018

Alles im Zeichen der Fledermaus

LBV schließt LIFE-Projekt Große Hufeisennase ab - Erfolgreiche Bilanz
zur seltensten Fledermaus Deutschlands



Hohenburg/Hilpoltstein, 18.05.2018 - Die Schutzbemühungen des LBV um
die seltenste Fledermausart Deutschlands sind eine echte
Erfolgsgeschichte. Seit 2012 führt der LBV in Kooperation mit dem
Bundesforstbetrieb Hohenfels ein von der EU, dem Bayerischen
Naturschutzfonds und dem Naturpark Hirschwald finanziertes
LIFE-Projekt zur Rettung der stark bedrohten Fledermausart Große
Hufeisennase in Hohenburg (Oberpfalz) durch, um die Art vor dem
Aussterben zu bewahren. Mit sehr erfolgreicher Bilanz: "Seit
Projektbeginn vor sechs Jahren ist die Kolonie von 67 auf 184 Tiere
angewachsen", so Dr. Andreas von Lindeiner, LBV-Artenschutzreferent.
Zum Projektabschluss sind heute zusammen mit Vertretern des
Umweltministeriums die letzten Maßnahmen eingeweiht worden: zwei
Fledermaustürme und ein beschilderter Fledermauswanderweg rund um die
Natura 2000-Gemeinde Hohenburg.

Die zwei neu gebauten Fledermaustürme an den beiden Enden des
Projektgebiets im Lauterachtal dienen den Fledermäusen als
Trittsteinquartiere für die weitere Ausbreitung. Zusätzlich bieten sie
Radfahrern und Wanderern neben Informationen zur Großen Hufeisennase
sowie dem Projekt auch einen Schutz- und Rastplatz. Noch mehr
Informationen finden Naturfreunde auf dem beschilderten, heute
eröffneten Fledermausrundwanderweg um Hohenburg. Beide Maßnahmen
dienen dazu, das Bewusstsein in der Bevölkerung für die hochbedrohte
Fledermausart zu stärken. Das im Lauf des Projekts eingerichtete
Informationszentrum im Fledermaushaus in Hohenburg, mit der
deutschlandweit letzten Wochenstube der Großen Hufeisennase, zählt
ebenfalls dazu. Einen Blick in die Wochenstube und auf die nächste
"Hufi"-Genration kann man über die Fledermaus-Webcam unter
www.lbv.de/huficam werfen.

Nach sechs Jahren LIFE-Projekt ziehen der LBV und seine Partner eine
sehr positive Bilanz: Als besonders bedeutsame Maßnahme im Projekt ist
die Wiederbelebung des ehemaligen Hohenburger Hutangers als Waldweide
für die projekteigene Rotviehherde und den Wanderschäfer
hervorzuheben. Zusätzlich zu den neu angelegten Rinderweiden
übernehmen auch die pestizidfreien Flächen des Truppenübungsplatzes
Hohenfels eine wichtige Funktion. "Die Weiden und Truppenübungsflächen
stellen mit ihrem Insektenreichtum einen idealen Jagdlebensraum und
damit einen Schlüsselfaktor zum Überleben der letzten deutschen
Kolonie der Großen Hufeisennase dar", so der LBV-Artenschutzreferent
von Lindeiner. Auch die 150 neu gepflanzten Obstbäume haben, als
zusätzliche Landschafsstruktur und vor allem als Lebensraum für
Beuteinsekten eine große Bedeutung für die gefährdete Fledermausart.

"Zum Erfolg des LIFE-Natur-Projekts trägt auch die gut
funktionierende Kooperation mit vielen unterschiedlichen Akteuren
bei", weiß Rudi Leitl. So stellt der Markt Hohenburg zahlreiche land-
und forstwirtschaftliche Flächen zur Verfügung, die alle auch als
Natura 2000-Gebiete ausgewiesen sind. Der Bundesforstbetrieb Hohenfels
hat im Truppenübungsplatz Hohenfels zahlreiche Flächen aufgelichtet
und so als Flugrouten und Jagdreviere für die Große Hufeisennase
optimiert.

Hintergrund

Damit sich die Große Hufeisennase wohl fühlt, sind drei
Lebensraumbedingungen notwendig. Für ihren Winter braucht die
Fledermausart großräumige frostfreie Quartiere, wie zum Beispiel
Karsthöhlen, die möglichst ganzjährig ungestört sind. In den warmen
Monaten bevorzugt sie ruhige Gebäude mit unterschiedlichen
Temperaturzonen. Ihre Nahrung, verschiedene Insektenarten, findet die
Große Hufeisennase in strukturreichen Landschaften ohne
Pestizideinsatz. "Ein solches Fledermaus-Paradies findet die Große
Hufeisennase im Oberpfälzer Jura im Lauterachtal und dem angrenzenden
Truppenübungsplatz vor. Hier sind die wesentlichen
Lebensraumstrukturen erhalten geblieben, sodass die Große Hufeisennase
bis heute dort überleben konnte", erklärt Projektmanager Rudi Leitl.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.05.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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AKTION/229: Protestaktion zum Schutz des Ostsee-Schweinswals - Damp, 26.5. (BUND SH)


BUND Landesverband Schleswig-Holstein e.V. - Kiel, 18. Mai 2018

Tag des Ostsee-Schweinswals - Protestaktion zum Schutz des kleinen
Wals



Der Ostsee-Schweinswal ist bedroht: Lärm, Fischerei und Umweltgifte
setzen ihm zu. Anlässlich des internationalen "Tag des Ostsee-
Schweinswals" am 20. Mai fordert der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND) den Schweinswal besser zu schützen. Insbesondere
Lärm ist eine große Bedrohung. Deshalb rufen der BUND-Landesverband
Schleswig-Holstein und weitere Organisationen um das Kieler
Friedensforum zu einer Protestaktion gegen Sprengungen an der Fregatte
Karlsruhe auf: Samstag, den 26. Mai 2018 ab 11 Uhr im Hafen von Damp.

Bereits im Alltag ist der Hintergrundlärm unter Wasser, beispielsweise
durch die Schifffahrt, durch Bau und Betrieb von Offshore-Plattformen
oder seismische Untersuchungen enorm groß, erklärt Stefanie Sudhaus,
Meeresschutzreferentin beim BUND. "Der Unterwasserlärm verdoppelt sich
etwa alle 10 Jahre!" Militärische Übungen erhöhen diese Belastung noch
zusätzlich: Durch extrem laute Hochleistungssonarsysteme und durch
Sprengungen, die das Gehör von Walen empfindlich stören können. Der
ohnehin von vielen Bedrohungen gebeutelte kleine Tümmler steht dieses
Jahr wieder vor einer besonderen Gefahr: Im Oktober sollen vor dem
Ostseebad Damp Sprengversuche der Marine an der Fregatte "Karlsruhe"
stattfinden.

Und nicht nur das Gehör unseres heimischen Wals ist laut BUND
gefährdet. Durch den Lärm können sich Mutter und Kalb verlieren,
Partner können nicht mehr gefunden und Beutetiere schwerer entdeckt
werden. Die Dauerbeschallung führt zu Stressreaktionen und lauter
Schiffsverkehr beeinträchtigt nachweislich das Fress- und
Ruheverhalten der Tiere.

Neben dem produzierten Lärm sieht der BUND zudem den enorm großen
Eintrag von Munition und Munitionsresten in die ohnehin schon durch
Munitionsaltlasten verschmutze Ostsee äußerst kritisch.

Der internationale Tag des Ostsee-Schweinswals ist jeden dritten
Sonntag im Mai, der auf diese faszinierende, jedoch bedrohte Art
aufmerksam machen soll. "Und diese Aufmerksamkeit braucht unser
einziger heimische Wal dringend! Wenn wir den Schweinswal-Schutz nicht
ernster nehmen, dann wird es bald keine mehr geben. Da erwarten wir
auch von unserem Militär endlich Rücksicht auf den Artenschutz", so
Sudhaus abschließend.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.05.2018

Herausgeber: Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Schleswig-Holstein

Lorentzendamm Nr. 16, 24103 Kiel

Tel.: 0431/66060-0, Fax: 0431/66060-33

E-mail: bund-sh@bund-sh.de

Internet: www.bund-sh.de
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AKTIONSTAGE/926: Tag der offenen Tür in der Arche Wattenmeer am 27. Mai 2018 (Schutzstation Wattenmeer)


Schutzstation Wattenmeer - Presseinformation, 18. Mai 2018

Tag der offenen Tür in der Arche Wattenmeer am 27. Mai 2018



Die Schutzstation Wattenmeer lädt am Sonntag, den 27. Mai, alle
Hörnumer Bürger und Sylter Gäste zu einem Tag der offenen Tür von
10.00 bis 18.00 Uhr in die Arche Wattenmeer ein. Der Eintritt in die
Nationalparkausstellung ist während des gesamten kunterbunten
Programms kostenfrei.

Einer der Höhepunkte ist in diesem Jahr die neuartige
Indoor-Wattwanderung. Auf dieser Erlebnistour können die Gäste
trockenen Fußes auf verschiedenen Stationen die Tier- und Pflanzenwelt
des Weltnaturerbes erkunden. Die Erlebnistour ist jeweils von 10:00
bis 12.00 Uhr und von 13.30 bis 16.00 Uhr begehbar. Besonders findige
Wattgänger können dabei sogar Preise gewinnen.

Eine Führung durch die Ausstellung und eine Stunde voller Spiele über
das Leben im Watt stehen ebenfalls auf dem Programm. Viele Lacher und
einige Überraschungen sind garantiert, wenn die Arche-Freiwilligen
ihr Theaterstück um 16.15 Uhr zur Aufführung bringen, dass sie extra
für den Tag der offenen Tür einstudiert haben.

Nach einer Strandwanderung und der Fütterung der Aquarientiere gibt um
18.00 Uhr Biologe Rainer Borcherding einen faszinierenden Einblick in
die Welt der Muscheln und Schnecken im Nationalpark. Das Café
Leuchtturm sorgt durchgängig mit Kaffee, Tee und reichlich Wattkuchen
dafür, dass der Tag garantiert keine trockene Veranstaltung wird.

Arche Wattenmeer

Rantumerstr. 33

25997 Hörnum / Sylt

Telefon: 0 46 51/88 62 229

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.05.2018

Herausgeber:

Naturschutzgesellschaft Schutzstation Wattenmeer e.V.

Pressestelle

Grafenstraße 23, 24768 Rendsburg

Tel.: 04331/23 6 22, Fax:04331/25 24 6

E-Mail: c.goetze@schutzstation-wattenmeer.de
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AUSSTELLUNG/452: "Wald Sinfonie" - Impressionistische Fotografie, 31.5.-30.9. (Nationalpark Harz)


Nationalpark Harz - Presse-Information, 18. Mai 2018

"Wald Sinfonie" - Impressionistische Fotografie

Fotoausstellung im Nationalpark Harz



Ab 31.5.2018 lässt die Berliner Fotokünstlerin Antje Schulz im
Nationalpark Harz den Wald auf ungewöhnliche Art und Weise erklingen.
Ihre impressionistischen Fotografien, ausschließlich "gemalt" mit der
Kamera, vereinen Formen, Farben und Licht. Sie erinnern an Werke von
Malern wie Vincent van Gogh und Caspar David Friedrich. Stille
Landschaften und traumhafte Wälder verschmelzen zu einer Sinfonie
visueller Imagination, die den Betrachter einladen möchte, die Natur
intensiv zu spüren und ihr neu zu begegnen.

Hierfür entwickelte die Fotografin eine eigene abstrakte Fototechnik,
bei der die Bilder digital nicht verfremdet werden. Neben bekannten
Werken der Künstlerin werden bisher unveröffentlichte abstrakte
Fotografien gezeigt.

Begleitet wird die Ausstellungseröffnung in Anwesenheit der Fotografin
von einem Klangwelten-Film mit sphärischer Musik von Antje Schulz, die
neben der Fotografie auch Musik ausschließlich nach Gehör komponiert.
Darüber hinaus findet zur Eröffnung eine kostenlose Führung statt, bei
der die Fotografin Interessierten Einblicke in die Arbeitsweise der
abstrakten Fotografie bietet.

Zur Person: 

Antje Schulz, Jahrgang 1972, studierte Medienfotografie (FH) an der
SET bei Stefan Maria Rother.
Seit 2015 widmet sich die Fotokünstlerin der abstrakten, hier
insbesondere der impressionistischen Fotografie.
Ihre Arbeiten werden national und international in Ausstellungen
gezeigt. Neben der Fotografie wirkt sie im
Deutschen Komponistenverband und komponiert Musik. Momentan entsteht
ein erstes Fachbuch zum Thema
"Abstrakte Fotografie".

Was: 

Ausstellung "Wald Sinfonie" - Impressionistische Fotografien von Antje
Schulz

Vernissage: 31. Mai 2018 um 17:30 Uhr

Ausstellung: 31. Mai - 30. September 2018

Wo: 

Nationalpark Harz, Nationalparkhaus Ilsetal, Ilsetal 5, 38871
Ilsenburg (Harz)

Eintritt: frei

Webseite: www.impressionistische-fotografie.de

Social Media www.facebook.com/impressionistische.fotografie

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 18.05.2018

Nationalpark Harz

Abt. Presse, Marketing & Regionalentwicklung

Lindenallee 35, 38855 Wernigerode

Tel. 03943/5502-32

E-Mail: info@nationalpark-harz.de

Internet: www.nationalpark-harz.de
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TOUR/520: Dem Star ganz nah - Spaziergang im Alstervorland zum Vogel des Jahres, 23.5. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 18. Mai 2018

Dem Star ganz nah - Spaziergang zum Vogel des Jahres

Der NABU lädt am Mittwoch, den 23. Mai um 14 Uhr zu einer Führung zum
Vogel des Jahres 2018 in das Alstervorland ein. Staren-Nistkästen dort
erfolgreich angenommen.



Der NABU hat in den letzten Jahren rund um die Außenalster knapp 70
Nistkästen für den Star und den in Hamburg immer selten werdenden
Haussperling angebracht. Mit Erfolg, denn es sind sehr viele Kästen
besetzt.

Marco Sommerfeld, Referent für Vogelschutz vom NABU Hamburg, und der
NABU-Aktive Simon Hinrichs werden auf einem Rundgang im Alstervorland
neben der spannenden Biologie des Stars die Rückgangsursachen
beleuchten und zeigen, welche Möglichkeiten es gibt, dem Vogel des
Jahres zu helfen. Der Jahresvogel 2018 ist eine der häufigsten
heimischen Vogelarten und den meisten Menschen sehr vertraut. Der Star
besiedelt unsere Städte und Kulturlandschaften, mancherorts bildet er
beeindruckende Schwärme. Doch diese werden kleiner. Von aktuellen
Bestandsrückgängen gerade häufiger Arten ist der Star besonders
betroffen. "Der europäische Starenbestand wird auf 23 bis 56 Millionen
Brutpaare geschätzt. Mit 2,8 bis 4,5 Millionen Paaren leben etwa zehn
Prozent davon in Deutschland. Und dennoch ist der schillernde Geselle
ein typisches Beispiel für den stillen Rückgang unserer
"Allerweltsvögel". "In der neuesten bundesweiten Roten Liste der
Brutvögel ist der Star sogar als gefährdet eingestuft, denn heute
brüten etwa zwei Millionen Staren-Paare weniger in Deutschland als
noch vor zwanzig Jahren", erklärt Marco Sommerfeld, Vogelexperte beim
NABU Hamburg. "Auch in Hamburg ist er auf dem Rückzug." Grund genug
also, den "Allerweltsvogel" Star und seinen Lebensraum besser kennen
zu lernen!

Die Führung zum "Vogel des Jahres 2018" findet am Mittwoch, den
23.05.2018 um 14 Uhr im Alstervorland/Alsterpark (westliches Ufer der
Außenalster) statt. Treffpunkt ist am Parkplatz westlich vom
Alstercliff am Fährdamm. Die Teilnahme ist kostenfrei.

Das Nistkasten-Projekt zum Schutz des "Vogel des Jahres 2018" wird von
der Norddeutschen Stiftung für Umwelt und Entwicklung (NUE) und der
Georg & Jürgen Rickertsen Stiftung finanziell gefördert.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 057/18, 18.05.2018

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de
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MELDUNG/154: Grundwasser in der EU weiterhin nitratbelastet (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 08.05.2018 / Wasser & Meere

Grundwasser in der EU weiterhin nitratbelastet



Die landwirtschaftsbedingte Verschmutzung des Grundwassers mit
Nährstoffen und Stickstoff ist nach wie vor ein großes Problem in der
EU. Die EU-Kommission hat die Länderberichte der Mitgliedstaaten über
die Umsetzung der EU-Nitratrichtlinie ausgewertet. Zwischen 2012 und
2015 lagen die Nitratwerte im Durchschnitt an über 13 Prozent der
Grundwassermessstellen über dem Grenzwert von 50 Mikrogramm pro Liter,
fast 6 Prozent zwischen 40 und 50 Mikrogramm pro Liter.

Es gibt laut Bericht große regionale und nationale Unterschiede. So
lagen die Werte in Deutschland an über 28 Prozent der Messstellen über
dem Grenzwert von 50 mg/Liter, in Malta sogar bei 71 Prozent der
Messstellen.

Im Vergleich zur vorherigen Berichtsperiode (2008-2011) blieb die
Wasserqualität bei drei Viertel der Messstationen gleich
beziehungsweise verbesserte sich leicht. An etwa einem Viertel der
Stationen hat sich die Wasserqualität verschlechtert.

Die maximale Ausbringungsmenge an Wirtschaftsdünger tierischer
Herkunft ist eigentlich im Betrieb auf 170 Kilogramm Stickstoff pro
Hektar beschränkt. Allerdings gibt es Ausnahmen. Der Bericht der
EU-Kommission fasst auch Daten zu Oberflächen- und salinen Gewässern,
der Dichte von Tierpopulationen in der Landwirtschaft und andere Werte
zusammen. Die Datenlage ist teilweise lückenhaft, weil nicht alle
Mitgliedstaaten einheitlich gemessen und berichtet haben oder es große
Defizite bei der Umsetzung der Nitratrichtlinie gibt. Mit Stand Juli
2017 liefen acht Vertragsverletzungsverfahren gegen sechs
Mitgliedstaaten, nämlich Frankreich, Polen, die Slowakei, Bulgarien,
Belgien und Deutschland.

Zum Stand des Vertragsverletzungsverfahrens gegen Deutschland und zur
Bewertung des reformierten deutschen Düngerechts hat die
Bundesregierung Mitte März auf eine Kleine Anfrage der Grünen
geantwortet (Drucksache 19/1220)[1].

Nitrat ist nicht nur für die Umwelt äußerst bedenklich.
WissenschaftlerInnen der Universität im dänischen Aarhus hatten vor
kurzem eine große epidemiologische Studie vorgelegt, die einen
Zusammenhang zwischen Nitrat im Trinkwasser mit Darmkrebserkrankungen
belegt - auch wenn die gemessenen Werte unterhalb des zurzeit
geltenden Grenzwertes liegen. Wegen der möglichen Umwandlung von
Nitrat zu Nitrit im Körper sind hohe Nitratwerte im Trinkwasser
außerdem besonders für Säuglinge gefährlich, die an "Blausucht"
(Zyanose/Methämoglobinämie) erkranken können. [jg]

Kommissionsbericht

http://ec.europa.eu/transparency/regdoc/rep/1/2018/EN/COM-2018-257-F1-EN-MAIN-PART-1.PDF

Studie zum Zusammenhang zwischen Nitratwerten und Krebs

https://www.sciencedaily.com/releases/2018/02/180220095019.htm

[1] http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/012/1901220.pdf

 * 

Quelle:

EU-News, 08.05.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 22. Mai 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis




OEBPS/Images/sb-logo.png





OEBPS/Images/editorial_sb-zeitung.jpg





OEBPS/Images/wett8283_(c)_2018_by_schattenblick.jpg





OEBPS/Images/cover.jpg
Berihic

v K

Elekironische Zeitung Schatenblick

Dicasag 22 i 2018

SPORT/ BOXEN

Sehwergewicht - Wicderkehr

Fragezecher
Tyson Fury il b seinem
Comtackaf Sk S5
58 sche Schwerge-
e Tysom Fury ke mach
anger Abwesenhit von veicin-
bl e am . i i den
k. B scinem Come.
mmnm.w,mw nun-
W

Runden, 4t in dr M

Brexit-

(SB) 21 Mai 2015 - Sachen Br-
exit it alles au ine Zollunion
~ auch wenn sie aus politischen
Grinden disen Nammen nihi
en da - inaus, Den Brexieers
bt e kosenatven Reenng
in London sowie im brtischen
P b b o B
Drang, die Mitgledschaf de
Vereinigten Konigreichs in der
Eropiischen Union zu beenden,

3ot Alnr SerSo
i, e

schen. Es
gt autdr Hand, 4t (.3
VERANSTALTUNG.

Seite 5

fen, Angesichisirer chaunini-

im britischen Unterous als auch
Die haren Br-

fandelmi-
terbank.
.

i Lie, Fox an Him
ler Jacob R

b

markt und der Zollunion, damit

Welsieht haoen se dic gewich
tigte Hinde ouf dem Weg hin 2ur
e ot A lo-
lliz vergessen - -
. mu\ m. Kinfige Grnze 2

i des

i Shden A e
herwindlichen n....w.x 2
sl dl e

m "Esmpire 207,

s cin Jor nschdem Pre-
mictminsterin The
30 s Lisabamer Veri
s kit and ichLondon
auf Ende \mnmnbm
o o A
fen Konirschs
s moh e
dartber, wie die i

<2 May Ar.

-

o s konseratven Frakion

e und nach Gusto Freihandel
Verrige mit Drnsisien sb.
iein kamn,

D Repiik and b
doch uner

1008

Follanion and B
i oy
ek de Reglndor el
delsorganisation ¢

Winden, um Hondel und e






OEBPS/Images/sph06571-1.jpg





